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Umsatzsteuer-Voran­

meldungen und 
Zusammenfassende 
Meldungen 
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10.3 

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-u p-Ü berprüfung 

Laut Stellullgllahme des BMF stehe deli Teamleitem des Fillallzamtes seit 

A 'ifallg JUlli 201 2  der Zugriff auf pos (prozessorientierte Sleuenll1g)6 

zur Verfügung. Diese kÖllntell damit ein breites Datellspeklrumjiir eille 

lokale Risikoanalyse ulld gezielte Schwerpunktsetzullg lIutzell. 

11.1 ( I )  Der RH hatte dem BMF in seinem Vorbericht (TZ 1 7) empfohlen, die 
verpflichtende Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldungen1 (UVA) und 
der Zusammenfassenden MeldungenB (ZM) elektronisch zu überwachen. 

(2) Das BMF hane im Rahmen des Nachfrageverfahrens mitgeteilt, dass 
die elektronische Überwachung der Abgabe der Umsatzsteuer-Voran­
meldungen ab Jänner 2010 durchgeführt werde. 

(J) Der RH stellte nunmehr fest, dass das BMF die Abgabe der Umsatz­
steuer-Voranmeldungen elektronisch überwachte. Unternehmer, wei­
che die verpflichtende Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldungen ver­
absäumten, bekamen zunächst automatisch ein Erinnerungsschreiben, 
in dem eine weitere Frist für die Abgabe der UVA gesetzt wurde. War 
auch dieses Erinnerungsschreiben erfolglos, waren diese Veranlagungs­
falle von den Finanzämtern zu überprüfen und geeignete Maßnahmen 
zu setzen. Eine schriftliche Arbeitsanleitung des BMF für diese Maßnah­
men lag nicht vor. So erfolgten die weiteren Bearbeitungsschritte allein 
in den beiden für die ausländischen Unternehmer zuständigen Teams 
höchst unterschiedlich. Diese reichten von einer weiteren Erinnerung, 
der Wartung der Grunddaten, über Schätzungen und Außenprüfungen 
bis zur Löschung der Steuernummer bzw. Begrenzung der UID-Nummer. 

Eine elektronische Überwachung der Abgabe der Zusammenfassenden 
Meldungen fand weiterhin nicht statt. Das BMF begründete dies mit der 
fehlenden gesetzlichen Verpflichtung zur Abgabe einer Zusammenfas­
senden Meldung für jene Zeiträume, in denen keine zu meldenden lie­
ferungen und sonstigen Leistungen erfolgen. Das BMF erachtete eine 

6 Laut BMF sollen damit relevante Prozessillformationcn zur Verfügung gcsu�1l1 werden. 
Strategische und operalive Entscheidungen des Vcrwaltungsmanagcmcnls im BMF sol­

len unterstützt und eine transparente Darstellung relevanter Querschniltsinformationcn 

für alle steuerlich erfassten Unternehmen Österreichs sichtbar gemacht werden. 

7 Neben der VcrpOichtung zur Abgabe von Umsalzstcllcrjahrcscrklärungcn besteht 

für alle Unternehmer. deren Umsätze im vorangegangenen Kalenderjahr 30.000 EUR 

(100.000 EUR bis 3 I. Dezember 2010) überschritten haben. die Verpnichtung zur Abgabe 
von Urnsalzsleuer-Voranmcldungcn. 

8 Alle Unternehmer. die Waren an Geschäflspartner in anderen Mitgliedstaaten der EU 
liefern oder verbringen bzw. sonstige Leistungen erbringen, rur die sie die Steuer schul­
det, müssen für diese Zeiträume eine .. Zusammenfassende Meldung über innergemein­

schaftliche Ueferllngen� ZUSätzlich zu allfalligen Umsatzsteuer-Voranrneldungen und 

neben der jiihrlichen Urns,lIZsteucrerkliirung einreichen. 
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Überwachung als nicht sinnvoll, solange keine gesetzliche Verpflich­
tung zur Abgabe einer solchen Leermeldung besteht. 

11.2 Das BMF setzte die Empfehlung des RH zur Einführung einer elektro­
nischen Überwachung teilweise um, weil es eine solche betreffend die 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen nunmehr durchführte, jene betreffend 
die Zusammenfassenden Meldungen jedoch weiterhin fehlte. 

Der RH empfahl dem BMF, in der EU auf eine gesetzliche Verpflich­
tung zur Abgabe der Zusammenfassenden Meldung auch für Leermel­
dungen hinzuwirken, um weitere Kontrolllücken schließen und auch die 
Zusammenfassenden Meldungen elektronisch überwachen zu können. 

Der RH erachtete die Einführung der elektronischen Umsatzsteuerüber­
wachung als gelungene IT -Unterstützung des BMF, die ein vergleichs­
weise ressourcenschonendes Instrument ist, um 

- aktuelle (Grund-)Daten der Abgabepfl ichtigen zu gewährleisten, 

- Kontrolllücken zu schließen, 

- Risikofalle aufzudecken, 

- die Steuermoral und damit auch die Moral der Unternehmer, ihren 
gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen, zu heben sowie 

- die missbräuchliche Verwendung der UID-Nummer durch Unter­
nehmer, die nicht (mehr) unternehmerisch tätig sind, einzudämmen. 

Nach Ansicht des RH lassen die unterschiedlichen Vorgangsweisen in 
den bei den Teams, die für die ausländischen Unternehmer zuständig 
sind, auf österreichweite Unterschiede in der Bearbeitung der über­
prüfungswürdigen Umsatzsteuerfalle schließen. Deshalb wies der RH 
darauf hin, österreichweit Best Practices zu eruieren und eine verbind­
liche Handlungsanleitung in das Organisationshandbuch der Finanz­
verwaltung einzufügen. 

11.3 Laut Stellungnahme des BMF wäre durch die verpflichtende Abgabe von 

Leermcldungen nichts gewonnen, da sich diese gerade aufjene Zeiträume 

beziehen würden, in denen keine meldepflichtigen - und somit über­

prüfenswerten - grenzüberschreitenden Umsätze bewirkt würden. Auch 

ullter dem Gesichtspullkt der laufelldell Bestrebullg, die Verwaitullgskos­

tell für Ullternehmen zu senken bZIl!. diese möglichst gering zu halten, 

erschiene es geboten, Unternehmen in diesem Zusammenhang nichr mit 

zusätzlichem Venvllitungsllufivalld zu belastell. Das BMF werde lInll-

Bund 2012/ 1 1  
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Internes Kontroll­
system 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-up-Überprüfung 

Iysierell, inwieweit ein mit dieser Verpflichtung elItstehender Mehrauf­

wand (sowolJl für die Unternehmen als auch für die Finanziimter) ellt­

stünde und tragbar sei. Grundsätzlich würden Differenzen zwischen den 

Beträgell der ZM Ulld der Abgabenerklärullg bei der Erklärullgsprüfimg 

bzw. Außellprüjung hinterfragt. 

11.4 Der RH befürwortete die Absicht des BMF, in diesem Zusammenhang 
Analysen durchzuführen. 

Der RH verblieb aber bei seiner Empfehlung, dass gerade im Hinblick 
auf zunehmende grenzüberschreitende innergemeinschaftliche Waren­
lieferungen und Dienstleistungen Kontrolllücken betreffend geltend 
gemachte Vorsteuerabzüge durch eine verpflichtende Abgabe von ZM­
Leermeldungen geschlossen werden könnten. In der EU wäre deshalb 
auF eine Verpflichtung zur Abgabe von ZM-Leermeldungen hinzu­
wirken, um auch die Abgabe von ZM lückenlos elektronisch überwa­
chen zu können. 

12.1 ( I) Der RH hatte dem Finanzamt Graz-Stadt in seinem Vorbericht 
(TZ 1 8) empfohlen, angesichts der umfassenden Erledigungs- und 
Genehmigungsbefugnisse der Mitarbeiter bei den Veranlagungsfal­
len von der FIxen Fallzuteilung, bei der über Jahre ein Fall jeweils ein 
und demselben Mitarbeiter zugewiesen wird, abzugehen sowie durch 
organisatorische Vorkehrungen durchgehend einen Bearbeiterwechsel 
sicherzustel len, um den Grundsätzen des Internen Kontrollsystems zu 
entsprechen. 

(2) Das BMF hatte im Rahmen des Nachfrageverfahrens mitgeteilt, 
dass das Finanzamt Graz-Stadt eine Trennung in Neuaufnahme und 
laufende Bearbeitung festgelegt habe. In der Bearbeitung erfolge die 
Zuteilung nach Schwierigkeitsgrad. Außerdem werde die alphabetische 
Zuteilung der Akten umgestellt. 

(3) Der RH stellte nunmehr fest, dass die Trennung der Nellallfnah­
men von der laufenden Bearbeitung in einem vorgelagerten internen 
Infocenter durchgeführt wurde. Die laufende Bearbeitung der Veranla­
gungsfalle war weiterhin bestimmten Mitarbeitern nach dem Anfangs­
buchstaben des Abgabepflichtigen FIX zugeordnet, wobei eine neue 
Buchstabenzuteilung erfolgt war. 

Das Finanzamt Graz-Stadt erachtete eine Aufhebung der Buchstaben­
zuteilung und einen damit einhergehenden Bearbeiterwechsel als nicht 
praktikabel. Es begründete dies einerseits mit einem unproduktiven 
Zeitaufwand. Andererseits könnten durch die kontinuierliche Bearbei-
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Bund 2012/ 1 1  

Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
Follow-up-Überprüfung 

Auszahlung im Speziellen an Unternehmer aus best immten Staaten 
ausgeschlossen werden. Österreich machte von dieser zwischenstaat­
l ichen Gegenseitigkeit - im Gegensatz etwa zu Deutschland - bisher 
noch nicht Gebrauch. 

So führte bspw. ein aktuelles Verzeichnis des deutschen Bundesmi­
nisteriums der Finanzen 49 Drittstatten an, die eine Vorsteuererstat­
tung auf Basis der zwischenstaatlichen Gegenseitigkeit an deutsche 
Unternehmer durchftjhrten. Demgegenüber standen 97 Drittstaaten, 
die keine entsprechende Vorsteuererstattung an deutsche Unterneh­
mer durchführten. Die in diesen Drittstaaten ansässigen Unternehmer 
waren somit mangels zwischenstaatlicher Gegenseitigkeit in Deutsch­
land von der Vorsteuererstattung ausgeschlossen. 

13.2 Der RH empfahl dem BMF, die von der EU eingeräumte Option der 
zwischenstaatlichen Gegenseitigkeit zu nützen und damit angesichts 
knapper Budgetmittel die Vorsteuererstattung auf ausländische Unter­
nehmer jener Ansässigkeitsstaaten einzuschränken, die österreichi­
schen Unternehmern vergleichbare Vorteile gewähren. 

13.3 Laut Stellullgllahme des BMF bedürfe es einer gesetzlicheIl Regelung, 

um eine Deutschland vergleichbare Liste in Österreich zu fuhren. Die 

überwiegende Anzahl der EU-Mitgliedstaaten llabe VOll der Illanspruch­

nallllle der {lurch Art. 2 Abs. 2 der 13. Richtlillie (86/560/EWGj einge­

räumten Wahlmöglichkeit abgesehen. Im Hillblick auf möglicherweise 

positive Budgellluswirkungell ullll IlIIter Berücksichtigullg ill/ematio­

lIaler Erkenntllisse ulld Informationen aus dem Ullionsgebiet bestehe 

sei teils des BMF die Absicht, die Eillführullg eiller elItsprechenden 

Gegenseitigkeitsregelung sowohl aus verwaltullgsökollomischer Sicht 

als auch hillsichtlich der verwaltungstechnischen Realisierbarkeit zu 

prüfell. Die Ermittlullg jeller Drittstaaten, die im Bereich der Mehr­

wertsteuererstallullg österreich ischen Unterllehmen vergleichbare Vor­

teile gewährell, werde eillell angemessenen, aber doch lällgeren Zeit­

raum in Allspruch lIehmell. 

Im Ergebllis wer{le jedenfalls abzuwägell seilI, wie weit die empfoh­

lene Gegellseitigkeitsregelullg bei der Vorsteuererstattullg Oll lIicht im 

EU-Raum allsässige Ulltemehmer tatsächlich eillen lIerwaltungsökono­

mischeIl bzw. budgetärell Mehrwert darstelle ulld deli mit der Eillfiih­

rung der Regelung und Erstellung VOll Drittstaatenlis/ell lIerbulldellen 

Ermittlullgs- und FeststellullgsauJwalll1 im Ergebnis auch amortisiere. 

Das BMF werde diesbezüglich sOl/lohl legistische als auch Kosten-/Nut­

zenüberlegullgell allsteIlen. 
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13.4 Der RH befürwortete die Absicht des BMF, eine entsprechende Gegen­
seitigkeitsregelung zu prüfen. 

Der RH verblieb aufgrund des Risikos ungerechtfertigter Auszahlungen 
bei seiner Empfehlung. Zur Ermittlung eines entsprechenden Drittstaa­
tenverzeichn isses könnte das BMF Kontakt mit den deutschen Behör­
den aufnehmen bzw. in einem ersten Schritt das entsprechende Ver­
zeichnis des deutschen Bundesministeriums der Finanzen heranziehen. 

Bund 2012/ 1 1  
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Umsatzbesteuerung ausländischer Unternehmer; 
FOllow-up-Überprüfung 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen 

TZ 

4 

5 

7 

11 

14 

15 

15 

15 

17 

18 

14 Der RH stellte fest, dass das BMF und das Finanzamt Graz-Stadt 
von zehn überprüften Empfehlungen des Vorberichts fünf umsetzten, 
drei teilweise und zwei nicht umsetzten. 

Umsetzungsgrad der Empfehlungen des Vorberichts 

(Reihe Bund 2009/13)  

Vorbericht Follow-up-Überprüfung 

Empfehlungsinhalt TZ umgesetzt teilweise nicht 
umgesetzt umgesetzt 

Zeitgerechte Nachbesetzung frei werdender Plan-
stellen mit entsprechend qualifiziertem Personal 3 X 

Entlastung qualifizierter Kräfte von zeitintensiven 
manipulativen Tätigkeiten; Konzentration der 
Auskünfte und Kundenkontakte möglichst bei einem 
Mitarbeiter je Team 

4 X 

Angleichung der Arbeitsprozesse und Verfahrensab-
läufe in den beiden mit der Umsatzbesteuerung 
ausländischer Unternehmer befassten Teams auf 5 X 

Grundlage der Best Practice 

Setzen von Prüfungsschritten bei der Neuaufnahme 
von Veranlagungsfällen und Bereitstellung der dafür 6 X 
erforderlichen personellen Ressourcen 

Kontrolle des im Reorganisationsprojekt ange-
strebten Anteils an den Erledigungen 7 X 

Entwicklun� einer treffsicheren Risikoauswahl für 
die Kontrol e der Rückzahlungen 8 X 

Verlagerung des Schwergewichts der Überprü-
fungstätigkeit bei der Veranlagung ausländi- 9 X scher Unternehmer von den Nach- auf die Vor-
bescheidkontrollen 

Schaffung der Voraussetzungen zur Verbesserung 
der Datengrundlagen für die Risikoanalyse durch 10 X 
Einbeziehung weiterer Informationen 

Elektronische Überwachung der verpflichtenden 
Abgabe der Umsatzsteuer-Voranmeldungen und der 
Zusammenfassenden Meldungen 

11 X 

Abgehen von der fixen Fallzuteilung; Sicherstellung 
or�anisatorischer Vorkehrungen für einen durch- 12 X 
ge enden Bearbeiterwechsel 
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Aus Anlass der nunmehrigen Follow-up-Überprufung hob der RH 
folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Das Schwergewicht der Überprüfungs tätigkeit bei der Veranla­
gung ausländischer Unternehmer wäre von den Nach- auf die zeit­
näheren Vorbescheidkontrollen zu verlagern. (TZ 9) 

(2) Dem Finanzamt Graz-Stadt sollten umgehend wieder aktuelle 
elektronische Einzelfalldaten zu den Erledigungen zeitnah zur Ver­
fügung gestellt werden. um gezielte Risikoanalysen und Schwer­
punktauswertungen - vor allem für die Veranlagungsfalle - durch­
führen zu können. (TZ 10) 

(3) In der EU wäre auf eine gesetzliche Verpflichtung zur Abgabe der 
Zusammenfassenden Meldungen auch für Leermeldungen hinzuwir­
ken. um weitere Kontrolllücken schließen und auch die Zusammen­
fassenden Meldungen elektronisch überwachen zu können. (TZ 11) 

(4) Die von der EU eingeräumte Option der zwischenstaatlichen 
Gegenseitigkeit im Zusammenhang mit der Vorsteuererstattung 
wäre - dem Beispiel Deutschlands folgend - zu nützen und damit 
angesichts knapper Budgetmittel die Vorsteuererstattung auf aus­
ländische Unternehmer jener Ansässigkeitsstaaten einzuschränken. 
die österreichischen Unternehmern vergleichbare Vorteile gewäh­
ren. (TZ 13)  

(5) Qualifizierte Mitarbeiter sollten auch weiterhin soweit wie mög­
lich von telefonischen Anfragen und Auskünften entlastet werden. 
(TZ 4) 

(6) Von der fIXen Fallzuteilung wäre abzugehen und ein durchge­
hender Bearbeiterwechsel bei den Veranlagungsfallen wäre sicher­
zustellen. (TZ 12) 

Bund 2012/11 
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Bericht 
des Rechnungshofes 

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation und 
Entwicklung des österreichischen Schulwesens (BIFIE) 
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Bund 2012/11 

Abkürzun en 

Abkürzungsverzeichnis 

Abs. 
AHS 
Art. 

BGB!. 
BHS 
BIFIE 

BM .. .  
BMF 
BMWF 
BMUKK 
bspw. 
bzw. 
B-VG 

ca. 

etc. 
EUR 

f. 
ff. 

gem. 
GZ 

H rsg. 

i.d.F. 
i.d.g.F. 
i .d.R. 
IEA 

ink!. 
IT 
i.V.m. 

Iit. 

Mil l .  

Absatz 
Al lgemein bi ldende höhere Schule 
Artikel 

Bundesgesetzblatt 
Berufsbildende höhere Schule 
Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation EI Entwick­
lung des ösrerreichischen Schulwesens 
Bundesministerium .. . 
für Finanzen 
für Wissenschaft und Forschung 
für Unterricht, Kunst und Kultur 
beispielsweise 
beziehungsweise 
Bu ndes-Verfassungsgesetz 

circa 

et cetera 
Euro 

folgend(e) 
fortfolgende 

gemäß 
Geschäftszahl 

Herausgeber 

i n  der Fassung 
in der geltenden Fassung 
in der Regel 
International Associarion for the Evaluation of Educational 
Achievement 
inklusive 
In formationstech nologie 
in Verbindung mit 

l i tera (Buchstabe) 

Mi l l ion(en) 
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Nr. 

OECD 

PIRLS 
PISA 

rd. 
RGBI. 
RH 

S. 

TAUS 
TIMSS 
TZ 

u.a. 

v.a. 
vgl. 
VZÄ 

Z 
z.B. 

Nummer 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung 

Progress in International Reading Literacy Study 
Programme for International Student Assessment 

rund 
Reichsgesetzblatt 
Rechnungshof 

Seite 

Teaching and Learning International Survey 
Trends in International Mathematics and Science Study 
Textzahl(en) 

unter a nderem 

vor allem 
vergleiche 
Vollzeitäquivalen t 

Ziffer 
zum Beispiel 
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KURZFASSUNG 

Bund 2 0 1 2/11 

BMUKK: 

Wirkungsbereich des Bundesministeriums 

für Unterricht, Kunst und Kultur 

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation und 

Entwicklung des österreichischen Schulwesens (BIFIE) 

Die Ausgliederung des Bundesinstituts für Bildungsforschung, Inno­
vation EI Entwicklung des österreichischen Schulwesens (BIFIE) war 
gekennzeichnet durch mangelhafte Zielvorgaben seitens des BMUKK. 
Bereits im Jahr 2008 (Jahr der Ausgliederung) wurden dem BLFIE 
- über die gesetzlich festgelegten Zuwendungen hinaus - zusätz­
liche Mittel zur VerfUgung gestellt. So stiegen im Zeitraum 2008 bis 
2010 die Zuwendungen des BMUKK an das BIFIE auf mehr als das 
Doppelte an. Gleichzeitig verfUgte das BIFIE Ende 2010 über Bank­
guthaben von 8,49 Mil!. EUR und damit über eine Überliquidität. Der 
Personalstand des BIFIE (Stand Anfang September 201 1 )  überschritt 
das bei der Ausgliederung geplante Personal um etwa ein Dritte!. 

Zu den Kernaufgaben des BIFIE zählte die Umsetzung zentraler Pro­
jekte des BMUKK: die Bildungsstandards und die standardisierte, 
kompetenzorientierte Reifeprüfung an höheren Schulen. Der Wissen­
schaftliche Beirat des BIFIE übte Kritik an der Konzeption der stan­
dardisierten, kompetenzorientierten Reifeprüfung. Das Projektcon­
trolling des BIFIE genügte nicht der bildungspolitischen Bedeutung 
und dem flllanziellen Ausmaß der Projekte (Zuwendungen BMUKK 
an BIFIE 2008 bis 2010  insgesamt 34,71 Mil!. EUR). 

Die Gebarungssicherheit im BIFIE war wegen gravierender Kont­
roll lücken nicht gewährleistet. 

Prüfungsziel 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der vom BMUKK 
mit der Ausgliederung des BLFLE (Bundesinstitut fUr Bildungsfor­
schung, Innovation EI Entwicklung des österreichischen Schulwesens) 
im Jahr 2008 verfolgten Ziele und der ErfliIJung der vier Kernaufga­
ben durch das BIFlE: angewandte Bildungsforschung, Bildungsmoni­
toring, Qualitätsentwicklung und regelmäßige nationale Bildungsbe­
richterstattung. Darüber hinaus überprüfte der RH die Organe sowie 
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die Organisationsstruktur des BIFIE und dessen Finanzierung und 
Gebarung. (TZ I) 

Ausgliederung des BIFIE 

Mit I.  Jänner 2008 wurde das BIFIE zur Durchführung von Unter­
suchungen im Bereich der angewandten Bildungsforschung, zum 
Monitoring des Schulsystems, zur Bereitstellung von Informatio­
nen für bildungspolitische Entscheidungen sowie zur Begleitung und 
Implementierung bildungspolitischer Maßnahmen und deren Eva­
luation als eine juristische Person des öffentlichen Rechts errichtet. 
Mit der Ausgliederung waren Aufgaben im öffentlichen Interesse 
- Aufgaben des BMUKK - ausgelagert worden. Das BIFIE war nicht 
auf Gewinn ausgerichtet. (TZ 3) 

Das BMUKK sah die Ausgliederung des BIFIE v.a. unter der Zielset­
zung, die Grundlagen für eine evidenzbasierte Bildungspolitik und 
systematische SchulentwickJung zu schaffen. Klare wirtschaftliche 
und operative Zielvorgaben legte das BMUKK nicht fest. Eine effi­
ziente Steuerung durch das BMUKK war dadurch erschwert, eine 
Erfolgsmessung nicht möglich. Mangels Messgrößen über die Ziel­
erreichung war eine durch die Ausgliederung des BIFIE bewirkte 
Effizienzsteigerung in der ProjektabwickJung für den RH nicht fest­
stellbar. (TZ 4, 29) 

Auf Basis eines Ende 2007 erstellten Businessplans legte das 
BMUKK bei der Ausgliederung die Zuwendungen an das BIFIE für 
die Jahre 2008 bis 2010 fest. Bereits im Jahr 2008 wurden dem 
BIFIE zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt. Innerhalb von drei 
Jahren erhöhten sich so die Zuwendungen des BMUKK an das BIFIE 
von 7,36 Mill. EUR (2008) auf 15,12 MiH. EUR (2010) auf mehr als 
das Doppelte. (TZ 5) 

Auch der Personalstand des BIFIE stieg überproportional an. Die 
Anzahl neu geschaffener Arbeitsplätze im BIFIE lag deutlich über 
jener der im BMUKK aufgelassenen Stellen: Das BMUKK ging bei 
der Ausgliederung für den vorläufigen Endausbau des BIFIE im 
Jahr 2009 von etwa 60 bis 70 Mitarbeitern aus. Anfang Septem­
ber 2011 waren bereits 112,17 Mitarbeiter (in Vollzeitäquivalenten) 
beim BIFIE beschäftigt. Die Ausgliederung ermöglichte die Anstel­
lung von Personal, ohne die Zahl der Planstellen im Personalplan 
des jeweiligen Bundesfmanzgesetzes erhöhen zu müssen. Sie hatte 
auch zur Folge, dass Ausgaben für dauerhaft beschäftigtes Perso-
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Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

nal als Sachaufwand verrechnet wurden. Dies stand im Konflikt mit 
dem Grundsatz der Budgetwahrheit. (TZ 5) 

Das vom Direktorium erstellte Unternehmenskonzept enthielt keine 
konkreten Zielvorgaben. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war 
es entgegen der gesetzlichen Anforderung weder vom Aufsichtsrat 
noch vom BMUKK genehmigt. (TZ 6) 

Aufgaben des BIFIE 

Das BIFIE erledigte v.a. die gesetzlich vorgesehenen Kernaufga­
ben (angewandte Bildungsforschung, Bildungsmonitoring, Quali­
tätsentwicklung und regelmäßige nationale Bildungsberichterstat­
tung). Drittmittel trugen zur Kostendeckung des BIFIE und damit 
zur finanziellen Entlastung des BMUKK nur geringfügig bei. (TZ 7) 

Bildungsstandards 

Zu den Kernaufgaben Bildungsmonitoring und Qualitätsentwick.lung 
zählten die Bildungsstandards'. Mit der Einführung der Bildungs­
standards wurde ein wichtiger Schritt im Bereich der Qualitätsent­
wicklung und Qualitätssicherung an allgemein bildenden Schulen 
in Angriff genommen. Das BIFIE teilte das Projekt auf die Stand­
orte Wien (Implementierung der Bildungsstandards) und Salzburg 
(Überprüfung der Bildungsstandards und Ergebnisrückmeldungen) 
auf. (TZ 8) 

Von 2008 bis 2010 betrugen die Aufwendungen für die Bildungs­
standards 8,22 Mil!. EUR. Für den Zeitraum 2011 bis 2014 waren 
weitere 28,93 Mill. EUR (davon 1,24 Mill. EUR für Investitionen) 
geplant. Der geplante Anstieg der Ausgaben in den Jahren 2011 
bis 2014 war auf die Durchführung des ersten Überprüfungszyk.lus 
zurückzuführen. (TZ 12) 

Das BIFIE Wien war für die Implementierung der Bildungsstan­
dards (Begleit- und Fortbildungsmaßnahmen für die Lehrkräfte) 
zuständig. Die Implementierungsmaßnahmen waren hauptsächlich 
auf die Lehrerfortbildung ausgerichtet, um bei den Lehrkräften ein 
kompetenzorientiertes Lehr- und Lernverständnis sicherzustellen. 
Ein hohes - bisher nicht genütztes - Potenzial bestand in der Leh-

I Bildungsslandards legen konkrete Lernergebllisse fest. Diese lernergebnisse basie­

rcn auf grundlegenden Kompetenzen, über die die 5th li leT al11 Ende einer bestimmten 

Schulstufe verfügen sollen. 

113 

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 17 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



Kurzfassung 

114 

R 
-

H 

rerausbildung. Oie Messung des Erfolgs der Implementierungsmaß­
nahmen war jedoch nach Meinung der Experten erst in fünf bis zehn 
Jahren möglich. (TZ 9) 

Oie Überprüfung der Bildungsstandards (BIFIE Salzburg) stellte ein 
bedeutendes Projekt im Bildungsbereich dar, weil es wertvolle Infor­
mationen zur Verbesserung der Schul- und Unterrichtsqualität sowie 
der Schülerleistungen liefern kann. Ab dem Schuljahr 2011/2012 
werden jährlich die 8. Schulstufe und ab dem Schuljahr 2012/2013 
zusätzlich die 4. Schulstufe flächendeckend in Österreich getestet. 
Im Endausbau (ab Schuljahr 2012/2013) wird die Überprüfung 
180.000 Schüler jährlich umfassen. Der erste Überprüfungszyklus, 
begonnen im Schuljahr 2011/2012, endet im Schuljahr 2013/2014. 
(TZ 10) 

Auf Basis der Ergebnisse aus der Überprüfung der Bildungsstan­
dards soll über die Ergebnisrückmeldungen ein kontinuierlicher Ver­
besserungsprozess von Unterricht und Schule initiiert werden. Das 
BMUKK hatte dazu die strategischen Zielvorgaben und die entspre­
chenden Rahmenbedingungen sicherzustellen. (TZ 11) 

Der genaue Umsetzungsstand des Projekts Bildungsstandards war 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht dokumentiert. Oie Projekt­
richtlinien des BI.FIE enthielten keine Vorgaben hinsichtlich Projekt­
controlling und ProjektfortschrittskontroLle. (TZ 12) 

Zentrale standardisierte kompetenzorientierte Reife- und Diplom­
prüfung 

An den allgemein bildenden höheren Schulen (AHS) wird die stan­
dardisierte, kompetenzorientierte Reifeprüfung (standardisierte Rei­
feprüfung) erstmals ab dem Haupttermin 2014 und an den berufs­
bildenden höheren Schulen (BHS) ab 2015 stattfmden.2 (TZ 13) 

Oie Zentralisierung der schriftlichen Reifeprüfung wurde allerdings 
insofern nicht konsequent durchgeführt, als die Beurteilung dezen­
tral erfolgen soll. Oie Korrektur der schriftlichen Klausurarbeiten 
durch die Lehrkräfte der AbschlusskJassen widersprach wichtigen 
Zielen der standardisierten Reifeprüfung wie höchstmögliche Objek­
tivität, Transparenz und Vergleichbarkeit von Schülerleistungen. 
(TZ 13) 

2 Nach Beendigung der Gebarungsüberprüfung kam es zur Verschiebung der Termine um 
e in  Jahr; die standardisierte Reifeprüfung wird an  den AHS erstmals zum Haupttermin 

201 5  und an den BHS ZUIll Haupttermin 201 6  stattfmden; vg1. 8GB!. I Nr. 73/2012. 
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Der Wissenschaftliche Beirat des BIFIE beurteilte die Arbeiten zur 
standardisierten Reifeprüfung im Frühjahr 2011 wie folgt: "Die 
bisherigen Verfahren erscheinen aber nur schwach testtheoretisch 
begründet, in der Durchführung wenig praktikabel und in der poli­
tischen Legitimation anfällig." (TZ 14) 

Durch das geplante Verfahren der standardisierten Reifeprüfung 
haben die Lehrkräfte der Abschlussklassen keine Aufgaben mehr 
für die Reifeprüfung auszuarbeiten. Dadurch sind die unmittel­
bar betroffenen Lehrkräfte nicht mehr einbezogen und ein Pool an 
Aufgaben geht verloren. Die Prüfungstaxen wurden nicht redu­
ziert, obwohl die verbleibenden Arbeiten einen geringeren Auf­
wand erforderten. (TZ 16) 

Die standardisierte Reifeprüfung war ein inhaltlich überaus kom­
plexes Projekt mit strengen Sicherheitsanforderungen, wofür beson­
dere organisatorische und technische Rahmenbedingungen erfor­
derlich waren. Die vom RH festgestellte Projektfortschrittskontrolle 
entsprach nicht der Bedeutung des Vorhabens. Dadurch war auch 
bei der standardisierten Reifeprüfung der genaue Umsetzungsstand 
nicht dokumentiert. (TZ 15) 

Für den Zeitraum 2008 bis 2010 entstanden dem BIFIE durch die 
standardisierte Reifeprüfung Aufwendungen von 4,61 MiI!. EUR. 
Das BLFIE plante weitere 24,52 Mill. EUR (davon 1,54 Mill. EUR für 
Investitionen, z.B. für LT -Hard- und Software) für die Jahre 2011 
bis 2014. (TZ 16) 

Das BMUKK stellte dem BIFIE Wien, das für die Durchführung der 
standardisierten Reifeprüfung zuständig war, 400 Werteinheiten 
pro Jahr (20 Vollzeitäquivalente) ab dem Jahr 2011 zur Verfügung. 
Damit sollten Lehrkräfte aus der Unterrichtspraxis einen Teil ihrer 
Lehrverpflichtung zur Entwicklung von Aufgaben verwenden. Die 
Werteinheiten werden langfristig gebunden sein und stellen einen 
zusätzlichen Kostenfaktor (3,60 Mil!. EUR für den Zeitraum 2011 
bis 2014) für das BMUKK dar. (TZ 16) 

Internationale Studien und Assessments 

Das BIFIE Salzburg wickelte im Auftrag des BMUKK auch folgende 
internationale Studien zur Messung und zum Vergleich von Schüler­
leistungen ab: PISA (Programme for International Student Assess­
ment), PIRLS (Progress in International Reading Literacy Study), 
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TALIS (Teaching and Learning International Survey) und TIMSS 
(Trends in International Mathematics and Science Study). (TZ 11) 

Internationale Studien unterstützten eine faktenbasierte Bildungs­
politik, weil sie Verbesserungspotenzial im internationalen Vergleich 
aufzeigten. Im Zeitablauf war jedoch bei den internationalen Stu­
dien ein Leistungsrückgang der österreichischen Schüler feststell­
bar. Dieser erforderte gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der 
Schülerleistungen. (TZ 17) 

Grundsätzlich veröffentlichte das BIFIE zu jeder internationalen Stu­
die eine Studienbeschreibung, erste Ergebnisse und einen Exper­
tenbericht. Für die P ISA-Studie 2009 lag beinahe drei Jahre nach 
der Studie kein Expertenbericht vor. Dies stellte die Sinnhaftigkeit 
eigener Expertenberichte in Frage, umso mehr, als für die wissen­
schaftliche Aufarbeitung wichtiger Ergebnisse der internationalen 
Studien das Instrument des Nationalen Bildungsberichts zur Ver­
fügung stand. (TZ 11) 

Im Zeitraum 2008 bis 2010 fIelen für die internationalen Studien 
Aufwendungen von insgesamt 2,52 Mill. EUR an. Für 2011 bis 2014 
budgetierte das BlFIE dafür 5,19 Mill. EUR (davon 66.000 EUR für 
Investitionen). Dies entsprach einem Anstieg der durchschnittlichen 
jährlichen Kosten um rd. 55 0/0. (TZ 17) 

Nationaler Bildungsbericht 

Der Nationale Bildungsbericht sollte im Sinne einer faktenbasier­
ten Entscheidungsfmdung der Erarbeitung und Aufbereitung einer 
breiten Datenbasis zur Situation der Schule in Österreich dienen. 
Das Konzept des Nationalen Bildungsberichts sah eine Zweiteilung 
in Bildungsindikatoren (Band I) und analytische wissenschaftliche 
Beiträge (Band 2) vor. Bei den Vorbereitungsarbeiten zum Natio­
nalen Bildungsbericht 2012 traten Auffassungsunterschiede zwi­
schen BMUKK und BIFIE über die zu bearbeitenden Themen im 
Band 2 auf. Der Wissenschaftliche Beirat des BIFrE war nicht ein­
gebunden. (TZ 18) 

Für den Nationalen Bildungsbericht 2009 fleJen im BIFrE Aufwen­
dungen von knapp 560.000 EUR an. Weitere Aufwendungen vor der 
Ausgliederung des BIFIE waren bei der Vorgängerinstitution erfasst 
worden. Beim Bericht 2009 erhielten die Autoren jeweils 14.000 EUR 
für ihre wissenschaftlichen Beiträge. Für den Zeitraum 2011 bis 2014 
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plante das BIFIE 1,16 Mill. EUR (davon 15.000 EUR für Investiti­
onen) für die Bildungsberichterstattung. (TZ 18) 

Evaluation Neue Mittelschule 

Das vom BIFIE entwickelte Evaluationskonzept sollte Daten als 
Grundlage für bildungspolitische Entscheidungen nach der Entwick­
lungsphase über den Nutzen der Neuen Mittelschule bereitstellen. 
Weiters sollte es Informationen zur Feinsteuerung während des Ent­
wicklungsprozesses liefern. (TZ 19) 

Obwohl die erste Generation der Modellversuche noch nicht beendet 
war und es noch keine aussagekräftigen Befunde über den Nutzen 
der Neuen Mittelschule gab, beschloss der Nationalrat im März 2012 
die Übernahme des Modellversuchs Neue Mittelschule in das Regel­
schulwesen. (TZ 19) 

Organisation 

Die Organe des BIFIE waren das Direktorium, der Aufsichtsrat und 
der Wissenschaftliche Beirat. Daneben gab es Zentren für die inhalt­
lichen Arbeitsbereiche des BlFIE, die auf die einzelnen Standorte 
(Graz, Salzburg und Wien) aufgeteilt waren. (TZ 20) 

Direktorium 

Das Direktorium bestand aus zwei - für die Dauer VOll fünf Jahren 
von der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur bestell­
ten - Direktoren. (TZ 21) 

Das Direktorium hatte jährlich einen Dreijahresplan zu erstellen. 
Seit Gründung des BIFIE gab es lediglich zwei genehmigte Drei­
jahrespläne. Die Planung verzögerte sich wegen Differenzen zwi­
schen BMUKK und BlFIE. Diese betrafen den Geldmittelbedarf und 
die Projektkosten. Aufgrund der Nichteinhaltung der Pläne verfügte 
das BIFIE über eine hohe Mittelausstattung, die zum Aufbau von 
beträchtlichen Bankguthaben (Ende 2010 8,49 Mill. EUR) und zu 
einer Überliquidität führten. In der problemhaften Erstellung der 
Dreijahrespläne und der Überliquidität manifestierte sich eine zu 
schwach ausgeprägte kaufmännische Kompetenz in der Führung 
des BIFIE. (TZ 21) 
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Die Institutsordnung des BIFIE enthielt als gemeinsame Aufgabe des 
Direktoriums die Bestellung des Abschlussprüfers. Dem stand jedoch 
das BIFlE-Gesetz entgegen, wonach die Bestellung des Abschluss­
prüfers dem BMUKK oblag. (TZ 2 1 )  

Aufsichtsrat 

Der Aufsichtsrat des BIFIE bestand aus neun Mitgliedern, wobei 
fünf vom BMUKK zu nominieren waren. In der Sitzung vom Okto­
ber 2010  beschloss der Aufsichtsrat einstimmig die dauerhafte Teil­
nahme des Geschäftsführers der Koordinationsstelle des BMUKK 
als nicht stimmberechtigte Auskunftsperson. Das Gesellschaftsrecht 
sah jedoch keine dauerhafte Auskunftsperson für Aufsichtsratssit­
zungen vor. (TZ 22) 

Nach der Geschäftsordnung war der Aufsichtsrat mindestens vier 
Mal pro Jahr einzuberufen. Dies wurde in einigen Jahren nicht ein­
gehalten. (TZ 22) 

Der Aufsichtsrat hatte u.a. Verträge, deren Gesamtentgelt 10 % der 
Basiszuwendung überstieg, zu genehmigen. Wegen Erhöhung der 
Basiszuwendung stieg die Betragsgrenze für diese Verträge von 
500.000 EUR auf 1 ,30 Mill. EUR an. Durch die Erhöhung der Basis­
zuwendungen bei gleichbleibendem Anteil genehmigungspflichti­
ger Verträge war eine Kontrolllücke entstanden. Nach den Feststel­
lungen des RH wurden seit Gründung des BlFlE dem Aufsichtsrat 
keine Verträge zur Genehmigung vorgelegt. (TZ 23)  

Wissenschaftlicher Beirat 

Der Wissenschaftliche Beirat sollte das nationale und internationale 
wissenschaftliche Niveau sichern und die Organe des BlFfE in der 
Wahrnehmung aller gesetzlichen Aufgaben unterstützen. Er gab an 
die Organe des BIFIE Empfehlungen ab. Obwohl dadurch die Kon­
trollfunktion des BMUKK um die Facette der wissenschaftlichen 
Qualitätssicherung erweitert werden könnte, erfolgte keine Weiter­
leitung der Empfehlungen an das BMUKK. (TZ 24) 
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Der Sitz des BIFIE war in Salzburg. Bei Ausgliederung gab es Zweig­
stellen in Graz, Klagenfurt und Wien, wobei der Standort Klagen­
furt organisatorisch und personell dem BIFIE Wien zugeordnet war. 
Mit Ende des Jahres 2011 war die Auflassung des Standorts Graz 
geplant. In Zukunft waren zwei Hauptstandorte des BIFIE in Salz­
burg und Wien beabsichtigt. (TZ 25) 

Bei der Ausgliederung war fUr Wien ein kleinerer Standort geplant. 
Mit der Novelle des BfFIE-Gesetzes 2009 kam die standardisierte 
Reifeprüfung als wesentliche Aufgabe fUr das BlFIE Wien dazu. Dies 
fUhrte zu einem starken Anstieg des Personalstands im BIFfE Wien. 
Entsprechend den Planungen wird das BIFIE Wien beinahe die Mit­
arbeitergröße des Sitzes des BIFIE in Salzburg annehmen. (TZ 25) 

Aus wirtschaftlichen Gründen war keine Notwendigkeit fUr zwei 
Hauptstandorte gegeben. Im Gegenteil: Diese verursachten Dop­
pelstrukturen und Ineffizienzen in der Verwaltung und der Aufga­
benerfUllung. (TZ 25) 

Doppelstrukturen 

Das "Zentrale Management und Services" in Salzburg war grund­
sätzlich fUr Infrastrukturleistungen des gesamten BIFIE zuständig. 
Durch die Vergrößerung des Standorts wurde zusätzliches Personal 
fUr Infrastrukturleistungen in Wien angestellt. Im Jahr 2011 wurden 
diese Mitarbeiter teilweise dem Zentralen Management und Services 
in Salzburg formal kostenrechnerisch zugeordnet. Tiefergreifende 
Restrukturierungen unterblieben, wesentliche Vorteile zentral ver­
walteter Ressourcen und Leistungen wurden nicht genutzt. (TZ 26) 

Insgesamt gab es am BIFIE drei unterschiedliche Internet-Aufgaben­
plattformen bzw. waren diese in Entwicklung, obwohl die zugrunde 
liegenden Prozesse identisch waren bzw. viele Gemeinsamkeiten 
aufwiesen. Für die Plattformen fielen bis Ende 2011 Kosten von 
316.000 EUR (inkI. Lizenzgebühren, Schulungen etc.) an. (TZ 27) 

Das BIFIE Salzburg und das BIFIE Wien verfUgten über jeweils zwei 
Konferenzräume. Diese Räumlichkeiten wurden jedoch nur zu knapp 
50 % genutzt. (TZ 27) 
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Zusammenarbeit BMUKK und BIFIE 

Das BMUKK richtete zur Konzentration der Aufsichtsaktivitäten und 
des Informationsflusses eine Koordinationsstelle für das BlFlE und 
die Bildungsforschung für das Ressort ein. (TZ 28) 

Gemäß BIFIE-Gesetz hatte das BMUKK die Vorgaben zu den Drei­
jahresplänen zu formulieren. Diese Vorgaben ergingen nicht recht­
zeitig und waren unpräzise. Eine generelle Leitlinie für die Abstim­
mung zwischen dem BMUKK bzw. der Koordinationsstelle und dem 
BIFIE zur Erstellung der Dreijahrespläne lag zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung nicht vor. (TZ 28) 

Ab dem Jahr 2010 verstärkten das BMUKK bzw. die Koordinati­
onssteIle die Aufsichtsaktivitäten gegenüber dem BIHE. Im Früh­
jahr 2011 fand eine Belegeinschau statt. Überdies wurde eine externe 
Plausibilitätsprüfung der Projekte Bildungsstandards und standar­
disierte Reifeprüfung (Pauschalhonorar 130.000 EUR) beauftragt. 
Die Forderung der Aufsichtsaktivitäten war zweckmäßig. Jedoch 
war die Beiziehung externer Berater mit hohen Kosten hiezu nicht 
notwendig, weil in den staatlichen Dienststellen ausreichend Fach­
kompetenz vorhanden war. (TZ 28) 

Im BIFlE kam es zur Bündelung einer großen Anzahl an wissen­
schaftlichen Studien und pädagogischen Projekten. Jedoch beauf­
tragte das BMUKK neben dem BIFIE auch andere Auftragnehmer 
für bildungswissenschaftliche Studien und pädagogische Projekte 
im Bereich der Kernaufgaben des BIFIE. Eine ausschließliche Beauf­
tragung des BIFlE durch das BMUKK war nicht gegeben. (TZ 29) 

Die sachlich zuständigen Mitarbeiter des BMUKK waren Ld.R. für die 
Projektverfolgung bzw. das Projektcontrolling verantwortlich. Die 
Aufgabenwahrnehmung durch die Mitarbeiter des BMUKK gestaltete 
sich unterschiedlich in einer Bandbreite von ausschließlich inhalt­
lich bis auch fmanziell. (TZ 29) 

Personalentwicklung 

Die Personalkosten des BIFIE stellten einen bedeutenden Kostenfak­
tor dar. Aufgrund des starken Anstiegs der Mitarbeiter verdoppelten 
sich beinahe die Aufwendungen für das Personal von 2,89 Mill. EUR 
(2008) auf 5,56 Mill. EUR (2010). (TZ 30) 
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Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Personalverwaltung 

Die Bediensteten des BlFIE waren in unterschiedliche Kategorien 
aufgesplittert: Vertragsbedienstete, dienstzugeteilte Beamte und 
Angestellte des BIFIE.  Die Vielfalt der dienstrechtlichen und besol­
dungsmäßigen Unterschiede bedingte eine komplexe Personalver­
waltung, die auch in der Abschlussprüfung 2010 beanstandet wurde. 
(TZ 31) 

Verträge Direktoren 

Die beiden Direktoren wurden per I .  April 200B von der Bundesmi­
nisterin fur Unterricht, Kunst und Kultur fur funf Jahre bestellt. Bis 
zum Ende der Gebarungsüberprüfung lagen noch keine unterfertig­
ten Anstellungsverträge vor. Verantwortlich fur den Abschluss der 
Verträge war der Aufsichtsrat. Aufgrund einer mündlichen Vereinba­
rung der Direktoren mit der Bundesministerin fur Unterricht, Kunst 
und Kultur erfolgten die laufenden Bezugsauszahlungen (auf Basis 
eines valorisierten Fixbezugs von 125.000 EUR jährlich). Weder die 
bereits praktizierte Erfolgsprämie (25.000 EUR jährlich) noch die 
in den Vertragsentwürfen vorgesehene Einmalzahlung als Teile des 
Bezugs entsprachen der Vertragsschablonenverordnung des Bundes. 
(TZ 32) 

Mitarbeiter Standorte Graz und Klagenfurt 

Zur Zeit der Gebarungsüberpriifung waren in  Klagenfurt drei Ver­
waltungsbedienstete beschäftigt. Grundsätzlich bestand kein Bedarf 
an Verwaltungsbediensteten in Klagenfurt. Bemühungen des BMUKK 
und des Direktoriums, diese unbefriedigende Situation durch eine 
Versetzung der Klagenfurter Bediensteten in andere Bundesdienst­
stellen zu lösen, scheiterten bislang. Für 2010 fIelen fur die Klagen­
furter Verwaltungsbediensteten Kosten von 141.000 EUR an. Für 
den Klagenfurter Standort wurden im Jahr 2010 M ietkosten von 
10.000 EUR rückgestellt. (TZ 33) 

Eine ähnliche Situation könnte nach der beabsichtigten Schlie­
ßung des Standorts Graz fur die dortigen beamteten Mi tarbeiter 
und Vertragsbediensteten entstehen. Das Direktorium bezifferte 
ursprünglich die E insparungen aus der Schließung des Standorts mit 
ca. 250.000 EURjährlich. Aufgrund der personalbedingten Beibehal­
tung des Büros reduzierten sich die Einsparungen auf 110.000 EUR. 
(TZ 33) 
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Werkverträge 

Für die Entwicklung der Bi ldungsstandards und der standardisierten 
Reifeprüfung zog das BIF IE  Dritte (v.a. Universitätsinstitute, Lehr­
kräfte und Hilfspersonal) heran, mit denen es Werkverträge abschloss. 
Die Werkverträge i m  wissenschaftlich-pädagogischen Bereich ver­
dreifachten sich von 990.000 EUR (2008) auf 3,10 Mill. EUR (2010), 
dies trotz der umfangreichen Aufnahme von qualifIziertem Per­
sonal. I m  Managementietter zum Jahresabschluss 2010 wurde die 
Überwachung des Leistungsfortschritts von Werkverträgen bemän­
gelt. (TZ 34) 

Testleiter 

Lediglich die interne Testieitung an der eigenen Schule für die Bil­
dungsstandards war im Rahmen der lehramtlichen Pflichten zu 
erbringen, wofür die Lehrkräfte Belohnungen erhielten. Für externe 
Testieitungen bestand eine vertragliche Beziehung zwischen dem 
BlFlE und der jeweiligen Lehrkraft, die Testleitungen wurden vom 
BIFIE pauschal entschädigt. Weiters erhielten die Lehrkräfte für 
diese Tätigkeiten Sonderurlaube. Eine Notwendigkeit, Lehrkräfte als 
externe Testleiter für die Bildungsstandards zu nominieren, bestand 
- mit Ausnahme der Startphase - nicht, weil die Testleitung in den 
Dienstpflichten der Lehrer verankert war. (TZ 35) 

Finanzierung des BlF1E 

Die Höhe der Basiszuwendung - mit dieser waren die Kosten der 
Kernaufgaben des B IF IE  abzudecken - war i m  B IF IE-Gesetz gere­
gelt und erfolgte auf Grundlage von Dreijahresplänen. Das BMUKK 
legte in der Novelle 2009 den Finanzmittelbedarf des BIFIE mit 
jeweils 15, 10 Mill. EUR (2010 und 201 1 )  sowie mit 1 8,65 Mill .  EUR 
(2012) fest. Die Basiszuwendungen stiegen von 6,5 Mill. EUR im Jahr 
2009 auf 13 M ill .  EUR für die Jahre 2010 bis 2012. Der Finanzmit­
teibedarf darüber hinaus (2, 10 Mill. EUR für 2010 und 2011 sowie 
5,65 M ill. EUR für 201 2) war über "Mittel für erhöhte Aufwen­
dungen" abzudecken .  Diese waren grundsätzlich für außerordent­
liche Situationen (finanzielle Schwierigkeiten) vorgesehen und hät­
ten nicht zur RegelfI nanzierung verwendet werden sollen. (TZ 36) 
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Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Zusätzlich betraute das BMUKK das BIF IE  in einem Rahmenver­
trag mit der Abwicklung verschiedener Aufträge (Nationaler Bi l­
dungsbericht, OEeD-Programme, Implementierung der B ildungs­
standards, standardisierte Reifeprüfung etc.). Für diese Leistungen 
wurde ein Entgelt von insgesamt 1 1 ,38 Mil l. EUR vereinbart, wovon 
6,74 Mil l .  EUR ausbezahlt wurden. Dieser Rahmenvertrag enthielt 
auch Leistungen, die zu den Kernaufgaben des BIF IE  zählten und 
durch die Basiszuwendung abzudecken gewesen wären. (TZ 37) 

Entwicklung B i lanz 

Das BIFIE verfügte über eine zu hohe M ittelausstattung, die zum hohen 
Aufbau der Position Bankguthaben ( im Jahr 20 10  8,49 M ill. EUR) 
und zu einer Überliquidität des BfFIE führte. Die Überliquidität lief 
einem wirtschaftlichen Umgang mit finanziellen Mitteln zuwider, 
was sich u.a. in häufigen Vorauszahlungen zeigte. (TZ 38, 39) 

Für die noch nicht verwendeten Zuwendungen des BMUICK der 
Abschlussperiode bildete das BIFIE Passive Rechnungsabgrenzungen 
und verminderte den Gewinn. Diese Position erhöhte sich i m  Zeit­
ablaufauf 3,72 Mi l l. EUR (2010). Konkrete Berechnungen lagen der 
Bildung der Passiven Rechnungsabgrenzung nicht zugrunde. Durch 
die B i ldung der Passiven Rechnungsabgrenzung und der Gewinn­
rücklage erzielte das B IF IE  keine nennenswerten Gewinne, über die 
das BMUKK durch einen Ausschüttungsbeschluss verfUgen hätte 
können. Dadurch hatte das BMUKK eingeschränkte Möglichkeiten, 
die liquiden Mi ttel abzuziehen. (TZ 38)  

Entwicklung Gewinn- und Verlustrechnung 

Insgesamt stiegen die Aufwendungen um rd. 1 35 0/0. Die größten 
Aufwandspositionen waren Aufwendungen für bezogene Leistungen 
(Werkverträge) und für Personal. Angesichts des im BfFIE stetig gestie­
genen Fachpersonals war die Auslagerung vieler D ienstleistungen (z.B. 
die Konzeption der Homepage, Rechts- und Beratungsleistungen) 
unzweckmäßig. (TZ 39) 
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Internes Kontrollsystem 

Bei Anschaffungen oder Verträgen über JO.OOO EUR wurde das 
Gebot des Vier-Augen-Prinzips auf Direktorenebene nicht aus­
nahmslos eingehalten. Sowohl i m  BIF IE  Salzburg als auch i m  B IF IE  
Wien gab es  Personen, die in  einem familiären und wirtschaftlichen 
Naheverhältnis zueinander standen. Die Richtlinie des Internen Kon­
trollsystems regelte die Themen Befangenheit und Unvereinbarkeit 
nicht ausreichend. Eine Richtlinie zur Aufnahme neuer Mitarbei­
ter, die ein objektives Aufnahmeverfahren sicherstellt, gab es nicht. 
Aufgrund dieser gravierenden Kontrolllücken war die Gebarungs­
sicherheit im Überprüfungszeitraum nicht gewährleistet. (TZ 40) 

Das Interne Kontrollsystem war auch deshalb nicht ausreichend, 
weil es nicht alle Unternehmensbereiche umfasste (z.B. Anlagenin­
ventur). (TZ 40) 

Planung und Berichterstattung 

Das BIFIE-Gesetz sah ein umfangreiches Planungs- und Berichter­
stattungssystem vor, das vom BlFlE nicht zufriedenstellend umge­
setzt wurde. Vor allem die Dreijahres- und Jahrespläne stellten 
keine realistische Situation der AufwandsentwickJung dar. Nicht 
zuletzt ftihrten die jährlichen Abweichungen zur Überliquidität des 
BIFIE. (TZ 4 1 )  
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Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Kenndaten zum Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation & Entwicklung des öster­

reichischen Schulwesens (BIFIE) 

GI .. llIchlftsfonn/Ffrmlnbumnummlr 

Untemihmensglllllltlnd 

Bundllrecht 

Glbarung 

Bilanzsumme 

KtJssenbesttlnd und Guthaben bei 
KteditinstiMen 

passive 

Personal am 1. 2011 

1 inkl. Aufwendungen für refundierte Beamte 
2 Rundungsdifferenzen möglich 

Quellen: BIFIE; eigene Berechnungen RH 

Bund 2012/1 1 

Juristische Person des öffentlichen Rechts, nicht auf Gewinn 
310319b 

Angewandte Blldungsforschun!l; Bildunpsmonltoring; 
QuallUtsentwicklung; regelmlßlae natIonale Bildungs­
berichterstattung; Eirtwicklung, Implementierun�, Auswer­
tung und begleitende Evaluierung der standardisierten, 
kompetenzorientierten ReifeprüfUngen an hllheren Schulen; 
Abwicklung von Aufträgen im Namen und auf Rechnung des 
Bundes 

Bundesgesetz Ober die Einrichtung eines Bundesinstitutes 
für Bildungsforschung, Innovation und Entwicklung des 
österreichischen Schulwesens (BIFIE-6esetz), BGBL I 
Nr. in Kraft mIt 1. Jänner 200B 

ZOOl 
(1. April bis 

31. 

2.769,80 

417.90 

38,47 

zOGt 

5.879,94 

2.694,07 

12.232,78 

2010 

8.493,08 

3.721,33 

15.120,00 

Verlndlrung 

+ 134,80 

+ 114,95 

+ 206,63 

+ 790,48 

+ 105,43 
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1 Der RH überprüfte von September 201 1  bis Februar 201 2  das Bundes­
institut für Bildungsrorschung, Innovation EI Entwicklung des öster­
reichischen Schulwesens (BIFIE) und das BMUKK. 

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der vom BMUKK 
mit der Ausgliederung des BIFIE im Jahr 2008 verFolgten Ziele und 
der Erflillung der vier Kernaufgaben (angewandte Bildungsforschung, 
Bildungsmonitoring, Qualitätsentwicklung und regelmäßige nationale 
Bildungsberichterstattung) durch das B1FIE. Darüber hinaus überprüfte 
der RH die Organe sowie die Organisationsstruktur des BIFIE und des­
sen Finanzierung und Gebarung. 

Zu dem im April 20 1 2  übermittelten Prüfungsergebnis nahmen das 
BIFIE im Mai 20 1 2  und das BMUKK im Juli 20 1 2  Stellung. Der RH 
erstattete seine Gegenäußerungen im Oktober 20 1 2. 

2 ( 1 )  I m  Jahr 1 97 1  wurde das Zentrum für Schulversuche und Schulent­
wicklung für die wissenschaftliche Vorbereitung, Betreuung, Kontrolle 
und Auswertung von Schulversuchen als nachgeordnete Dienststelle 
des damaligen Bundesministeriums für Unterricht und Kunst gegrün­
det.) 

(2) Im Zuge einer 2005 stattgefundenen Reorganisation wurde das 
Zentrum mit Standorten in Graz und in Klagenfurt mit einer Lehrer­
Arbeitsgruppe4 zusammengelegt und in ein Bundesinstitut für Bil­
dungsForschung, Innovation und Entwicklung des Bildungswesens 
(sogenanntes BIFlE-alt) umgewandelt. Das BIFIE-alt war als nachge­
ordnete Dienststelle des damal igen Bundesministeriums für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur organisiert. 

(3) Daneben bestand an der Universität Salzburg das Zentrum für Ver­
gleichende Bildungsforschung, das im Auftrag des BMUKK internati­
onale Studien zur Messung und zum Vergleich von Schülerleistungen 
auf Werkvertragsbasis durchführte (Drittmittelfmanzierung). 

(4) 1m Rahmen der Ausgliederung des BIFIE im Jahr 2008 kam es zur 
Zusammen führung des BIFIE-alt und des Zentrums für Vergleichende 
Bildungsforschung zum nunmehrigen BIFIE. 

J vgl. § 9 des Art. 11 der 4. Schulorganisationsgesetz-Novcllc. 8GB!. Nr. 234/ 1 971 
4 Die Lehrcr-Arbcil'sgruppe arbeitete in Salzburg an einem Projekt zu den Bildungsslall­

dards. 

Bund 2012/ 1 1  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)30 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Ausgli ederung des BIFIE Bundesinstitut für Bildungsfol'5chung, Innovation 

und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Errichtung und 3.1 Mit dem BIFIE-Gesetz (BGBI. I Nr. 25/2008) wurde mit  I .  Jänner 2008 
Rechtsstellung das BIFIE als eine juristische Person des öffentlichen Rechts errichtet 

- zur Durchführung von Untersuchungen im Bereich der angewandten 
B i 1dungsforschu ng, 

- zum Monitoring des Schulsystems, 

- zur Bereitstellung von Informationen Für bildungspolitische Ent­
scheidungen sowie 

- zur Begleitung und Implementierung bildungspolitischer Maßnah­
men und deren Evaluation. 

Das BIFIE war nicht auf Gewinn ausgerichtet. 

NachFolgende Tabelle gibt einen Überblick über die Chronologie der 
Ausgliederung des BIFIE: 

Tabelle 1 :  Chronologie Ausgliederung BIFIE 

9. Jänner 2008 

März 2008 

1. April 2008 

17. November 2009 

Quellen: BlfIE; RH 

Bund 2 0 1 2 / 1 1  

BGBL I Nr. 25/2008 Errichtung des BIFIE mit Wirksamkeit 1 .  Jänner 2008 

Bestellung Aufsichtsrat und Wissenschaftlicher Beirat durch das BMUKK 

Bestellung des Direktoriums durch die Bundesministerin für Unterricht. Kunst 
und Kultur 

BGB!. I Nr. 113/2009 Novelle des BIFIE-Gesetzes 

Das BIFIE-Gesetz legte u.a. die Rechtsstellung, die AuFgaben, die 
Zusammensetzung und Pflichten der Organe (Direktorium, Aufsichts­
rat und Wissenschaftl icher Beirat), die erforderliche Arbeitsplanung 
und die Berichtspflichten des BIFIE gegenüber dem Aufsichtsrat und 
dem BMUKK fest. 

Die Novelle 2009 normierte zusätzliche Aufgaben in Form der Abwick­
lung der standardisierten, kompetenzorientierten Reifeprüfungen an 
höheren Schulen. Des Weiteren wurde die jährliche Basiszuwendung 
des BIFIE verdoppelt und für die Jahre 2010 bis 201 2 Festgelegt (siehe 
TZ 36). 

Der Sitz des BIFIE ist in Salzburg; Zweigstellen bestehen in Graz und 
Wien bzw. Klagenfurt (TZ 2 5). Das BIFIE ist im Firmenbuch eingetra­
gen (Firmenbuch-Nummer FN 3 103 1 9b). 
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3.2 Der RH wies darauf hin, dass mit Errichtung des BIFIE Aufgaben im 
öFfentlichen Interesse - die  Aufgaben des BMUKK darstellten - aus­
gelagert wurden. Die Rechtsform Uuristische Person des öffentlichen 
Rechts) und die im BIFIE-Gesetz verankerten Grundsätze der Objek­
tivität, der Unparteilichkeit sowie der Transparenz sollten die Unab­
hängigkeit bei der Aufgabenerfüllung gewährleisten. Der RH legte 
dem BMUKK nahe, im Rahmen der in § 3 Abs. I Z 3 BIFIE-Gesetz 
geforderten Evaluierung die Frage zu analysieren, ob die an das BIFIE 
übertragenen Aufgaben nicht selbst durch das BMUKK erledigt wer­
den können. 

3.3 Laut Stellungnaillne des BMUKK seien die im BIFIE-Gesetz formu­

lierten Kerl/allfgaben einschließlich der Planung, der Implementierung 

wut der Umsetzung der Neuen Reijeprüjlll/g aus Sicht des BMUKK 

bestens beim BIFIE verankert. Sie sollten aus inhaltlichen sowie orga­

nisatorischen Gründen allch weiterhin /ion diesem lImgesetzt werden. 

3.4 Unabhängig von der aus Sicht des BMUKK guten Verankerung der 
Kernaufgaben beim BIFIE sah der RH die Notwendigkeit, in der nach 
BIFIE-Gesetz geforderten Evaluierung der grundlegenden Frage nach­
zugehen, ob die an das BIFIE übertragenen Aufgaben aufgrund der 
besonderen bildungspolitischen Bedeutung nicht selbst durch das 
BMUKK erledigt werden können. 

4.1 Das BMUKK sah die Ausgliederung des BIFIE v.a. unter der allgemei­
nen Zielsetzung, die Grundlagen für eine evidenzbasierte Bildungs­
politik und systematische Schulentwicklung zu schaFfen. 

Weitergehende Zieluntergliederungen bzw. operative Zielsetzungen 
lagen nicht vor. 

4.2 Nach Ansicht des RH war der Erfolg jeder Ausgliederung wesentlich 
von der Qualität und der Detaill iertheit der Zielvorgaben für den aus­
gegliederten Rechtsträger abhängig.5 Der RH wies darauf hin, dass 
klare wirtschaftliche und operative Zielvorgaben des BMUKK fehlten, 
wodurch eine eFfIziente Steuerung durch das BMUKK erschwert war. 
Zudem war aufgrund fehlender Vorgaben von Messgrößen zur Ziel­
erreichung eine Erfolgsmessung unmöglich. Er empfahl dem BMUKK, 
umgehend die Ziele des BIFIE zu operationalisieren. 

<; siehe bspw. RH-Berichte .. Bundesanstalt Statistik Austria - Evaluicrung der Ausglie­

dcrungw und .. Enlwicklungszusammcllarbeit im BMeiA und in der Auslrian Develop­
mcnt Agency". Reihe Bund 2007/10. TZ J und Reihe Bund 20091 1 1 .  TZ 6 sowie auch 

Matzka M. cl al. Evaluierung ausgegliederter Rechlsträger. 201 1 ,  S. 8 und S. 1 3 2  
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Ausgliederung des BIFIE 

Finanzielle und per­
sonelle Aspekte der 
Ausgliederung 

Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

4.3 Laut Stellungnahme lies BMUKK seien die Ziele des BIFfE mit der 

Nennung der Kernaufgaben und der Ergänzung um die Neue Reifeprü­

fung im BIFIE-Gesetz sowie den entsprechenden Konkretisierungen in 

deli Erläuterungen zum Gesetz präzise beschrieben. Ebenso sähe das 

BIFfE-Gesetz den rollierenden Dreijahresplan bzw. den Jahresplan llis 

Steuerungsinstrumente des BMUKK vor. In diesen Planungsinstru­

menten würden klare Zielvorgaben gemacilt, Meilensteine definiert und 

Budgetpläne auf die einzelnen Kernaufgaben hinuntergebrochen. Eine 

genauere Definition der Ziele im Gesetz erscheine dem BMUKK daher 

nicilt zie!{lihrend. 

4.4 Der RH hielt dem BMUKK entgegen, dass das BIFIE-Gesetz die (Kern-) 
Aufgaben des BIFIE definierte, nicht jedoch seine Ziele. Die in den 
Erläuterungen zur Regierungsvorlage dargestellten Ziele waren sehr 
allgemein gehalten und eigneten sich nicht zur effizienten Steuerung 
des BIFIE. Wie in den TZ 2 1 ,  28 und 41 dargestellt, führten die feh­
lenden (Ziel-lVorgaben zu Verzögerungen im Planungsprozess bzw. 
wurden Pläne teilweise gar nicht erstellt. Das umfangreiche - im BIFIE­
Gesetz vorgesehene - Planungs- und Berichterstattungssystem funk­
tionierte daher nicht zufriedenstellend. Der RH hielt an seiner Emp­
fehlung gegenüber dem BMUKK fest, umgehend die Ziele des BIFIE 
zu operationalisieren. 

5.1 ( I )  Nach Angaben des BMUKK fielen vor der Ausgliederung für die 
vom BIFIE wahrgenommenen Aufgaben relativ geringe Summen an.  
Die nach der Ausgliederung deutlich höheren Ausgaben (siehe TZ 36) 
argumentierte das BMUKK damit, dass durch systematisches Qualitäts­
monitoring, gezielte Bildungsforschung sowie systematische Qualitäts­
entwicklung die Effizienz des Schulsystems deutlich gesteigert werden 
könnte. 

(2) Auf Basis eines Ende 2007 erstellten Businessplans legte das 
BMUKK bei der Ausgliederung die Zuwendungen an das BIFIE für 
die Jahre 2008 bis 2010 fest. Bereits im Jahr 2008 wurden dem BIFIE 
zusätzliche Mittel zur Verfügung gestellt. Innerhalb von drei Jah­
ren erhöhten sich die Zuwendungen des BMUKK an das BIFIE von 
7,36 Mil l .  EUR (2008) auf 1 5, 1 2  Mil l .  EUR (2010). 

Die Finanzierung des BIFIE erfolgte aus dem Budget des BMUKK. 
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(3) Das BMUKK ging bei der Ausgliederung für den vorläufigen End­
ausbau des BIFIE im Jahr 2009 von etwa 45 bis 50 wissenschaft lichen 
und 1 5  bis 20 administrativen Mitarbeitern aus. Die Mitarbeiter für die 
mit der BIFlE-Gesetz-Novelie 2009 dazugekommene standardisierte, 
kompetenzorientierte Reifeprüfung waren darin nicht berücksichtigt. 

Mit der Ausgliederung (2008) wurden 14,40 (in VZÄ) Bedienstete des 
Bundes von der Vorgängerinstitution BIFIE-alt übernommen und d iese 
Arbeitsplätze im Planstellen bereich des BMUKK aufgelassen. Im Zeit­
ablauf nahm das Personal des BIFIE wesentlich stärker zu als bei der 
Ausgliederung geplant. So belief sich der Personalstand Anfang Sep­
tember 201 1  auf 1 1 2, 1 7  VZÄ, womit das bei der Ausgliederung geplante 
Personal um etwa ein Drittei6 überschritten wurde. 

5.2 ( I )  Auch für den finanziellen Bereich war eine allgemein gehaltene 
Zielsetzung festzustellen. Hinsichtlich der f inanziellen Situation ver­
wies der RH auf seine Empfehlungen in TZ 38. 

(2) Der Personalstand des BIFIE stieg überproportional an. Die Anzahl 
neu geschaffener Arbeitsplätze im BIFIE lag deutlich über jener der im 
BMUKK aufgelassenen Stellen. Die Ausgliederung des BIFIE ermöglichte 
die Anstellung bzw. Beschäftigung von Personal, ohne die Zahl der 
Planstellen im Personalplan desjeweiligen BundesfInanzgesetzes erhö­
hen zu müssen. Sie hatte auch zur Folge, dass Ausgaben für dauer­
haft beschäftigtes Personal als Sachaufwand verrechnet wurden. Dies 
stand im Konflikt mit dem Grundsatz der Budgetwahrheit. Wegen des 
überproportionalen Personalanstiegs empfahl der RH dem BMUKK, i n  
die Aufsichtsaktivitäten verstärkt den Personalbereich einzubeziehen. 

5.3 ( 1 )  Laut Stellungnahme des BMUKK sei bereits seit Sommer 201 1  ein 

verstärktes Augenmerk auf die Personalentwicklung des BIFIE gelegt 

wortlen. Der Aufsichtsrat habe das Confrollillg hinsichtlich des Perso­

nalplans verstiirkt. 

(2) Das BIFIE teilte mit, dass die Zuwe/ldungen ab 2008 im selben 

Ausmaß gestiegen seien, wie das BMUKK fortschreitend lieue Auf­

gabell ulld Leistungskataloge für das BIFIE dejilliert oder durch lieue 

gesetzliche Vorgaben geschaffen habe. Das BIFIE habe große Projekte 

zu einem Zeitpunkt übemommefl, als die gellauen Umfänge, die orga­

nisatorischell Rahmellbedingungen und die Kosten noch 11icilt festge­

standen seieIl. Die AujivendlHlgen der großen Projekte würden sich ill 

dem in der Novelle des BlFIE-Gesctzes 2009 vorgegebeneIl budgetiiren 

G Die zusätzlichen Mitarbeiter für die standardisierte. kompClenzorientiene Reifeprüfung 

waren hier nicht berücksichtigt. 

Bund 201 2/ 1 1  
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Ausgliederung des BIFIE 

Unternehmens­
konzept 

Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Ra/I/uell bewege/I. Die gep/allten uud genehmigten Persona/kosten seieIl 

"om BIF/E ill keinem Jahr überschritten worden. 

5.4 Der Stellungnahme des BIFIE .. Die Zuwendungen ... stiegen ab 2008 
im sei ben Ausmaß, wie das BMUKK fortschreitend neue Aufgaben und 
Leistungskataloge für das BIFfE defm ierte oder durch neue gesetzliche 
Vorgaben . . .  schuf' hielt der RH seine Gegenäußerung zu TZ 38 ent­
gegen. Letztlich bestätigte das BIFfE durch die Bilanzberichtigung des 
Jahresabschlusses 2010 die Ungenauigkeiten in der Planung und wies 
die erhöht zugeflossenen Aufwendungen als Gewinn aus, über die das 
BMUKK nun durch einen Ausschüttungsbeschluss verfügen konnte. 

6.1 Das vom Direktorium des BIFIE erstellte Unternehmenskonzept enthielt 
keine konkreten Zielvorgaben, sondern wiederholte im Wesentlichen 
den Gesetzestext bzw. die Erläuterungen der Regierungsvorlage. Dies 
kritisierte der Aufsichtsrat in seiner Sitzung im Oktober 2009 und ver­
langte die Erarbeitung von mittel- und längerfristigen Zielsetzungen. 
Das Direktorium änderte das Unternehmenskonzept bis zum Ende 
der Gebarungsüberprüfung an Ort und Stelle nicht. Es erfolgte keine 
Genehmigung durch den Aufsichtsrat und das BMUKK.' 

6.2 Der RH vermisste ein Unternehmenskonzept mit klaren Zielvorgaben 
für das BIFIE. Er empfahl dem BIFIE, ein an den näher zu detaill ie­
renden und operativ auszugestaltenden Zielvorgaben (siehe TZ 4) sowie 
den geänderten Rahmenbedingungen (z.B. BIFIE-Gesetz-Novelle 2009) 
orientiertes Unternehmenskonzept zu erstellen und dem Aufsichtsrat 
zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. 

6.3 Laut Stellungnahme des BIFIE seieIl die grulld/egelldell Zie/setZllllgell 

des B/FIE bis 2011 slälldig verälldert bzw. erweitert wordell. Das Direk­

torium würde daher derzeit eill /leues Untemehmellskollupt erarbei­

ten, das auj die aktuelleIl ulld kommellden Anjorderungell bis 2018  

Bezug ne/I/ne. 

1 Gemäß § 1 3  BIFIE-Geset'z ist das Untcrnehmcnskol1zept vom Aufsichtsrat zu prüfen 

und zu genehmigen und in weiterer Folge an das BMUKK zur Genehmigung weiter­

zuleiten. 
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7.1 Als Kernaufgaben legte § 2 Abs. 2 des BIFIE-Gesetzes folgende Tätig­
keitsfe\der fest : 

- angewandte Bildungsforschung, 

- Bildungsmonitoring, 

- Qualitätsentwicklung und 

- regelmäßige nationale Bildungsberichterstattung. 

Im Rahmen der Kernaufgaben Bildungsmonitoring und Qual itiitsent­
wicklung hatte die Entwicklung, Implementierung, Auswertung und 
begleitende Evaluierung der standardisierten, kompetenzorientierten 
Reifeprüfungen an höheren Schulen zu erfolgen. 

Das BIFIE konnte Auftragsforschung und Arbeiten im Auftrag Dritter 
durchführen. Diese durften jedoch nicht das Kerngeschäft beeinträch­
tigen und kein fmanzielles Risiko für den Gesamtbetrieb darstellen. 

Das BIFIE führte bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung ein ige 
wenige Aufträge Dritter durch (2009: Erträge von 9 1 .000 EUR; 2010:  
keine Erträge; 20 1 1  (Stand Oktober): 283.000 EURB). 

7.2 Nach den Feststellungen des RH erledigte das BIFIE v.a. die gesetz­
lich vorgesehenen Tätigkeitsfelder. Drittmittel trugen zur Kostende­
ckung des BIFIE und damit zur finanziellen Entlastung des BMUKK 
nur geringfügig bei. 

Wenn auch in den nächsten drei bis vier Jahren die laufenden Groß­
projekte (Bildungsstandards, Reifeprüfung) im Vordergrund der Tätig­
keit des BIFIE stehen werden, empfahl der RH dem BIFIE, mittelfristig 
die drittfmanzierten Projekte unter Wahrung der gesetzlichen Schran­
ken weiter auszubauen. 

7.3 Laut Stellu/lg/lallme des BIFIE wertle es im komme/lde/l Jallr an ei/lem 

KO/lzept arbeite/l, wie es Iierstärkt drir/fi/la/lzierte Projekte ei/lwerbe/l 

kÖ/I/le. 

11 l.B. fiir Wicncr Lesetest. PISA 2009 Auswcnung Tirol 

Bund 2012/ 1 1  
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Aufgaben des BIFIE 

Bildungsstandards 

Bund 2012/ 1 1  

Allgemeines 

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

8.1 ( I )  Die Implementierung und Überprüfung der Bildungsstandards9 war 
unter den Kernaufgaben Bildungsmonitoring und Qualitätsentwicklung 
des BIFIE zu subsumieren. Die rechtliche Grundlage für die Einführung 
von Bildungsstandards stellte § 1 7  Abs. l a  Schulunterrichtsgesetz lO 
dar, welcher der zuständigen Bundesministerin die Möglichkeit ein­
räumt, Bildungsstandards zu verordnen, wenn dies für die Entwick­
lung und Evaluation des österreichischen Schulwesens notwendig ist. 1 1 

(2) Die darauf bezogene Verordnung aus 2009 1 2  legte die Funktionen 
der Bildungsstandards fest. Bildungsstandards sollen 

- eine nachhaltige Ergebnisorientierung in der Planung und Durch­
führung von Unterricht bewirken, 

- eine Grundlage für die individuelle Förderung von Schülern sicher­
stellen und 

zur Schul- und Unterrichtsentwicklung (Qualitätsentwicklung in 
der Schule) beitragen. 

Die Verordnung regelte auch, was Schüler nach der 4. und 8. Schul­
stufe können sollen. Standards sind für folgende Unterrichtsgegen­
stände vorgesehen: 

- Volksschule (4. Schulstufe) : Deutsch/Lesen/Schreiben und Mathe­
matik 

- Hauptschule und allgemein bildende höhere Schule (AHS) Ueweils 
8. Schulstufe): Deutsch, (erste) lebende Fremdsprache (Englisch) und 
Mathematik. 

9 Bildullgsstandards legen konkrete lernergebnisse fesl. Diese Lernergebnisse basie­

ren auf grundlegenden Kompetenzen, über die die Schüler am Ende einer bestimmten 
Schulstufe verrilgcn sollen. Die Kompetenzen beziehen sich auf ein aus dem jewei­

ligen Lehrplan abgeleitetes fachbezogenes bzw. facherübergreifendes Kompetenzmo­

dell und decken die gesamte inhaltliche Breite des jeweiligen Unterricillsgegenstands 

bzw. der in fachlichem Zusammenhang stehenden Unterrichtsgegenstände ab. 

m Bundesgesetz über die Ordnung von Unterricht und Erziehung in den im Schulorgani­

sationsgesetz geregelten SchuleIl (SchululHerrichtsgeselz), BGBI. Nr. 47211 986 Ld.g.F. 

11 vgJ. Novelle des Schulullterrichl'sgesclzes BGBI I. Nr. 1 1 7/2008 

12 Verordnung der Bundesministerin für Unterricht. Kunst und Kultur über Bildungsstan­

dards im Bildungswesen. BGBI. 11 Nr. 1 12009 Ld.g.F. 
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(3) Das BIFIE teilte das Projekt Bildungsstandards auf die Standorte 
Wien und Salzburg auf. Wien war für die Implementierung der Bi l­
dungsstandards, Salzburg für die Überprüfung der Bildungsstandards 
und die Ergebnisrückmeldungen an die Betroffenen zuständig. 

8.2 Der RH vermerkte positiv, dass mit der Einführung der Bildungsstan­
dards ein wichtiger Schritt im Bereich der Qual itätsentwicklung und 
Qualitätssicherung an allgemein bildenden Schulen in AngriFf genom­
men wurde. Er verwies in diesem Zusammenhang auf die Problem­
analyse und Lösungsvorschläge der im Rahmen der Verwaltungsre­
form eingerichteten Arbeitsgruppe Verwaltung Neu, Arbeitspaket 3 
- Schulverwaltung (siehe dort S. 27). Schon in seinem Bericht "Bewe­
gungserziehung an Schulen" (Reihe Bund 2008/9, TZ 3) hatte der RH 
die Einführung von Bildungsstandards empfohlen. 

Zur Standortthematik wegen der Aufteilung des Projekts auf die Stand­
orte Salzburg und Wien verwies der RH auf seine Feststellungen und 
Empfehlungen in TZ 25  Ff. 

Implementierung der Bildungsstandards 

9.1 ( I )  Die Implementierung der Bildungsstandards bestand aus Begleit­
und Fortbildungsmaßnahmen für die Lehrkräfte, um bei diesen ein 
kompetenzorientiertes Lehr- und Lernverständnis sicherzustellen. 

II 

Dass Bedarf an Implementierungsmaßnahmen bestand, zeigte eine vom 
BIFIE Graz im Herbst 2009 durchgeführte Befragung von Lehrkräften 
und Schulleitern. I) Während sich insgesamt über 60 % der Schulleiter 
gut oder sehr gut bei den Bildungsstandards unterstützt fühlten, traf 
dies nur auf knapp 30 % der Lehrer zu. Mehr als die Hälfte der Lehrer 
fühlte sich wenig und 1 3  1\'0 gar nicht unterstützt. Die Lehrer erachte­
ten Materialien, die zur Planung und Gestaltung des Unterrichts ein­
gesetzt werden können, als besonders wichtig (vor allem das Adaptie­
ren der Schulbücher und das Bereitstel len von Übungsaufgaben sowie 
Praxishandbüchern). 

vgl. Mafia G rillitsch. Bildungsstandards aur dem Weg in die Praxis. 2010 

Bund 201 2/1 1 
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Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

(2) Zur Implementierung der Bildungsstandards setzte das BIFIE Wien 
v.a. folgende Maßnahmen: 

- Information und Unterstützung der beteiligten Personengruppen, 

- Bereitstellung von Lehr-. Lern- und Begleitmaterialien (z.B. Pra­
xishandbücher. Themenhefte, Aufgabensammlungen, Leitfaden), 

- Informations- und Fortbildungsveranstaltungen für Multiplika­
toren, Führungskräfte und Lehrende an Pädagogischen Hochschu­
len ( .. train the trainer"), 

- Diagnoseinstrumente zur informellen Kompetenzmessung, die den 
Lehrern Lernstandsanalysen auf Schüler- und Klassenebene ermög­
lichen und 

- Unterstützung bei der Ergebnisrückmeldung (z.B. Ausbildung von 
Rückmeldemoderatoren). 

(J) Neben der Bereitstellung von Materialen erarbeitete das BIFIE Wien 
in Kooperation mit dem BMUKK auch Empfehlungen zur Einbindung 
der Bildungsstandards und der Kompetenzorientierung bei der Gestal­
tung, der Auswahl und der Approbation von Lehrbüchern. 

(4) Die Messung des Erfolgs der Implementierungsmaßnahmen war 
jedoch nach Meinung der Experten erst in fünf bis zehn Jahren mög­
lich . 1 4  

9 .2  Der RH anerkannte d ie  Maßnahmen des BIFIE und des BMUKK in 
Bezug auf die Implementierung der Bildungsstandards, wies jedoch auf 
die langfristige Wirkungsweise der Maßnahmen hin. Er empfahl dem 
BII'IE, nach Ende des ersten Überprüfungszyklus (Sommer 201 4, siehe 
TZ 10) eine neuerliche Evaluierung durchzuführen. um den Unterstüt­
zungs- und Fortbildungsbedarf zu erheben und den Prozess der Imple­
mentierung zu optimieren. 

Der RH wies daraufh in, dass die Implemenlierungsmaßnahmen haupt­
sächlich die Lehrerfortbildung betrafen. Er sah jedoch ein hohes - bis­
her nicht genutztes - Potenzial bei der Lehrerausbildung und empfahl 
dem BMUKK, die Kompetenzorientierung bei der geplanten Reform der 
Lehrerausbildung zu berücksichtigen (z.B. bei den Curricula). 

1 4  vgl. Jürgen Oelkers/Kurt Reusser. Qualität entwickeln - Standards sichern - mit Dif­

ferenz umgehen, 2008, S. 5 1 1 ;  Josef Lucyshyn, Irnplernentation von Bildungsstandards 

i n  Österreich (Arheilsbericht), 2006. S. 9 
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9.3 (J) Laut Stellullgnahme des BMUKK sei in deli Curricula der Päda­

gogischen Hochschulen bereits jetzt die Kompetellzorientierullg umge­

setzt. Aus deli Ziel- und Leistungspliinen der Pädagogischen Hoch­

scllUlen sei im Bereich der Fort- Ulld Weiterbildullg die Befassullg mit 

den Bildungsstalldards und der lIeuell Reifeprüfung abzuleiten. Im Zuge 

der geplanten Reform der Lehrerausbildung würde auch die /ierbilld­

licl,e Verankerung der Bildungsstandards und der neuen Reifeprüfullg 

ill der Hochschul-Curriculaverordnullg angeregt wertlen. Ziel sei es, 

in allen Ausbildungsrichtungen für Pätlagogell tlie Kompetellzoriell­

tiewl/g nachhaltig zu verankern. 

(2) Laut Stellungllahme des BIFIE sei tlie Implementierung der Bil­

tlu IIgssta IIda rds lIach ha It ig allgelegt u IId IIIÜ rde i 11 ellger Zusa mmell­

arbeit mit deli IlIsf'itutiollell der Lehrerfortbildul/g erfolgell. Die eill­

sclllägigen Begriffe ulld Ullterrichtsmetl/Oden würden sich dadurch 

zullehmelld ulld zufriedellstellend lIerbreitell, das würde die prozess­

begleitellde Forschullg des BIFIE zeigell. Das BIFIE werde der Empfeh­

IUllg des RH nach eiller Ellaluierung der Il1Iplemelltierungsmaßllahmen 

am EI/de des ersten Zyklus folgell. 

Überprüfung der Bildungsstandards 

10.1 Das BIFIE Salzburg führte im Frühjahr 2009 österreichweit an 204 
Schulen der Sekundarstufe 1 ' 5  und im Frühjahr 2010 an 267 Volks­
schulen Ausgangsmessungen (sogenannte Baseline-Testungen) durch. 
Diese Messungen l ieferten Daten über den Ausgangsstand und sollten 
später Aussagen über die Wirksamkeit der Einführung von Bildungs­
standards ermöglichen. Weitere Arbeiten des BIFIE Salzburg betrafen 
die Aufgabenerstellung'6, die Testentwicklung, die Überprüfung der 
Bildungsstandards und die Rückmeldung der Ergebnisse an die Betrof­
fenen (siehe TZ 1 1 ) .  

Ab dem Schuljahr 201 1 /20 1 2  waren flächendeckende Überprüfungen 
der Bildungsstandards durchzuführen. 1 7 

15 Die Sekundarstufe I umfasst die rünfte bis i.duc Schulstufe (Hauptschule. Neue Mil­
leischule. Unterstufe AHS). 

16 Für .. AufgabcnM war häufig auch die Bezeichnung Jtcm� anzutreffen; darunter werden 

die einzelnen Aufgaben oder Fragen eines Tests verstanden. 

17 siehe Novelle der Verordnung der Bundcsminislcrin fUr UnLcrriclu, Kunst und Kultur über 

Bildungsslandards i m  Bildungswesen. 8GBI. 11 Nr. 1 /2009 i.d.F. 8GBI. 11 Nr. 282/20 1 1  

Bund 2012/ 1 1  
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Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Abbildung 1 :  Domänenorientiertes Überprüfungsdesign der B i ldungsstandards 

2011/2012 2012/2013 2013/2014 

8. Schulstufe (Hauptschule/ Überprüfung Mathematik EngUsch AHS-Unterstule) 

2012/2013 2013/2014 

4. Schulstufe (Volksschule) 
Überprüfung Mathematik 

Quelle: Bildungsstandards in Österreich, BIFIE (Hrsg.), 2011 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Durch das domänenorientierte Überprüfungsdesign 1 8 werden ab dem 
Schuljahr 201 1 /201 2  jährlich die 8. Schulstufe und ab dem Schul­
jahr 201 2/20 1 3 zusätzlich die 4. Schulstufe getestet. Im Endausbau 
(ab Schuljahr 201 2/20 1 3) wird die Überprüfung 180.000 Schüler jähr­
lich umfassen. Der erste Überprüfungszyklus, begonnen im Schul­
jahr 201 1 /2012,  endet im Schuljahr 201 3/20 1 4. 

10.2 Die Überprüfung der Bildungsstandards stellte nach Ansicht des RH ein 
bedeutendes Projekt im Bildungsbereich dar, weil es wertvolle Informa­
tionen zur Verbesserung der Schul- und Unterrichtsqualität sowie der 
Schülerleistungen liefern kann. Aufgrund der zunehmenden organisa­
torischen und logistischen Anforderungen des Projekts empfahl der RH 
dem BMUKK und dem BIFIE, durch das Projektmanagement ein umsich­
tiges und systematisches Vorgehen sicherzustel len, um den Projekter­
folg unter wirtschaftlichem Ressourceneinsatz zu gewährleisten. 

10.3 ( 1 )  Laut Stellungnahme des BMUKK sei der Erfolg der ersten Überprü­

ftlllg 2012 (Abwicklung ohne nennenswerte Zwischenfälle oder Pal/­

nen) ein Beleg für die umsichtige und zje/orientierte Vorgehcnsweise 

i/1 Abstimmung zwischen dem Projektmanagement im BIFfE und der 

Bildungsstandards-Koordination im BMUKK. 

(2) Das BIFIE teilte mit, dass der erstej1ächendeckende Test (Mathema­

tik achte Sc/lUlstufe) im Mai 2012 vollständig IIl/d erfolgreich durch­

geführt worden sei. 

18 Domänenorientiert bedeutet. dass pro Test jahr und Sture jeweils nur die Kompetenz in 

einer Domäne (Mathematik oder Englisch oder Deulsch) überprüft wird. 
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Ergebnisrückmeldungen 

11.1 Die Ergebnisse aus den Überprüfungen der Bildungsstandards werden 
den Schülern, den Lehrkräften, den Schulleitungen und den Schulbe­
hörden 1 9 sowie dem BMUKK und den Ländern zur Verfügung gestellt  
werden. Darauf aufbauend soll e in kontinuierlicher Verbesserungspro­
zess von Unterricht und Schule in itiiert werden, der nach folgendem 
Zyklus ablaufen sol l :  

Abbildung 2:  Qualitätszyklus Bildungsstandards 

Umsetzung von 
Maßnahmen 

P lanung von 
Maßnahmen 

Überprüfung 

Rückmeldung 

Aufarbeitung der 
Ergebnisse 

Quelle: Bildungsstandards in Österreich. BIFIE (Hrsg.), 2011 
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11.2 Der RH betonte die Wichtigkeit der In iti ienmg von Qualitätsentwick­
lungsprozessen an den Schulen. Nach Ansicht des RH hatte das BMUKK 
für die strategischen Zielvorgaben und die entsprechenden Rahmenbe­
dingungen zu sorgen. Der RH empfahl dem BMUKK, Maßnahmen zu 
setzen (z.B. Abstimmung und Zusammenarbeit mit der Schulaufsicht, 
Einbindung der Pädagogischen Hochschulen für Unterstützungsmaß­
nahmen in der Qualitätsentwicklung), um in der Praxis tatsächlich Qua­
Iitätsverbesserungen von Unterricht und Schule durch die Bildungs­
standards sicherzustellen. 

19 Landcs- und Bezirksschulbehörden 
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11.3 Laut Stellungnahme des BMUKK würden die Bildungsstandards umfas­

sende Begleitmaßnahmen erfordern. Um dem Bedarf gerecht zu wer­

tlen, habe das BMUKK seit dem Schuljahr 201 1 /2012  u.a. das Pro­

jekt .. Schulqualität Allgemeinbildung (SQAj" begonnen. Ein Teilprojekt 

davon sei die .. Entwicklungsbegleitung in Schulen (EBISj", das eine 

umfassende Unterstützungsstruktur fur alle Schillen anbiete, die mit 

dell Ergebllissen der Bildungsstandardtestung einen standortbezogeneIl 

Schulelltwicklullgsprozess beginnen wollen. 

Parallel dazu würde das BIFIE die Einführung der Bildungsstandards 

evaluieren, die Ergebnisse sollten kontilluierlich in mögliche Adap­

tierungen des Konzepts einfließeIl. Darüber hinaus nähmen die Bil­

dungsstandards eine wichtige Position in der Aus- ulld Weiterbildung 

der Lehrer ein. 

Projektmanagement 

12.1 ( I )  Von 2008 bis 2010 betrugen die Aufwendungen für die Bildungs­
standards 8,22 MiI ! .  EUR, wovon 3,82 MiI ! .  EUR auf die Implementie­
rung und 4,40 Mil l .  EUR auf die Überprüfung entfIelen. Für den Zeit­
raum 201 1  bis 201 4  waren für die Bildungsstandards 28,93 Mil ! .  EUR 
(davon 1 ,24 Mil ! .  EUR für Investitionen, z.B. IT-Hard- und Software) 
geplant.20 Der geplante Anstieg der Ausgaben in den Jahren 201 1 
bis 201 4  war auf die Durchführung des ersten Überprüfungszyklus 
zurückzuführen. Im Zeitraum 2008 bis 2010 fanden v.a. die Arbeiten 
zur Grundkonzeption des Projekts stan. 

(2) Für das Projekt Bildungsstandards gab es einen Masterplan vom 
März 2009, der im Jahr 2010 aktual isiert wurde. Die bisherigen Arbeits­
pläne21 des BIFIE enthielten Leistungsverzeichn isse (z.B. 27 Projekt­
schrine bei der Überprüfung der Bildungsstandards) für das Projekt 
und die wichtigsten zeitlichen Meilensteine. 

Der genaue Umsetzungsstand des Projekts zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung konnte dem RH nicht bekanntgegeben werden: Ein auf 
Anfrage des RH erstellter Fortschrinsbericht gab zwar einen Überblick 
über noch zu erledigende Projektschrine, sagte jedoch nichts über den 
genauen Umsetzungsgrad aus. 

20 Die Gesamtbeträge berücksichtigen die Begleitforschung zu den Bildungsstandards 

nicht. 

2 1  Der gern. § 1 3  Alls. 3 BIFIE-Gesctzjährlich zu erstellende Drcijahrespl.m besteht aus 

einem Arbcits- lind einem Finanzplan. 
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Es Fanden regelmäßige Besprechungen der BIFlE-Mitarbeiter mit den 
für die Bildungsstandards zuständigen Mitarbeitern des BMUKK statt. 
Sowohl die Mitarbeiter des BMUKK als auch jene des BIFIE gingen 
von einer rechtzeitigen und ordnungsgemäßen Abwicklung des Pro­
jekts (20 1 4) aus. 

(3) Das Unternehmenskonzept des BIFIE enthielt zwar Projektricht­
l inien, jedoch keine Vorgaben h insichtlich Projektcontrolling. Damit 
war eine geordnete und systematische Projektfortschrittskontrolle 
erschwert. 

12.2 Der RH stellte an Ort und Stelle zum Projekt Bildungsstandards ambiti­
onierte Projektaktivitäten Fest, vermisstejedoch ein umfassendes Pro­
jektcontrolling. Er empfahl dem BIFIE, ein effektives Projektcontroll ing 
zu install ieren. Nach Ansicht des RH wäre dies aufgrund der Bedeutung 
des Projekts für das österreichische Bildungssystem und des finanzi­
ellen Ausmaßes unbedingt erforderlich. 

12.3 Laut StellulIgllahme des BIFIE bestehe das Projektcolltrollillg aus qUlIr­

talsweiseIl Fortscilrittssitzullgen des Direktoriums mit dem gesam­

tell MlInagemelltteam zu deli Kerl/auj'gaben ulld deli elltsprechellliell 

ArbeitsbericlltC/l, lauj'elldell Projekrkolltrollell der zuställdigell Direk­

toreIl Ulld der Jahresabscilluss-Sirzullg mit deli Zelltrumsleitem ulld 

dem COlltrollillg. 

Das Direktorium und die Zelltrumsieitullgell - die gleicllzeitig selbst 

Bereichsleiter der großeIl Projekte wareIl - seieIl iiber deli Stalld der 

lauj'elldell ArbeiteIl ulld dereIl KosteIl bestens ill!ormiert. Dem BIFIE 

erschien rille weitergehende interl/e FortschrittskolItrolle zur Steue­

rung oder Kontrolle nicllt 1I0twent/ig. Die LeistulIgeIl in den Arbeits­

pliinell seieIl stets so erflillt worden, dass t/ie lallgfristigell Projekte im 

Plan Ullt/ die Meilellsteille eillgelwlrell wort/eil seien. 

12.4 Der RH wies darauf hin, dass die vom BIFIE dargestellten Elemente 
des Projektcontroll ing nicht dokumentiert und daher für den RH nicht 
nachvollziehbar waren. Auch fehlte ein detaill ierter Zeitplan22 für die 
Projekte, der Voraussetzung für eine geordnete und systematische Pro­
jektfortschrittskontrolle war. Der RH hielt an seiner Empfehlung gegen­
über dem BIFIE fest, ein effektives Projektcontroll ing zu install ieren. 

22 Ocr Zeitplan hat die Icrminliche Planung aller Phasen und Rcali5.1tionsschrittc eines 
Projekts abzudecken. Er ist in enger Abstimmung mit der Erstellung der ArbeitspakcI­
beschreibungen und der Ressourcenplanung durchzuführen lind erfolgt unter Berück­

sichtigung der Meilensteine und Ecktcrmine des Projekts. 
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Allgemeines 

13.1 Zwei Novellen des Schulunterrichtsgesetzes aus den Jahren 2009 
bzw. 201023 legten die Einführung der standardisierten kompetenzo­
rientierten Reife- und Diplomprüfung ( im Folgenden standardisierte 
Reifeprüfung) an a llgemein bildenden bzw. berufsbildenden höheren 
Schulen (AHS und BHS) fest. An den AHS soll die standardisierte Rei­
feprüfung erstmals ab dem Haupttermin 201 4  und an den BHS ab 201 5  
stattflnden.24 Die betroffenen Prüfungsgebiete sind: 

- die Unterrichtssprachen (Deutsch, Kroatisch, Slowenisch und Unga­
risch), 

- die lebenden Fremdsprachen (Englisch, Französisch, Italienisch und 
Spanisch), 

- Latein, Griechisch und 

- (angewandte) Mathematik. 

Die standardisierte schrift l iche Reifeprüfung soll in jedem Schuljahr 
dreimal (Sommer-, Herbst- und Frühjahrstermin) stattfinden. Zusätz­
lich zu den schriftlichen Prüfungen soll es dreimal jährlich mündliche 
standardisierte Kompensationsprüfungen25 geben. 

Eine zentrale Beurteilung der schriftlichen Klausurarbeiten der stan­
dardisierten Reifeprüfung sah das Schulunterrichtsgesetz nicht vor. 

13.2 Der RH wiederholte seine bereits i m  Rahmen der Gesetzesbegutach­
tung zu den Novellen des Schulunterrichtsgesetzes 2009 und 2010 
vorgebrachte Kritik, dass die beabsichtigte Zentralisierung der Reife­
prüfung insofern nicht konsequent verfolgt wurde, als die Beurteilung 
dezentral erfolgen soll. Die Korrektur der schriftlichen Klausurarbeiten 
durch die Lehrkräfte der Abschlussklassen widersprach wichtigen Zie­
len der standardisierten Reifeprüfung wie höchstmögliche Objektivi­
tät, Transparenz und Vergleichbarkeit von Schülerleistungen. In die­
sem Zusammenhang verwies der RH auf seine Empfehlung in TZ 1 4. 

2J vgl. BGBI. I Nr. 1 1 2/2009 lind 8GBI. I Nr. 52/2010 

24 Nach Beendigung der Gebarungsüberprürung kam es zur Verschiebung der Termine um 

ein Jahr; die standardisiene Reifeprürung wird an den AHS erstmals zum Haupltcrmin 

2015 und an den BHS zum Haupltcrmin 2016 staltfmdcn: vgl. 8GBL I Nr. 73/2012. 

l5 Negativ beurteilte Klausurarbeiten können zu einem der daraurfolgenden Nebenter-

mine mündlich wiederholt werden. 
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Projektbesch reibung 

14.1 ( I )  Für das Projekt .. standardisierte Reifeprüfung" war das BIFIE Wien 
zuständig. Ein Teil des Projekts umfasste Informations- und Imple­
mentierungsmaßnahmen zur Unterstützung der Unterrichtspraxis (z.B. 
Informations- und Weiterbildungsveranstaltungen. Unterrichtsmateri­
alien, Aufgabenpools, fachdidaktische Praxishandbücher, Unterlagen 
zur kompetenzorientierten Leistungsfeststellung und -beurteilung). 

Ein weiterer Teilbereich war die Aufgabenentwicklung mit folgendem 
Ablauf: 

- Aufgabenkonstruktion und -moderation ( ink!.  Lösungen und 
Begründungen) durch Aufgabenersteller und wissenschaftliche Mit­
arbeiter, 

- Durchführung der Feldtestungen26 (Lektorieren, Layout, Druck und 
Versand der Feldtestungsunterlagen, Zentralkorrektur, Datenaus­
wertung, Empfehlungen an die Aufgabenersteller), 

- Approbal ionsverfahren (Standard-Setting) und Endauswahl der Prü­
fungsaufgaben, 

- physische bzw. elektronische Übermittlung der Prüfungs- und Kor­
rekturmaterialien an die Schulen, 

- Hotlines des BIFIE zur Unterstützung der Lehrkräfte, 

- Verwaltung, Zuteilung und elektronische Übermittlung der Aufga­
ben der mündl ichen Kompensationsprüfungen. 

Aufgrund der unterschiedlichen Anspruchsniveaus in den lebenden 
Fremdsprachen (vier-, sechs- und achtjähriger Unterricht, Unterschiede 
zwischen AHS und BHS), Latein (vier- und sechsjährig) und Mathema­
tik bzw. angewandter Mathematik an den BHS (in neun Varianten) wer­
den pro Termin 236 Aufgaben erforderlich sein. Unter Berücksichtigung 
von zwei Reservepaketen ergaben sich pro Schuljahr \ . \ 80 Aufgaben. 

Ein Entwicklungszyklus für einen Prüfungstermin dauerte etwa zwei­
einhalb Jahre (mit Nebenterminen und Evaluation drei Jahre), wobei 
zwei bis drei Feldtestungen pro Entwicklungszyklus vorgesehen waren. 

26 Die Fcldtl'Stung ist ein Verfahren zur Feststellung der Qualität der Prli Fungsaufgabcll. 
Ziel ist es, ausreichend Dalen zur Angemesscnheit und Slrcuwirkung des Schwierig­

keitsgrads, zur Validilät und Reliabilität, zur Kl<lrheit der Instruktionen eIe. zu erhal­

ten. 
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Daneben müssen die technischen und organisatorischen Rahmenbe­
dingungen (z.B. sichere Produktions- und Versandlogistik) zur öster­
reichweiten Umsetzung der standardisierten Reifeprüfung geschaffen 
werden. 

Ein weiterer Bestandteil zur Optimierung der inhaltl ichen und organi­
satorischen Aspekte der standardisierten Reifeprüfung war die Betreu­
ung und Begleitung von Schulversuchen ( in den lebenden Fremdspra­
chen seit dem Jahr 2009) durch das BIFIE. 

(2) Der Wissenschaftliche Beirat beurteilte die Arbeiten zur standardi­
sierten Reifeprüfung im Frühjahr 201 1  wie folgt: "Die bisherigen Ver­
fahren erscheinen aber nur schwach testtheoretisch begründet, in der 
Durchführung wenig praktikabel und in der politischen Legitimation 
anfall ig:'27 Er empfahl, eine vereinfachte Durchführung unter vertret­
baren Kosten anzustreben. Seiner Ansicht nach wäre dies am besten 
gewährleistet, wenn die Lehrkräfte der Abschlussklassen die Aufga­
ben entwickelten. Zur Sicherung der Objektivität der Bewertung wären 
Zweitbegutachtungen von Lehrkräften aus anderen Schulen anzustre­
ben. 

14.2 Der RH wies auf die Kritik des Wissenschaftlichen Beirats hin und 
empfahl dem BIFIE, den Anregungen bei der weiteren Entwicklung der 
standardisierten Reifeprüfung Rechnung zu tragen. Zur Erhöhung der 
Objektivität empfahl der RH dem BIFIE, zumindest durch die Erstel­
lung von verbindl ichen Beurteilungskriterien und Korrektursch lüsseln 
die Bewertungsspielräume einzuschränken. 

14.3 Laut Stellungnahme des BIFIE sei für die Pilotierungen bzw. die Feld­

testungen der Aujgaben und Aujgabenpakete eine testtheorel'isch JUII­

dierte empirische Analyse weiter vorgesehen, um die Schwierigkeiten 

in unterschiedlichen Schularten kontrollieren und geeignete Prüjungs­

pakete auswählell lU können. Im Vordergrund bei der endgültigen Prii­

jungskonstruktion stüllden jedoch jachdidaktische Überlegungen und 

projessionsbezogelle Erfahrungen. 

Das BIFIE teilte weiters mit, dass durch enge, kriterienorielltierte Kor­

rekturleitfiiden die Anjorderungen klarer jestgelegt und der Korrektur­

spielraum der Lehrkräfte in Richtung höhere Objektivität und bessere 

Vergleichbarkeit eingeschränkt wiirde. 

27 Achte Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats des BIFIE im Anschluss an die 

Bcir.lIssitzung am 3 1 .  März und I .  April 201 1  in Wien, S. 6 
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Projektmanagement 

15.1 Die Arbeitspläne des BIFIE enthielten für die standardisierte Reifeprü­
fung - wie auch bei den Bildungsstandards - jährliche Leistungsver­
zeichnisse und die wichtigsten zeitlichen Meilensteine. Das BMUKK 
legte dem RH einen groben zeitlichen Überblick über das Projekt stan­
dardisierte Reifeprüfung an AHS vor, in dem auch die Anknüpfungs­
punkte zwischen BIFIE und BMUKK dargestellt waren. Der genaue 
Umsetzungsstand des Projekts zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war 
nicht ausreichend dokumentiert. 

15.2 Nach Ansicht des RH war die standardisierte Reifeprüfung ein inhalt­
lich überaus komplexes Projekt mit strengen Sicherheitsanforderungen, 
wofür besondere organisatorische und technische Rahmenbedingungen 
erforderlich waren. Er stellte eine der Bedeutung des Vorhabens nicht 
entsprechende Projektfortschrittskontrolle fest. Der RH wiederholte 
seine Empfehlung gegenüber dem ßIFIE, ein effektives Projektcon­
trolling einzurichten (siehe TZ 1 2). 

15.3 Siehe Stellullgllahme des BIFIE zu TZ 1 2. 

Projektkosten 

16.1 ( 1 )  Die Erläuterungen zur Novelle des Schulunterrichtsgesetzes für die 
standardisierte AHS-Reifeprüfung bezifferten die Entwicklungskosten 
für den Zeitraum 2009 bis 201 3  mit ca. 1 6,60 MiI\ .  EUR. Hinsichtlich 
der standardisierten BHS-Reifeprüfung hielten die Erläuterungen fest, 
dass es zu keinen Mehrausgaben gegenüber dem Status quo kommen 
werde. In beiden Fällen hatte der RH im Zuge von Gesetzesbegutach­
tungsverfahren die Darstellung der fi nanziellen Auswirkungen wegen 
unzureichender ßerechnungsgrundlagen kritisiert. 

Die BIFIE-Gesetz-Novelle 2009 begründete die Verdoppelung der jähr­
lichen Basiszuwendung (siehe TZ 36) u.a. mit der bis dahin noch nicht 
berücksichtigten standardisierten Reifeprüfung (siehe TZ 3). Die Erläu­
terungen bezifferten die Kosten für die standardisierte Reifeprüfung 
für den Zeitraum 2009 bis 201 4  insgesamt mit 29 MiI \ .  EUR, wovon 
1 5,20 Mill. EUR auf die AHS und 1 3,80 Mill .  EUR auf die BHS entfielen. 

Zu den in der BIFIE-Gesetz-Novelle 2009 angegebenen Kosten waren 
nach Angaben des Direktoriums weitere Kostensteigerungen U.a. durch 
geringe Synergien zwischen der AHS- und BHS-Reifeprüfung zu 
erwarten. Diese ergaben sich v.a. aufgrund größerer Stichproben für 
die Feldtestungen, für zusätzliche Aufgaben (in den lebenden Fremd-
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sprachen und der Mathematik) und für die Abwicklung der Kompensa­
tionsprüfungen. Zusätzlich kommt ab 201 6  die standardisierte Berufs­
rei feprüFung.28 

(2) Für den Zeitraum 2008 bis 2010 entstanden dem BIFIE durch die 
standardisierte Reifeprüfung Aufwendungen von 4,61 Mi I ! .  EUR. Das 
BIFIE plante weitere 24,52 MiI ! .  EUR (davon 1 ,54 Mil ! .  EUR für Inves­
titionen, z.B. IT-Hard- und Software) für die Jahre 201 1  bis 201 4. 

(3) Das BMUKK stellte dem BIFIE Wien 400 Werteinheiten29 (20 VZÄ 

bzw. 1 ,20 MiI! . EUR) pro Jahr ab dem Jahr 201 1  für die standardi­
sierte Reifeprüfung zur Verfügung. Damit sollten Lehrkräfte aus der 
Unterrichtspraxis einen Teil ihrer Lehrverpflichtung (durchschnittlich 
2,82 Werteinheiten je Lehrkraft) zur Entwicklung von Aufgaben ver­
wenden 30 Die Werteinheiten - in etwa 3,60 Mil ! .  EUR Für den Zeit­
raum 201 1  bis 2014 - stellten einen zusätzlichen Kostenfaktor Für die 
standardisierte ReiFeprüFung dar, den das BMUKK abdeckte. 

16.2 Der RH wies auf die ungenügenden Darstellungen der finanziellen 
Auswirkungen in den angeFührten Gesetzesnovellen hin. Wenn auch 
damals die Synergien zwischen der AHS- und BHS-Reifeprüfung noch 
nicht endgültig feststanden, wären nach Ansicht des RH genauere Kal­
kulationen erforderlich gewesen. Zudem räumte d iese Vorgehensweise 
dem BIFIE einen Spielraum bei der PlanersteIlung ein. 

Durch das geplante Verfahren zur Abwicklung der standardisierten 
ReiFeprüfung haben die Lehrkräfte der Abschlussklassen keine Auf­
gaben für die Reifeprüfung ihrer Klasse mehr auszuarbeiten. Der RH 
kritisierte diese Vorgehensweise, weil dadurch d ie  unmittelbar betrof­
fenen Lehrkräfte nicht mehr einbezogen waren und ein Pool an Auf­
gaben verloren ging. 

Durch die vom BMUKK zur Verfügung gestellten Werteinheiten wer­
den Lehrkräfte aus der Praxis bei der Erstellung der Aufgaben mitein­
bezogen. Zu beachten ist, dass die Werteinheiten langfristig gebunden 
sein werden und einen zusätzlichen Kostenfaktor für das BMUKK dar­
stellen. Im Zuge der Neuorganisation der Reifeprüfung empfahl der RH 

26 siehe Novelle BGBI. [ Nr. 32/201 1  zum Bundesgesetz über die Berufsreifeprürung 

BGBL I Nr. 68/1 997 

29 Alle Unterrichtsgegenstände sind einer bestimmten Lehrverpflichtungsgruppe zugeord­

nCL. lhrc Wertigkeit ist je nach durchschnittlichem Arbeitsaufwand verschieden festge­

legt. Beispielsweise entspricht bei der LeluverpnichlUngsgruppe I (z,B. DeUisch) eine 

Unterrichtsstunde 1 , 1 67 Wertcinheilcn. 

)0 Es handelt sich dabei um die sogenannte Einrechnung von Nebenleislungen; vgl. 

§ 9 Abs. J Bundeslchrer-Lehrverpnichtungsgesclz. BGB!. Nr. 244/ 1965 Ld.g.F. 
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dem BMUKK, wegen des Wegfalls der Aufgabenerstellung durch die 
Lehrkräfte der Abschlussklassen die Prüfungstaxen3 1 zu reduzieren, 
weil die verbleibenden Arbeiten einen geringeren Aufwand erforderten. 

Aufgrund der Mehrkosten für die Aufgabenerstellung und der fest­
gestellten Planungsungenauigkeit (siehe TZ 38) empfahl der RH dem 
BIFIE, Maßnahmen zu setzen (z.B. Aufgabenerstellung durch Lehrkräfte 
der Abschlussklassen, Reduktion der Feldtestungen, vereinfachte Dis­
tribution der Prüfungsaufgaben, Synergien bei der Abwicklung der 
Kompensationsprüfungen), um eine Kostenreduktion bei der standar­
disierten Reifeprüfung zu bewirken. 

16.3 (J) Laut Stellungnahme des BMUKK sei eine entsprechende Verein­

barung hinsiclltlich der Prüfungstaxen bereits zwischen dem BMUKK 

und den Fachgcwerkschaften abgeschlossen worden. 

(2) Das BIFIE führte aus, dass Werteinheiten unverzichtbar seien, um 

Lehrer mit aktueller Unterrichtspraxis an der laufenden A ufgabenent­

wicklung zu beteiligen. 

Zur Kostenreduktion bei der stallllardisierten Reifeprüfung nahm das 

BIFIE nicht Stellung. 

17.1 ( I )  Das BIFIE Salzburg wickelte im Auftrag des BMUKK u.a. auch fol­
gende internationale Studien zur Messung und zum Vergleich von 
Schülerleistungen ab: 

- PISA - Programme for International Student Assessment, 

- PIRLS - Progress in International Reading Literacy Study, 

- TAUS - Teaching and Learning International Survey und 

- TIMSS - Trends in International Mathematics and Science Study. 

)1 siehe Prüfungstaxcngcsclz - Schulen/Pädagogische Hochschulen, 

ßGBI. Nr. 3 14 / 1976 Ld.g.F. 

Bund 2012/ 1 1  
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und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Tabelle 2: Übersicht i nternationale Studien 

Studie PISA 

Organisation OE(O' 

Teilnehmer 15- und 16-jährige 
Schüler 

Inhalte Lesen, 
Mathematik und 
Naturwissenschaft 

Erhebungs-
intervall 

drei Jahre 

Teilnahme 2000 
Österreich 2003 

2006 
2009 

PIRLS 

IEA2 

Schüler 
4. Schulstufe 

Lesen 

fünf Jahre 

2006 
2011 

TAUS TIMSS 

OECD IEA 

Lehrkräfte und Schüler 4. und 
Schulleiter 8. Schulstufe1 
Sekundarstufe I 

Arbeitsbedingungen, Mathematik und 
Unterrichts- Naturwissenschaft 
methoden, 
Einstellungen und 
Schulressourcen 

fünf Jahre vier Jahre 

2008 1995 
2007 
2011 

Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
2 International Association for the Evaluation of Educational Achievement 
3 Österreich nimmt ausschließlich für die 4. Schulstufe teil. 

Quellen: BlfIE: RH 

Bund 2012/ 1 1  

l m  Frühjahr 201 1 fanden i n  Österreich die Testungen zu PIRLS und 

TIMSS statt. Weiters starteten die Vorbereitungen für PISA 20 1 2  mit 
dem Feldtest. In Bezug auFTALlS war nicht klar, ob Österreich an der 
Studie 20 1 3  teilnehmen wird. 

Grundsätzlich veröffentlichte das BIFIE zu jeder Studie eine Studi­
enbeschreibung, erste Ergebnisse und einen Expertenbericht. Für die 
PISA-Studie 2009 lag zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch kein 
Expertenbericht vor. 

(2) Österreichs Schüler ( 1 5- bis 1 6-Jährige) lagen bei PISA 2009 in 
Bezug auf die Lesekompetenz statistisch signifIkant unter dem OECD­
Schnitt. Innerhalb der 34 OECD-Länder nahm Österreich Rang 3 1  ein. 
Bei der PIRLS-Lesestudie 2006 erzielten die getesteten österreich ischen 
Volksschüler der 4. Klasse die 20. Position innerhalb der 45 Tei lneh­
merländer bzw. -provinzen. Ein Vergleich (wie bei PISA) mit den teil­
nehmenden 19 OECD-Ländern ergab für Österreich Rang 1 2 .  

Bei TIMSS 1 99 5  erreichten die österreichischen Schüler der 4 .  Schul­
stufe einen Mathematikmittelwert im oberen Mittelfeld, das Ergebnis 
bei der Erhebung 2007 war deutlich schlechter und bestenfalls noch 
Mittelmaß. Österreich lag lediglich an der 1 7 .  Stelle aller 36 Teilneh-
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merländer. Auch in der Naturwissenschaft war ein Leistungsrückgang 
feststel l ba r. 

(3)  Im Zeitraum 2008 bis 2010 fIelen für die internationalen Studien 
Aufwendungen von insgesamt 2,52 Mill. EUR an, davon 1 , 33  Mill. EUR 
für die Studien der OECD (PISA und TAUS) und 1 , 1 9  Mill .  EUR für die 
Studien der IEA (PIRLS und TIMSS). Für 201 1  bis 201 4  budgetierte das 
BIFIE für die internationalen Studien 5, 1 9  Mill. EUR (davon 66.000 EUR 
für Investitionen, z.B. IT -Hard- und Software). 

(4) In einem Fragebogen der OECD zur künftigen Entwicklung von 
PISA nach 201 5  sprach sich das BMUKK für eine Verlängerung des 
Erhebungsintervalls von drei auf vier Jahre aus. Ebenso befürwortete 
das BMUKK unter bestimmten Bedingungen den vermehrten IT -Ein­
satz bei der Testabwicklung. 

17.2 ( I )  Internationale Studien unterstützten eine faktenbasierte Bildungs­
politik, weil sie Verbesserungspotenzial im internationalen Vergleich 
aufzeigten. Vor diesem H intergrund legte der RH dem BMUKK nahe, 
eine Nicht-Teilnahme an TAUS 201 3  zu überdenken. Aufgrund des im 
Zeitablauf aufgetretenen Leistungsrückgangs der österreichischen Schü­
ler im internationalen Vergleich empfahl der RH dem BMUKK, gezielte 
Maßnahmen zur Verbesserung der Schülerleistungen zu setzen. 

(2) Der RH wies auf den geplanten Anstieg der mit den internationa­
len Studien verbundenen Kosten hin:  Es war eine rd. 55 %-ige Erhö­
hung von durchschnittlich 840.000 EUR jährlich (Zeitraum 2008 bis 
2010) auf 1 , 30  Mill. EUR jährlich (Zeitraum 201 1  bis 201 4) geplant. 

Da für die PISA-Studie 2009 beinahe drei Jahre nach Durchführung 
noch kein Expertenbericht vorlag, stellten sich die Expertenberichte für 
die internationalen Studien grundsätzlich in Frage. Nach Ansicht des 
RH stünde für die wissenschaftliche Aufarbeitung wichtiger Ergebnisse 
der internationalen Studien das I nstrument des Nationalen Bildungs­
berichts zur Verfügung. Zur Senkung der Kosten empfahl der RH dem 
BIFIE, die Herausgabe eigener Expertenberichte kritisch zu hinterfragen. 

Aus der Verlängerung des Erhebungsintervalls für die PISA-Studie 
und dem vermehrten IT -Einsatz bei der Testabwicklung könnte sich 
auch eine Kostenreduktion ergeben, weshalb der RH die diesbezüg­
lichen Bemühungen des BMUKK positiv bewertete. 

Bund 201 2/ 1 1  
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Nationaler Bildungs­
bericht 

Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

11-3 (I)  Laut Stellullgllahme des BMUKK sei seil 2007 eille Vielzahl Oll 

ReformprojekteIl (Klassenschülerhöchstzahl  25, Bildungsstandards, 

Neue Reifeprüfullg, Neue Mittelschule, ganztägige Schulformell, Neue 

Oberstufe) ill die Wege geleitel worden. Diese System reformen würden 

sich in den nächsten JahreIl in elItsprechendeIl Ergebllissen bei lIali­

onalell und intematiollalell Vergleichen niederscl! lagen. 

Das BMUKK führte aus, dass mit der TeilIlahme an TAUS 2009 eille 

grundlegende Allalyse der Situatioll der österreich ischen Lehrer vor­

liege. Eille vertiefende Analyse der österreichischell Daten sei 110m 

BIFIE 2010 publiziert worden. A ußerdem würde es sich bei TAUS um 

eille Erhebung bei Lehrern handeln, die über ihre A rbeitsplil lzsitua­

tiOIl reflektiertell. 

(2) Das BIFtE illformierte in seiller StellulIgllallllle darüber, dass die 

Kosten für illtemationale Assessmellts ill eillem bestimmlen Zeitraum 

niemals lillear seien. Sie hingen erheblich von der Anzahl der in die­

sem Zeitraum durchgeführteIl illenwtionalen ErhebungeIl ulld Berichrs­

legungen ab. Der Expertenbericht zur PISA-Studie 2009 sei im Früh­

jahr 2012 publiziert wordell. Dieser Bericllt sei lIoch vor GrÜlldung 

des BtFlE IIertraglich ulld termini ich 110m BMUKK mit einem externen 

ExperteIl festgelegt worden. 

Zur A uflassung der Expertellbericllte zu den illtematiollalell Studiell 

nahm das BIFIE " icht Stellullg. 

18.1 ( 1 )  Das Konzept des Nationalen Bildungsberichts sah eine Zweiteilung 
in Bildungsindikatoren (Band 1 )32 und analytische wissenschaftliche 
Beiträge (Band 2) vor. Der erste Band analysierte das österreichische 
Schulsystem anhand von Daten und Indikatoren. Im zweiten Teil wur­
den zentrale Themen des österreichischen Schulwesens von (öster­
reichischen) universitären Bildungswissenschaftlern wissenschaftlich 
abgehandelt. 

Bisher erschien im Jahr 2009 der erste Nationale Bildungsbericht ; der 
nächste war für 20 1 2  geplant. 

(2) Bei den Vorbereitungsarbeiten zum Nationalen Bildungsbericht 2012 
traten Auffassungsunterschiede zwischen BMUKK und BIFIE in Bezug 
auf die zu bearbeitenden Themen im Band 2 auf. Der Nationale Bil­
dungsbericht 2009 enthielt zur Thematik der Zuständigkeiten und Ver-

J2 Band 1 enthäll bitdungsstCltislische Kennzahlen wie Kontcxtindikalore/1 zum Schul­

und Bildungswcsen, Inpulindikatoren. Prozessfaktoren. Indikatoren zu OUIPUI/OUI­

ca me sowie Qualitätsindikatoren und LeislUngsvergleiche. 
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antwortlichkeiten bei der Bildungsberichterstattung die nachfolgende 
Abbildung: 

Abbildung 3 :  Zusammenspiel von Politik und Wissenschaft bei Auftrag, Erstellung und Aus­
wertung von Bildungsberichten 

Politik 

BilidurloSiDolitische Auswertung, 
Diskussion 

1 
Planungsentscheidungen 

1 
Neue Leitfragen 

Wissenschaft 

Schlu ssfolgeru n gen 

T 
Analyse/Synthese 

T 
Datenproduktion 

T 

QueUe: Nationaler Bildungsbericht Österreich 2009. Band 2, S. 12 

150 

Entsprechend dem dargestellten Konzept waren die Leitfragen für die 
Analyse sowie die konkreten Entscheidungen, die auf Basis der Berichte 
getroffen wurden, der Pol itik zuzuordnen. Datenproduktion und -inter­
pretation sowie wissenschaftliche Schlussfolgerungen kamen von den 
beauftragten Experten. 

Der Wissenschaftliche Beirat des BIFIE befasste sich bisher nicht expli­
zit mit der Themenfestsetzung ftir Band 2 des Nationalen Bildungs­
berichts. 

(3) Für den Nationalen Bildungsbericht 2009 fielen im BIFIE Auf­
wendungen von knapp 560.000 EUR an. Weitere Aufwendungen 
vor der Ausgliederung des BIFIE waren bei der Vorgängerinstitution 
erfasst worden. Für den Zeitraum 201 1  bis 201 433 plante das BIFIE 
1 , 1 6  Mill. EUR (davon 1 5.000 EUR für Investitionen, z.B. IT -Hard­
und Software) für die Bildungsberichterstattung. Beim Bericht 2009 

J} Der Zeitraum umfasste den Bericht 2012 und anteilig den Berichl 2015. 

Bund 201 2 / 1 1  
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Bund 2 0 1 2/ 1 1  

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

erhielten die Autoren jeweils 1 4.000 EUR für ihre wissenschaftlichen 
Beiträge. 

18.2 Der Nationale Bildungsbericht sollte im Sinne einer faktenbasierten 
Entscheidungsfmdung der Erarbeitung und Aufbereitung einer breiten 
Datenbasis zur Situation der Schule in Österreich dienen. Zur Siche­
rung der Akzeptanz und Entscheidungsrelevanz empfahl der RH dem 
BMUKK und dem BIFIE, einen verbindl ichen Modus in Bezug auf die 
zu bearbeitenden Themen im Band 2 des Nationalen Bildungsberichts 
zu fixieren. Hiezu wäre nach Auffassung des RH auch der Wissen­
schaftliche Beirat des BIFIE zu konsultieren. 

Aufgrund der beträchtlichen Kosten, die für den Nationalen Bildungs­
bericht geplant waren, empfahl der RH dem BIFIE, eigene wissenschaft­
liche Mitarbeiter heranzuziehen und die Höhe der Autorenhonorare 
- v.a. von den un iversitären Experten - substantiell zu reduzieren. 

18.3 (I) Laut Stellungnahme des BMUKK bestehe es auJdem in Abbildung 3 

dargestellten Modus fur die Themengenerierung. Für den Nationalen 

Bildungsbericht 2 0 1 5  würde eine stärkere Einbeziehung des Wissen­

sclwftlichen Beirats des BIFIE in die Tllemenjindung 1J0rgesehen wer­

den. 

(2) Das BIFIE fuhrte in seiner Stellungnahme aus, dass der Wissen­

schaftliche Beirat in einer Sitzung 201 1 die Möglichkeit gehabt hätte, 

die 1J0m BMUKK 1J0rgegebenen Themenbereiche zu diskutieren Iwd dazu 

Stellung 1II nehmen. Der Nationale Bildungsbericht 2009 habe insge­

samt AujilJendungen Ilon rd. 1 , 10 Mill. EUR verursacht. Der Modus zur 

Themengenerierung würde nach Abschluss des Nationalen Bildungs­

berichts 2012 mit dem BMUKK vereinbart werden; der Wissenschaft­

liche Beirat würde dabei einbezogen werden. 

Zur Kostenreduktion hinsichtlich des NariO/wlen Bildungsberichts 

nahm das BIFIE nicht Stellung. 

18.4 In dem dem RH a n  lässlich der Erhebungen an Ort und Stelle vor­
liegenden Protokoll der Sitzung des Wissenschaftlichen Beirats vom 
3 1 .  März/ I .  April 201 1 wurde der Nationale Bildungsbericht 201 3  nicht 
thematisiert. Die vom BIFIE dargestellte Behandlung des Nationalen 
Bildungsberichts durch den Wissenschaftl ichen Beirat wurde seitens 
des BIFIE bei der Schlussbesprechung nicht angesprochen bzw. wurde 
das betreffende Protokoll dem RH nicht zur Verfügung gestellt. 
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19.1  ( 1 )  Mit der Einführung von Model lversuchen zur Neuen Mittelschule 
legte § 7a Abs. 4 SchulorganisationsgesetzJ4 Fest, dass die Modellver­
suche vom jeweiligen Landesschulrat unter wissenschaftlicher Beglei­
tung nach bundeseinheitlichen Kriterien zu betreuen, zu kontroll ieren 
und begleitend zu evaluieren seien, wofür das BIFIE beizuziehen wäre. 
Daneben wurden Berichtspflichten für das BIFIE (Nationaler Bildungs­
bericht, Ergebnisberichte) festgelegt. 

Das vom BIFIE entwickelte Evaluationskonzept für die Modellver­
suche zur Neuen Mittelschule sollte einerseits Daten als Grundlage für 
bildungspolitische Entscheidungen nach der Entwicklungsphase über 
den Nutzen der Neuen Mittelschule bereitstellen. Andererseits sollte 
es InFormationen zur Feinsteuerung während des Entwicklungspro­
zesses liefern. 

Die Untersuchung über den Nutzen bezog sich auf die ersten beiden 
Generationen von Schülern der Neuen Mittelschule, die diesen Modell­
versuch in den Schuljahren 201 1 /201 2 bzw. 201 2/201 J beenden werden. 

(2) Noch vor Beendigung der ersten Generation der Modellversuche 
und dem Vorliegen aussagekräftiger Befunde über den Nutzen der 
Neuen Mittelschule beschloss der Nationalrat im März 20 1 2J5 die Über­
nahme des Model lversuchs Neue Mittelschule in das Regelschulwe­
sen. Nach einem Stufenplan sollen bis zum Schuljahr 201 8/201 9  alle 
Hauptschulen in Neue Mittelschulen umgewandelt werden. 

19.2 Der RH bekräftigte seine bereits im Rahmen der Gesetzesbegutach­
tung vorgebrachte Kritik über die beabsichtigte flächendeckende Ein­
führung der Neuen Mittelschule an Hauptschulen wegen des Fehlens 
von Evaluationsergebnissen. 

Der RH empfahl dem BMUKK und dem BIFIE, das Evaluationskonzept 
kostenneutral an die neuen Rahmenbedingungen anzupassen. Dabei 
wären nach Ansicht des RH einerseits die gesetzlichen Ansprüche zu 
berücksichtigen und andererseits zweckmäßige Informationen für die 
Schulpraxis bereitzustellen. Auch die Ergebnisberichte wären aufgrund 
der flächendeckenden Einführung der Neuen Mittelschule auf das not­
wendige Ausmaß zu reduzieren. 

19.3 ( I )  Laut Stellungl1l1hme des BMUKK laufe die E"aluatiol1 der Neuel1 

Mittelschule il1 modifizierter Form weiter. Zusllmmel1fassel1de Ergeb­

nisse seiel1 im ersten Halbjahr  2014 zu erwarten, die dazu betragen 

J4 Schulorgflnisfll ionsgcsclz. BGBI. Nr. 242/1962 Ld.F. BGBI. I Nr. 44/2009 

)0; 29. Miirz 201 2 Beschluss im Nationalrat 521 /BNR, BGßI. I Nr. 36/2012 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  
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und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

kÖ'lIItell, die Neue Mittelschule qualitativ weiterzuelltwickeill. Die kos­

telllleutrale Allpassullg des Evaluatiollskonzepts all die aktuelleIl Rah­

mellbedillgullgell sei geplallt. 

(2) Das BIFIE illformierte ill seiner Stellungnahme, dass es die Vorga­

bell des BMUKK abwarteIl würde. 

20 Die Organe des BIFIE waren das Direktorium, der Aufsichtsrat und der 
Wissenschaftliche Beirat. Nachfolgende Abbildung veranschaulicht die 
Organisationsstruktur des BIFIE zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
(Herbst 201 I ) :  

Abbildung 4 :  Organisationsstruktur des BIFIE 

ernennt 

Aufsichtsrat 

BIFIE Graz 
Zentrum fur 

Bildullgsforschullg & 
Evaluation 

QueUe: BlflE; Adapierungen RH 

Bund 2012/ 1 1  

Bundesinstitut BIFIE 

Zuständige/r Bundesminister/in 

bestellt 

Direktorium 
(Salzburg und Wien) 

ernennt 

Wissenschaftlicher 
Beirat 
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Neben dem Direktorium gab es Zentren für die inhaltlichen Arbeits­
bereiche des BIFlE, die auf die einzelnen Standorte aufgeteilt waren. 

Direktorium 

21 .1  ( I )  Das Direktorium bestand aus zwei - flir die Dauer von fünf Jah­
ren von der zuständigen Bundesministerin bestellten - Direktoren. 

Die Institutsordnung legte einerseits diejeweiligen eigenen Aufgaben­
bereiche der Direktoren und andererseits jene Bereiche fest, in denen die 
Direktoren einvernehmliche Entscheidungen zu treffen hatten. Dem­
nach war der eine Direktor in Salzburg für den wissenschaftlich-for­
schenden Bereich und der andere Direktor in Wien für die Bereiche 
Qualitätsentwicklung und I nnovation zuständig. Für den kaufmän­
nischen Bereich waren beide Direktoren gemeinsam zuständig. 

(2) Das Direktorium hatte jährlich einen Dreijahresplan zu erstellen. 
Seit G ründung des BIFIE im Jahr 2008 gab es zwei genehmigte Drei­
jahrespläne.J6 Insbesondere die Erstellung des Dreijahresplans für die 
Jahre 201 1  bis 201 3  erwies sich aufgrund des Widerstreits zwischen 
aufgabenorientierter, transparenter Planung und bereitzustel lender 
Finanzmittel als langwierig. Das BMUKK veranlasste die Beiziehung 
eines externen Beraters. Ende des Jahres 201 1  kam es lediglich zur 
Kenntnisnahme, nicht jedoch zur Genehmigung des nunmehr zeitlich 
erweiterten Plans flir die Jahre 201 1  bis 2014 durch den Aufsichtsrat. 
Die Planung verzögerte sich wegen Differenzen zwischen BMUKK und 
BIFIE v.a. hinsichtlich des Geldmitte1bedarfs und der Projektkosten. 
Auch dem RH wurden unterschiedliche, nicht genau kalkulierte Pro­
jektkosten vorgelegt. 

Aufgrund der Nichteinhaltung der vorangegangenen Pläne verfügte 
das BIFIE über eine hohe Mittelausstattung, die zum Aufbau von hohen 
Bankguthaben (Ende 2010 8,49 Mil!. EUR) und zu einer Überl iquidi­
tät führten (siehe TZ 38). 

(3) Die Institutsordnung enthielt in § 3 Abs. 3 lit. e als gemeinsame 
Aufgabe des Direktoriums die Bestellung des Abschlussprüfers. Die­
ser Bestimmung stand jedoch § 24 Alls. 3 Z 5 BIFIE-Gesetz entge­
gen, wonach die Bestellung des Abschlussprüfers dem BMUKK oblag. 

16 Drcijahresplan rur den Zeitraum 2008 bis 2010 und Dreijahresplan rur den Zeit­

raum 2010 bis 2012. 

Bund 2012/ 1 1  
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21.2 Der RH wies auf eine zu schwach ausgeprägte kaufmännische Kom­
petenz in der Führung des BIFIE hin, die sich z.B. bei der Erstel lung 
der Dreijahrespläne und der Überliquidität manifestierte. Der RH emp­
fahl dem BMUKK, die BIFIE-Führungsstruktur so umzugestalten, dass 
einerseits jedenfalls das Vier-Augen-Prinzip gewahrt und andererseits 
eine Fundierte kaufmännische Expertise install iert wird. 

Der RH wies auf die dem BIFIE-Gesetz widersprechende Bestimmung 
zur Bestellung des Abschlussprüfers in der Institutsordnung hin. Er 
empfahl dem BIFIE, die Institutsordnung umgehend an die Bestim­
mungen des BIFIE-Gesetzes anzupassen. 

21.3 (I)  Lallt Stellungnahme des BMUKK stehe dem BIFIE seit Früh­

jahr 2012 ein E.rperte mit fundierter kauftnännischer Expertise zur 

Verfügung. Die Wahrung des Vier-Augen-Prinzips in der BIFIE-Füh­

rungsstruktur würde durch eine Änderung der Institutsordnung bzw. 

des Intemen Kontrollsyslems sichergestellt werden. Diese Änderungen 

habe der BIFIE-Aufsichtsrat im Jllii 2012 beschlossen. 

(2) Der Direktor des BIFIE (Salzburgj37 betonte in der Stellungnalnne 

des BIFfE, dass der Aujbau des kOlifmännischen Rechnungswesens und 

der betrieblichen Organisation in den Gründungsjahren hauptsiiclilich 

in seiner Hand gelegen und zügig vonstatten gegangen sei. Auch hätten 

alle A bschlussprüfungen ergeben, dass das BIFIE über ein gutes kauf­

männisches System verfüge. Es sei unverständlich, warum trotz nach­

gewiesenem praktischem kaufmännischem Erfolg undifferenziert Kri­

tik geübt und fehlende Kompetenzen moniert würden. Weiters hätte die 

Ausschreibung für das Direktorium keine e.rplizite/! kaufmännischen 

Kompetenzen umfasst. 

Mit der Institutsordnung 2012 sei dem wachsenden A ufwand im kauf­

männischen Bereich insofem Rechnung getragen worden, als dem Lei­

ter des lentralen Management und Senlices mehr kOlifmännische Ver­

antwortung eingeräumt worden sei. 

Das BIFIE wies darauf hin, dass die Abschlussprüfer stets durch die 

Bundesministerin .rur Unterricht, Kunst und Kultur bestellt worden 

seien. Die Institutsorrfnung sei zwischenzeitlich bereinigt worden. 

21.4 Der RH stellte klar, dass seine Beurteilung in Bezug auf eine zu schwach 
ausgeprägte kauFmännische Kompetenz in der Führung des BIFIE neben 
organisatorischen Aspekten auch die anderen Aufgabengebiete des 
Direktoriums miteinbezog. Die Stellungnahme des BIFIE unterstrich 

17 Der zweite Direktor des BIFIE (Wien) wurde während der Geb:lrungsüherprürung <lbbc­
ru fel1 , 
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dies insofern, als sie darauf verwies, dass die Ausschreibung für das 
Direktorium keine expliziten kaufmännischen Kompetenzen forderte. 
Der RH blieb bei seiner Ansicht, dass der kaufmännischen Kompo­
nente in der Führungsstruktur des BIFIE zu wenig Bedeutung beige­
messen wurde. 

Das BIFIE erhielt in den Jahren 2008 bis 2010 vom BMUKK i nsgesamt 
Zuwendungen in Höhe von 34,7 1 MiI!. EUR, wovon Ende 2010 rund 
ein Viertel (8,49 Mil!. EUR) unter den liquiden Mitteln (Bankgutha­
ben) - beinahe unverzinst - ausgewiesen war. Vor dem H intergrund 
der angespannten budgetären Situation des Bundes beurteilte der R H  
die Aussage über den praktischen kaufmännischen Erfolg des BIFIE 
als nicht angebracht. 

Aufsichtsrat 

22.1 Dem Aufsichtsrat oblag v.a. die laufende Aufsicht, die Entgegennahme 
und Genehmigung der jährlichen Planungs- und Tätigkeitsberichte des 
Direktoriums sowie dessen Entlastung. 

Der Aufsichtsrat bestand aus neun Mitgliedern, wobei fünfvom BMUKK 
zu nominieren waren.Ja In der Sitzung vom Oktober 2010 beschloss der 
Aufsichtsrat einstimmig die dauerhafte Teilnahme des Geschäftsfüh­
rers der Koordinationsstelle des BMUKK (siehe TZ 28) als nicht stimm­
berechtigte Auskunftsperson. 

Nach § 3 Abs. I der Geschäftsordnung war der Aufsichtsrat mindes­
tens vier Mal pro Jahr einzuberufen; bei Bedarf waren weitere Einbe­
rufungen möglich. Im Gründungsjahr 2008 fanden sieben Sitzungen, 
im Jahr 2009 lediglich zwei und im Jahr 2010 drei statt. Im Jahr 201 1  
gab es zwar vier Sitzungen, davon zwei innerhalb von zwei Wochen.J9 

22.2 Zur Wahrnehmung der laufenden Aufsicht waren nach Ansicht des RH 
regelmäßige Sitzungen (z.B. bei Vorliegen der Quartalsberichte und des 
Jahresabschlusses) des Aufsichtsrats erforderlich. Der RH stellte kritisch 
fest, dass der Aufsichtsrat in einigen Jahren die in der Geschäftsord-

]8 Die weileren Milgliedcr nominierten folgende Institutionen: ein Mitgl ied das BMF, ein 

Mitglied das BMWF. ein Mitglied die Gewcrkschart Örrentlicher Dienst und ein Mit­

glied der Betriebsrat des BIFfE. 

19 In der Sitzung vOm I. Juni 201 1  venagle der AufsichtsrnI die Genehmigung des Jahres­
berichts 2010. In der dilrauffolgcnden Sitzung vom 14, Juni 201 1  genehmigte der Auf­
sichtsrat den geänderten Jahresabschluss 2010 und den revidierten Lageberichl 2010. 
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nung und auch im GesellschaFtsrecht40 festgelegten Sitzungstermine 
nicht einhielt. Der R H  empfahl dem Aufsichtsrat des BIFlE, die lau­
fende Überwachung der Geschäftstätigkeit zu intensivieren und dafür 
auch regelmäßige Sitzungen abzuhalten. 

Aufgrund der Konzentration der Informationen über das BIFIE in der 
Koordinationsstelle empfahl der RH dem BMUKK, in Betracht zu zie­
hen, den Geschäftsführer der Koordinationsstelle in den Aufsichts­
rat zu nomin ieren. Er wies darauf hin, dass die derzeitige Situation 
(GeschäFtsführer der Koordinationsstelle als dauerhafte AuskunFtsper­
son ohne Stimmrecht) nicht durch das Gesellschaftsrecht4 1 abgedeckt 
war. 

22.3 Laut Stellu llgllahme des BMUKK würde bei deli Sitzullgell des Auf­
sichtsrats der GeschäJtsJli/rrer der Koordillatiollsstelle zu Begillll zu 

deli re/el/alltell PUllktell der Tagesordllullg eillge/adell. Dies würde auch 

gesondert im Protokoll vermerkt. 

23.1 Der Aufsichtsrat hatte gemäß BIFlE-Gesetz U.3. den Erwerb und die 
Veräußerung von liegenschaften, Beteiligungen, Unternehmen und 
Betrieben sowie Verträge, deren Gesamtentgelt 10 Ofo der Basiszuwen­
dung überstieg, zu genehmigen. 

Die Basiszuwendung erhöhte sich seit Gründung des BIFIE von 
5 Mil! .  EUR auf 1 3  MiI!. EUR im Jahr 2010. Der Prozentsatz ( 10 0/0) für 
aufsichtsratsptlichtige Verträge blieb jedoch unverändert. Daher stieg 
die Betragsgrenze für aufsichtsratsptl ichtige Verträge von 500.000 EUR 
auf 1 ,30 Mi l ! .  EUR. 

Nach den Feststellungen des R H  wurden seit Gründung des BIFIE 
dem Aufsichtsrat keine Verträge zur Genehmigung vorgelegt, weil  die 
Betragsgrenze nicht überschritten wurde, obwohl "wichtige" Geschäfte 
(v.a. Werkverträge mit den Universitäten) vorlagen. 

23.2 Der RH stellte eine Kontrolllücke fest, die sich aufgrund der kontinu­
ierlichen Erhöhung der Basiszuwendungen bei gleichbleibendem Anteil 
genehmigungsptlichtiger Verträge ergab. Er  empfahl dem BMUKK zur 
Schließung der Kontrol l lücke, auf eine Änderung des BIFlE-Gesetzes 
hinzuwirken, indem der Prozentsatz durch eine absolute Betragsgrenze 
ersetzt wird. Damit wären alle wesentlichen Geschäfte aufsichtsrats­
ptlichtig. 

40 vgl. § JOi Abs. 3 GmbH-Gesetz (RGBI. Nr. 58/ 1906 Ld.g.F.) und § 94 Abs. ] Aktienge­
selz (ßGßI. Nr. 98/1965 i.d.g.F.1 

4 1  vgl. § JOh GmbH-Gesetz lind § 93 Aktiengesetz 
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23.3 Laut Stellungnahme des BMUKK sei im Juli 2012 110m Aufsichtsrat eine 

absolute Betragsgrenze für aufsiclrtsratsp}7ichtige Verträge besclrlos­

sen worelen. 

W issenschaftlicher Beirat 

24.1 Am BIFIE war ein Wissenschaftlicher Beirat eingerichtet. Der Bei­
rat sollte das nationale und internationale wissenschaftliche Niveau 
sichern und die Organe des BIFIE in der Wahrnehmung aller gesetz­
lichen Aufgaben unterstützen, insbesondere bei der Erstellung der Jah­
res- und Dreijahrespläne. 

Der Wissenschaftliche Beirat hatte grundsätzlich zwei Sitzungster­
mine pro Jahr, die jeweils i.d.R. zwei Tage dauerten. Er hielt die Sit­
zungen abwechselnd an den einzelnen Standorten des BIFIE ab und 
unterzog die an dem jeweiligen Standort verwirklichten Projekte einer 
wissenschaftlichen Prüfung (z.B. standardisierte Reifeprüfung, Evalu­
ation Neue Mittelschule). Der Wissenschaftliche Beirat gab - an die 
Organe des BIFIE gerichtete - Empfehlungen ab. Zudem ersuchte er 
das Direktorium, seine Empfehlungen an das BMUKK weiterzuleiten. 
Die Koordinationsstelle im BMUKK verfügte jedoch über keine Emp­
fehlungen des Wissenschaftlichen Beirats. 

24.2 Wenn auch eine Weiterleitung der Empfehlungen des Wissenschaftli­
chen Beirats (z.B. zur standardisierten Reifeprüfung, Evaluierungskon­
zept Neue Mittelschule) an das BMUKK im BIFIE-Gesetz nicht vorge­
sehen war, stand der RH dem Anl iegen des W issenschaftlichen Beirats 
positiv gegenüber. Dadurch könnte die Kontrollfunktion des BMUKK 
um die Facette der wissenschaftlichen Qualitätssicherung erweitert 
werden. 

24.3 Laut Stellungnahme eies BIFIE würden künftig elie Empfelrlungen eies 

Wissellschaftliclren Beirats systematisc1r an elie Bundesministerirr für 

Ull terric1rt, Kunst ulIll Kultur weitergeleitet werden. 
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25.1 ( J )  Der Sitz des BIFIE war i n  Salzburg. Bei der Ausgliederung gab es 
Zweigstellen in Graz, in Klagenfurt und in Wien, wobei der Standort 
Klagenfurt organisatorisch und personell dem BIFIE Wien zugeordnet 
war. 

Mit Ende des Jahres 201 1 war die Aufiassung des Standorts G raz 
geplant. Die Aufgaben von Graz sollten auf das BIFIE Salzburg (Bil­
dungsforschung) und das BIFIE Wien (Begleitforschung zur Implemen­
tierung der Bildungsstandards und zur standardisierten Reifeprüfung) 
verteilt werden. In Zukunft waren zwei Hauptstandorte des BIFIE in 
Salzburg und Wien beabsichtigt. 

(2) Bei der Ausgliederung war für Wien ein kleinerer Standort geplant;  
das Unternehmenskonzept ging von einem Personalstand von zehn 
Mitarbeitern bis 2009 aus. Mit der Novelle des BIFIE-Gesetzes 2009 
kam die standardisierte Reifeprüfung als wesentliche Aufgabe für 
das BIFIE Wien dazu. Die Ausweitung der Aufgaben führte zu einem 
starken Anstieg des Personalstands; Anfang September 201 1 waren in 
Wien 38,37 Mitarbeiter (in VZÄ) beschäftigt.42 

Wegen des Anwachsens des Standorts Wien waren größere Räum­
lichkeiten erforderlich. Dem BIFIE standen ab 201 1  in Wien 1 .700 m2 
und in Salzburg 3. 100 m2 zur Verfügung. Die monatlichen Mietkosten 
waren in Wien pro m2 um knapp 60 'l'o höher als in Salzburg (m2-Preis 
in Salzburg 1 1 ,36 EUR und in Wien 1 8,07 EUR). 

(3) Die zwei Hauptstandorte Salzburg und Wien wurden mit dem guten 
Kontakt zu den jeweiligen Hauptansprechpartnern und der geographi­
schen Präsenz des BIFIE in Österreich begründet : Die zwei Standorte 
würden die flächendeckende Arbeit des BIFIE erleichtern. 

(4) Im Jahr 2010 fielen für Dienstreisen zwischen Salzburg und Wien 
insgesamt Reisekosten von 37.000 EUR an. Die 340 Fahrten zwischen 
den Standorten beanspruchten 1 .000 Stunden Dienstzeit (0,5 VZÄ). 

25.2 Der RH stellte fest, dass der ursprünglich als Zweigstelle geplante 
Standort Wien kontinuierlich gewachsen war und entsprechend den 
Planungen beinahe die Mitarbeitergröße des Sitzes des BIFIE in Salz­
burg annehmen wird. Gründe dafür waren zusätzliche Aufgaben in 
Form der standardisierten Reifeprüfung und die konsequente Aufga­
benaufteilung bei den Kernaufgaben zwischen den beiden Direktoren. 

41 Im Vergleich dazu: Anfang September 201 1 waren am Standort Satzburg 65.61 Mitar­

beiter (in VZÄ) bcschäfligt. 
Für den Standort Wien war ein weiterer Personal zuwachs geplant: Die Planungen sahen 

bis Ende 2014 am Standort Wien insgesamt 56.95 Milarheilcr (in VZÄ) vor. 
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Der RH sah - hauptsächlich aus wirtschaftlichen Gründen - keine 
Notwendigkeit für zwei Hauptstandorte. Diese bedingten nach Ansicht 
des RH Doppelstrukturen bzw. Inefflzienzen in der Verwaltung und 
der AuFgabenerFüllung (siehe TZ 26 F.). Er empFahl dem BIFIE, lang­
Fristig die KernauFgaben an einem Hauptstandort zusammenzulegen. 

25.3 Laut Stellullgnahme des BIFIE sei die Eröffllullg des Zell trums Wien 

im BIFIE-Gesetz 2008 (Text der Regierullgsvorlage) schlüssig mit der 

Nähe ZLl III BMUKK ulld a lIdereIl Schulbehördell argumentiert wordell. 

Zentrales Management und Services 

26.1 AnknüpFungspunkte zwischen den Standorten Salzburg und Wien gab 
es v.a. durch die Aufteilung des Direktoriums, das Projekt Bildungs­
standards (siehe TZ 8 FF.) und die Inanspruchnahme der Leistungen 
des .. Zentralen Management und Services". 

Das Zentrale Management und Services in Salzburg war grundsätzlich Für 
das Finanz- und Rechnungswesen. das Controll ing, das IT - und InForma­
tionsmanagement sowie die Organisations-. die Personal- und die Öffent­
lichkeitsarbeit des gesamten BIFIE zuständig. InFolge der Vergrößerung 
des BIFIE Wien wurde zusätzliches Personal für InFrastrukturleistungen 
(Reinigung, Sekretariat, IT, Medienmanagement, Medientechnik und 
-design etc.) in Wien angestellt. Dieses Personal war ursprünglich dem 
BIFIE Wien zugeordnet. 

Aufgrund einer vom BMUKK beauftragten externen PrüFung des BIFIE 
im Jahr 201 1  wurden die Mitarbeiter der IT, der Reinigung und des 
Sekretariats (0,5 VZÄ) des BIFIE Wien dem Zentralen Management 
und Services (Salzburg) kosten rechnerisch formal zugeordnet. Vorge­
setzte blieb nach wie vor die Leitung des BIFIE Wien. Die Mitarbeiter 
in den Bereichen Medienmanagement, Medientechnik und -design ver­
bl ieben beim BIFIE Wien und waren Für die dort abgewickelten Pro­
jekte zuständig. 

26.2 Der RH wies darauF hin, dass das BIFIE erste Schritte zur Strukturbe­
reinigung gesetzt hatte. Da die Zusammenlegung der Mitarbeiter des 
Zentralen Management und Services jedoch nur kostenrechnerisch 
erfolgte, konnten bisher wesentliche Vorteile zentral verwalteter Res­
sourcen und Leistungen (z.B. Synergien, flexibler Personaleinsatz) nicht 
genutzt werden. Der RH kritisierte die bisher lediglich formal stattge­
Fundene Änderung und empFahl dem BIFIE, tieFergreiFende Restruk­
turierungen vorzunehmen (siehe TZ 25). 
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26.3 Laut Stellungnahme des BIFIE würden mit dem kommenden Dreijah­

resplan und der neuen Institutsordnung administrative und organisa­

torische Strukturen in Wien abgebaut bzw. dem zustiindigen Zentra­

ien Management und Sen,ices zugeordnet werden. 

Sonstige Bereiche 

27.1 ( I )  Die Projekte Bildungsstandards und standardisierte Reifeprüfung 
waren durch ähnliche Prozesse gekennzeichnet. Beispielsweise erfor­
derten sowohl die Implementierung (im Rahmen der Diagnosein­
strumente) als auch die Überprüfung der Bildungsstandards und die 
standardisierte Reifeprüfung die Erstellung von Aufgaben. Zu deren 
Entwicklung und Archivierung gelangten internetbasierte Aufgaben­
plattformen zum Einsatz. 

Insgesamt gab es am BIFIE u.a. drei Internet-Aufgabenplattformen bzw. 
waren diese in Entwicklung.4J Das Direktorium begründete die Mehr­
zahl an Aufgabenplattformen mit den unterschiedlichen inhaltl ichen 
und sicherheitstechnischen Anforderungen sowie weitaus höheren 
Kosten bei einer für das gesamte BlFlE anwendbaren Lösung. Kon­
krete Unterlagen bzw. Berechnungen dazu konnten dem RH nicht 
vorgelegt werden. Für die Aufgabenplattformen fIelen bis Ende 201 1  
Kosten von 3 1 6.000 EUR (ink!.  Lizenzgebühren, Schulungen etc.) an .  

Die Plattformen für d ie  standardisierte ReifeprüFung und die Diagno­
seinstrumente betreuten ausschließlich die IT -Mitarbeiter des BIFIE 
Wien ohne Zugriffsmöglichkeit für den zentralen IT -Bereich (Zen­
trales Management und Services) in Salzburg, der für die Gesamt-IT 
des BIFIE zuständig war. 

Beim Betrieb der internetbasierten Anwendungen arbeiteten das BIFIE 
Salzburg und das BIFlE Wien zwar mit  demselben Rechenzentrum 
zusammen, jedoch völlig getrennt voneinander und zu unterschied­
lichen Konditionen.44 

4J BIFIE Salzburg: eine Aufgabcnplallform zur Überprüfung der Bildungsstandards, diese 
soll durch eine neu entwickelte im Frühjahr 2012 abgelöst werden: BIFIE Wien: eine 
Aufgabenplatl form zur Implementierung der Bildungsstandards (DiagnoseinslrumcmcJ 
und eine zur Zeit der Gebarungsüberpriifung in Entwicklung bcfllldliche Aufgaben­
plattform für die standardisierte Reifeprüfung. 

44 BIFIE Salzburg 36.000 EUR jährlich. Vorauszahlung rur drei Jahre. 7 % Sondernach­
Iass: BIFIE Wien 35.000 EUR jährlich. Zahlung jährlich im Voraus. 4 % Sondern:Jch­
lass; die Konditionen des BIFIE Salzburg waren günstiger. 
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Es gab keinen Link  zwischen der BIFIE-Homepage und jener für die 
Diagnoseinstrumente des BIFIE Wien. Umgekehrt gab es zwar Ver­
weise, die teilweise jedoch nicht funktionierten. 

(2) Sowohl das BIFIE Salzburg als auch das BIFIE Wien verfügten über 
jeweils zwei Konferenzräume, die für Veranstaltungen mit größerem 
Teilnehmerkreis genutzt werden konnten. Daneben standen an bei­
den Standorten mehrere kleinere gemeinsame Arbeits- bzw. Bespre­
chungsräume zur Verfügung. 

Soweit Daten verfügbar waren,45 stellte sich die Auslastung der Kon­
ferenzräume wie folgt dar: Die beiden Säle des BIFIE Salzburg waren 
in den ersten zehn Monaten des Jahres 201 1  durchschnittlich zu 46 % 
belegt. Für die beiden Räumlichkeiten des BIFIE Wien betrug die Bele­
gungsrate in den Monaten September bzw. Oktober 201 1  40 % bzw. 
56, 10 Ofo. Das BIFIE Wien nutzte in den ersten zehn Monaten des Jah­
res 20 1 1  die Seminarräumlichkeiten in Salzburg zehn Mal. Es fanden 
im September und Oktober 201 1  keine Veranstaltungen des BIFIE Salz­
burg in den Räumlichkeiten des BIFIE Wien statt. 

Wegen der flächendeckenden Arbeit des BIFIE stammten die Seminar­
teilnehmer an bei den Standorten aus ganz Österreich. 

27.2 Nach Ansicht des RH führten die zwei Hauptstandorte des BIFIE zu 
Doppelstrukluren. Beispielsweise wurden sowohl in Salzburg als auch 
in Wien Seminarräumlichkeiten vorgehalten, diejedoch nur zu knapp 
50 % (in Wien im Oktober 201 1  zu 56, 10 %) genutzt wurden. Auch im 
IT -Bereich kam es - wie am Beispiel der Aufgabenplattformen ersicht­
lich - zu Doppelgleisigkeiten. 

Der RH kritisierte insbesondere die Entscheidung, auch am Standort 
Wien Flächen für Konferenzräumlichkeiten anzumieten, obwohl aus­
reichend Kapazitäten in Salzburg vorhanden waren. 

Der RH bekräftigte seine Empfehlung gegenüber dem BIFIE, langfristig 
die Kernaufgaben an einem Hauptstandort zusammenzulegen (siehe 
TZ 25). Mittelfristig sollten Maßnahmen gesetzt werden, um die Dop­
pelstrukturen zu reduzieren und eine effIziente Aufgabenerfüllung bei 
wirtschaftlicher Betriebsführung zu gewährleisten. 

27.3 Laut Stellungl1ahme des BIFIE gebe es i/lzwisc!lell ei/l gemeinsames 

Plattjormprojekt, das bis Ellde 20l 2/Anfal1g 2013 den Allforderun­

ge/l beider Sta/ldorte entsprechen soll. 

4S Daten für die Raumbelegung von Jänner bis August 201 1  der Konfcrenzräume des 

BIFIE Wien standen nicht zur Verfügung. 
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Das BIFIE würdefür seineIl Betrieb Semillar- lIlId Besprechlillgsräume 

bellötigen. Die A uslastung seiller Seminar- und Besprechullgsräume 

(50 % bis 60 %) elItspräche bzw. überträfe die übliche Auslastung von 

Besprechlillgsräumell in Ministeriell, Schulbehördell oder Ulli"ersitäten. 

27.4 Die Kritik des R H  bezog sich v.a. auf die Anmietung von Konferenz­
räumlichkeiten für einen größeren Teilnehmerkreis an beiden Standor­
ten (TZ 2 5). Da die Seminarteilnehmer an beiden Standorten aus ganz 
Österreich stammten und wegen der jeweils geringen Auslastung beur­
teilte der RH Konferenzräuml ichkeiten an bei den Standorten als nicht 
zweckmäßig. 

Koordinationsstelle im BMUKK 

28.1 ( I )  Das BMUKK richtete eine Koordinationsstelle für das BIFIE und die 
Bildungsforschung für das Ressort ein. Die Koordinationsstelle setzte 
sich aus einer Vorsitzenden (Bundesministerin für Unterricht, Kunst und 
Kultur), einem stellvertretenden Vorsitzenden (zuständiger SektionscheO, 
einem Geschäftsführer und sechs Mitgliedern (alle BMUKK) zusammen. 

(2) Gemäß § 24 Abs. 3 Z 2 BIFlE-Gesetz hatte das BMUKK die Vor­
gaben zu den Dreijahresplänen zu formulieren. Die erste schriftliche 
Vorgabe an das BIFIE für den Dreijahresplan 20 10 bis 201 2  erfolgte im 
Februar 2010. Neben dem fmanziellen Rahmen enthielt sie lediglich 
die in al lgemeiner Form gehaltene Vorgabe zur prioritären Umsetzung 
der Projekte Bildungsstandards und standardisierte Reifeprüfung. Im 
November 2010 erfolgte schriftlich die Vorgabe des fmanziellen Rah­
mens für das Jahr 201 3  (Plan 201 1  bis 2013 )  sowie im November 201 1  
für das Jahr 201 4  (Plan 201 1  bis 201 4). 

Die genannten Schreiben informierten u.a. darüber, dass die Pläne des 
BIFIE vor Genehmigung durch den Aufsichtsrat des BIFIE mit dem 
BMUKK bzw. der Koordinationsstelle abzustimmen wären. Diese Vor­
gehensweise war im BIFIE-Gesetz nicht vorgesehen. Es war seitens der 
Koordinationsstelle und des BIFIE geplant, eine generelle Leitlinie für 
die Erstel lung der Dreijahrespläne zu formulieren, die jedoch zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung nicht vorlag. 

(3) Ab dem Jahr 2010 verstärkten das BMUKK bzw. die Koordinati­
onssteIle die Aufsichtsaktivitäten gegenüber dem BIFIE. Beispielsweise 
fand im Frühjahr 201 1  eine Belegeinschau statt, und eine externe Plau­
sibilitätsprüfung der Projekte Bildungsstandards und standardisierte 
Reifeprüfung (Pauschal honorar 1 30.000 EUR) wurde beauftragt. 

163 

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 67 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



Organisation 

164 

R 
-

H 

28.2 ( I )  Das BMUKK verfolgte mit der Koordinationsstelle grundsätzlich 
das Ziel, die Aufsichtsaktivitäten und den Informationsftuss gegen­
über dem BIFIE zu konzent rieren. Der RH erachtete die restgestellte 
Forcierung der Aufsichtsaktivitäten des BMUKK bzw. der Koordinati­
onssteIle als zweckmäßig. Er kritisierte jedoch die Beiziehung exter­
ner Berater mit hohen Kosten, weil seiner Ansicht nach in den staat­
lichen Dienststellen ausreichend Fachkompetenz vorhanden war, um 
d ie  Aufsichtsaktivitäten abwickeln zu können. Der RH empfahl dem 
BMUKK, primär die im Ressort vorhandenen Ressourcen zu nutzen, 
um damit Kosten zu vermeiden.46 

(2) Der RH bemängelte die Vorgaben des BMUKK an das BIFIE in Bezug 
auf die Dreijahrespläne. Für die fristgerechte Erstellung der Dreijah­
respläne wären rechtzeitige und detaillierte Vorgaben erforderl ich. Der 
RH empfahl dem BMUKK, die Vorgaben an das BIFIE zu präzisieren 
und rechtzeitig (z.B. Ende Juni des Jahres 201 1  für den Dreijahresplan 
201 2  bis 20 1 4) bekanntzugeben. 

(3) Eine Abstimmung der Dreijahrespläne mit dem BMUKK bzw. der 
Koordinationsstelle vor Genehmigung im Aufsichtsrat war im BIFIE­
Gesetz nicht vorgesehen. Der RH erachtete diese Vorgehensweise den­
noch als zweckmäßig, um das nachfolgende Genehmigungsprozedere 
durch den Aufsichtsrat und das BMUKK zu beschleunigen. Um die 
zügige Erstellung und Genehmigung der Dreijahrespläne zu gewähr­
leisten, empfahl der RH dem BMUKK und dem BIFIE, die diesbezüg­
liche Leitlinie rasch und verbindlich festzulegen. 

28.3 (1)  Laut Stellungnahme des BMUKK war die Koordinationsstelle für 

das Beteiligungs-Colltrollillg des BIFIE veralltwortlich. Grulldsätzlich 

würdell alle Belange des BIFIE über die Koordinationsstelle koordilliert. 

Lediglich bei Bedarf Oll zusätzlicher Facherpertise würde auf alldere, 

erteflle Partller zurückgegriffen. 

Zwischell dem BMUKK ullli dem BIFIE sei bereits ein lieues, gellaueres 

Prozedere vereinbart wordell, welches u.a. die Vorgaben der BUlldes­

millisterin .fiir  Unterricht, Kunst u lld Kultur zum rollierelldell Dreijah­

resplan verbilldlich regelt und präzisiert. 

(2) Das BIFIE illformierte in seiner Stellungllahme darüber, dass es 

fur die Akkordierung der Dreijahrespläne mit dem BMUKK weder eine 

schriftliche Leitlinie noch eine Geschäftsordnung gebe; i// den letz­

ten JahreIl habe es daher sehr ullterschiedliche Akkordienlllgsver­

läufe gegeben. 

46 siehe dazu RH Reihe Bund 2004/2. Auflragsvergabcn über Beratungsleislungen in Bun­

desrninistcrien, TZ 4 
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Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Begleitung der BIFIE-Projekte durch das BMUKK 

29.1 ( 1 )  Im BIFIE kam es zur Bündelung einer großen Anzahl an wissen­
schaftlichen Studien und pädagogischen Projekten, die vor der Aus­
gliederung von einer Vielzahl von Mitarbeitern des BMUKK aus meh­
reren Abteilungen bearbeitet worden waren. Beispielsweise startete die 
Pilotphase der Bildungsstandards im Herbst 200 1 .  Lehrkräfte  von rd. 
300 Pilotschulen waren in die Entwicklung eingebunden. Zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung waren im BMUKK für dieses zentrale Projekt 
zwei Mitarbeiter tätig. 

Neben dem BIFIE gab es nach wie vor auch andere Auftragnehmer 
für bildungswissenschaftliche Studien und pädagogische Projekte im 
BMUKK. Beispielsweise beauftragte das BMUKK für Studien zur Neuen 
Mittelschule oder zur Migrationsthematik nicht das BIFIE, sondern 
andere externe Auftragnehmer. Eine ausschließliche Beauftragung des 
BIFIE durch das BMUKK war nicht gegeben. 

(2) Das BIFIE arbeitete mit den sachlich zuständigen Mitarbeitern des 
BMUKK im Rahmen der Projekte zusammen. Diese Mitarbeiter waren 
i.d.R. auch für die Projektverfolgung bzw. das -controlling seitens des 
BMUKK verantwortlich. Die Aufgabenwahrnehmung durch die Mitar­
beiter des BMUKK gestaltete sich untersch iedlich: Während einige sich 
nur für inhaltliche Aspekte als zuständig erachteten, bezogen andere 
auch fmanzielle Aspekte in ihre Tätigkeit ein. Häufig fehlten den Mit­
arbeitern fmanzielle Detailinformationen. 

29.2 ( J )  Aufgrund fehlender Messgrößen über die Zielerreichung und auch 
wegen der komplexen Struktur sowie der Verteilung der Aufgaben 
über mehrere Abteilungen im BMUKK war eine durch die Ausgliede­
rung des BIFIE bewirkte EfFIzienzsteigerung in der Projektabwicklung 
für den RH nicht festzustellen. Er wies nochmals auf die Wichtigkeit 
von exakten Zielvorgaben hin (siehe TZ 4). 

Um eine entsprechende Aufsicht über die Aufgabenerfüllung des BIFIE 
zu gewährleisten, empfahl der RH dem BMUKK, die Projektverfolgung 
bzw. das Projektcontrolling innerhalb des Ressorts zu vereinheitli­
chen (z.B. in Form eines Standards) und den Kostenaspekt zu berück­
sichtigen. 

(2) Der RH stellte lediglich eine teilweise Aufgabenüberrragung des 
BMUKK an das BIFIE fest. Er empfahl dem BMUKK - nach Maßgabe 
der Ergebnisse der Evaluierung (siehe Empfehlung in TZ 3) - sämt­
liche Projekte, die in die Kernaufgaben des BIFIE fallen, auch dort­
hin zu verlagern. 
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29.3 Laut Stellungllahme tles BMUKK sei tlas Projektcolltrollillg über tlie 

Koortlillllf iollsstelle organisiert Ulltl entsprechelltl ill der Geschiiftsein­

teilu llg verankert. Diejeweiligcn Fachreferelltell im BMUKK sciclI tlell 

Veralltwortlichell im BIFIE bekallnt, eille entsprechentle schriftliche 

Ullterlage hierzu würde laufelld aktualisiert werdell. 

Dem BMUKK sei es lIicht zuletzt aus GrÜllden der Effiziellz eill Alllie­

gell, sämtliche Vorhaben ulld Projekte, die u llter die Kerl/aufgabell des 

BIFIE fielell, auch von diesem umsetzeIl Z1I lassen. 

29.4 Der RH stellte unterschiedliche Vorgehensweisen bei der Projcktver­
folgung bzw. dem Projektcontrolling in Bezug auf die Projekte des 
BIFIE innerhalb des BMUKK fest. Der RH bekräftigte seine Empfeh­
lung gegenüber dem BMUKK, das Projektcontrolling hinsichtlich der 
Projekte des BIFIE innerhalb des Ressorts zu vereinheitlichen (z.B. in 
Form eines Standards), um ein effektives und systematisches Vorge­
hen sicherzustellen. 

30.1 ( I )  Die Anzahl der Mitarbeiter des gesamten BIFIE entwickelte sich im 
überprüften Zeitraum wie folgt: 

Tabelle 3 :  Personalentwicklung 2008 bis 2011  

1. April 2008 31. Dezem- 31. Dezem- 31. Dezem- 1. Septem- Veränderung 
ber 2008 ber 2009 ber 2010 ber 2011 

in VZÄ in '10 

Angestellte 16,96 22,88 39,58 54,99 84,91 + 400,65 

Vertragsbedienstete 3,00 3,25 3,00 3,00 3,00 0,00 

Refundierte Beamte 11,40 11,74 13,04 16,32 19,76 + 73,33 

Lehrlinge 0,00 0,60 3,36 5,43 4,50 

Summe 31,36 38,47 58,98 79,74 112,17 + 257,68 

Quellen: BIFIE; eigene Berechnungen RH 

166 

Eine weitere Personalsteigerung war geplant, insbesondere betraf diese 
die standardisierte Reifeprüfung. 
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Der Anstieg der vom BIFIE an andere Bundesdienststellen (z.B. Landes­
schulräte) reFundierten Beamten (v.a. Lehrkräfte) erklärte sich dadurch, 
dass nach der Gründungsphase dem BIFIE wegen speziellen Perso­
nalbedarfs weitere Beamte zugewiesen wurden.47 

(2) Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der AuFwendungen für 
das Personal:  

Tabelle 4: EntwickLung Aufwendungen für PersonaL (inkL. refundierte Beamte) 2008 
bis 2010 

2008 2009 2010 Veränderung 

in MiLL. EUR in 0,'0 

Refundierung Beamte! 1,23 1,24 1,69 + 37,40 

Personalaufwand Bedienstete 1,66 2,86 3,87 + 133,13 

Summe 2,89 4,10 5,56 + 92,39 

enthalten im Aufwand für bezogene leistungen 
Quellen: BTFIE; eigene Berechnungen RH 

Bund 201 2/1 1 

Die Aufwendungen für das Personal verdoppelten sich beinahe im 
Zeitraum 2008 bis 2010. 

30.2 Die Personalkosten des BIFIE stellten einen bedeutenden Kostenfaktor 
dar. Wegen des überproportionalen Personalanstiegs und der hohen 
Kosten empfahl der RH dem BIFIE, mit effektivem Personaicontrol­
l ing die Personalkosten zu steuern. Dem BMUKK legte er nochmals 
nahe, in den Aufsichtsaktivitäten den Personalbereich zu berücksich­
tigen (siehe auch TZ 5). 

30.3 Laut Stellullgllahme tles BIFIE seieIl für eillell faireIl Vergleich auch 

t/ie KosteIl tier Vorgällgerorganisationen ZlI berücksichtigell, die vom 

BIFIE übemommell wurdell. 

30.4 Der RH entgegnete, dass er sehr wohl die Kosten der Vorgängerorga­
nisationen in den Vergleichsbasen berücksichtigt hatte. Zudem stellte 
er die Problematik der übernommenen Mitarbeiter in TZ 33 detaill iert 
dar, weswegen der Vorwurf des unfairen Vergleichs ins Leere ging. 

47 siche § 78c ßcamtcn-Dienstrechtsgcsetz 1979. BGBI. Nr. D)/ 1979 Ld.g.F. 
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31.1 ( I )  Für die Bediensteten des BIFIE waren unterschiedliche Rechtsgrund­
lagen anzuwenden: Für die Vertragsbediensteten galten die Bestim­
mungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1 9484ß. Für die dienstzuge­
teilten Beamten waren das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1 979 und das 
Gehaltsgesetz 1 95649 maßgebend. Diese wurden weiterhin von ihrer 
ursprünglichen Dienststelle besoldet, das BIFIE refundierte deren Per­
sonalkosten. Für Neuaufnahmen des BIFIE war das AngesteJltengesetz 
anzuwenden. 

Diese AuFsplitterung der Bediensteten in unterschiedliche Kategorien 
bereitete Schwierigkeiten in der Personal verwaltung. Es gab bspw. 
unterschiedliche Auszahlungstermine für die Bezüge bzw. Gehälter. Oft­
mals war es dem BIFIE nicht möglich, die zu refundierenden Bezüge der 
einzelnen dienstzugeteilten Beamten nachzuvollziehen, weil ihm die 
erforderl ichen Abrechnungsunterlagen nicht zur Verfügung standen. 

(2) Der Managementlctter zum Jahresabschluss 2010 enthielt Bean­
standungen zur Personalverwaltung: Die Aufzeichnungen zur Lohn­
und Gehaltsverrechnung stimmten nicht mit dem Mitarbeiterstand der 
vom BIFIE geführten Liste überein. Weiters bestand das Risiko, dass 
die Personalrückstellungen nicht vollständig gebildet wurden. 

31.2 Der RH wies auf die - regelmäßig bei AusgliederungenSO anzutref­
fende - VielFalt der dienstrechtlichen und besoldungsmäßigen Unter­
schiede innerhalb des BIFIE hin, die eine komplexe Personalverwaltung 
bedingte. Der RH empfahl dem BIFlE, die Anzahl der selbst angefor­
derten refundierten Beamten gering zu halten. Die Festgestellten Män­
gel in der Personalverwaltung wären umgehend zu beheben. 

32.1 ( I )  Die beiden Direktoren wurden per I .  April 2008 von der Bundesmi­
nisterin für Unterricht, Kunst und Kultur für fünF Jahre bestellt. Ver­
antwortlich für den Abschluss der Anstellungsverträge war der AuF­
sichtsrat. Bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung lagen noch keine 
unterfert igten Verträge vor. Beide Direktoren waren als refundierte 
Beamte beim BIFIE beschäftigt. 

(2) In einem Vertragsentwurf des BMUKK vom März 201 I wurde den 
Direktoren ein Jahresbezug von 1 50.000 EUR (aufgeteilt in einen Fix­
bezug von 1 25.000 EUR und eine Erfolgsprämie von 25.000 EUR) vor­
geschlagen. Die Gewährung der Erfolgsprämie war von der Feststellung 

48 BGBI. Nr. 86/1 948 Ld.g.F. 

49 8GBI. Nr. 54/1 956 i.d.g.F. 

so siehe bspw. RH Reihe Blind 2001/10. Bundesanstalt Statistik Austria - Evaluierung der 

Ausgliederung, TZ 14 
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und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

des Jahresabschlusses und der Entlastung des Direktoriums abhän­
gig, nicht jedoch von der Erzielung eines wirtschaftlichen Erfolgs. Die 
Jahresbezüge der Direktoren lagen um 1 7,72 Ofo über dem eines Sek­
tionschefs. 

Außerdem war eine Einmalzahlung ( 1 7.400 EUR bzw. 79.200 EUR) 
nach Beendigung des Dienstverhältn isses vorgesehen, welche die ver­
minderten Pensionsansprüche der bei den Direktoren gegenüber ihrer 
Beamtenpension ausgleichen sollte. Diese Einmalzahlung überstieg bei 
einem Direktor das Höchstausmaß des nach Angestelltengesetz fest­
gesetzten Abfertigungsanspruchs. 

(3) Aufgrund einer mündlichen Vereinbarung der Direktoren mit der 
Bundesministerin fUr Unterricht, Kunst und Kultur erfolgten die lau­
fenden Bezugsauszahlungen auf Basis des valorisierten Fixbezugs von 
1 25.000 EUR jährlich. Die Erfolgsprämie wurde i.d.R. nach Feststel­
lung des Jahresabschlusses ausbezahlt. 

32.2 Der RH kritisierte, dass nach beinahe vierjähriger Tätigkeit noch kein 
Abschluss der Dienstverträge der Direktoren zustande gekommen war. 
Ebenso beanstandete er die auf intransparenter Grundlage erfolgte 
Auszahlung der Bezüge an die Direktoren. Der RH vermerkte, dass 
die Jahresbezüge der Direktoren deutlich über dem Bezug eines Sek­
tionschefs lagen. Er empfahl dem Aufsichtsrat des BIFIE, umgehend 
die Verhandlungen voranzutreiben und die Verträge abzuschließen. 

Der RH wies darauf hin, dass auf diese Verträge die Vertragsschablo­
nenverordnung des Bundes51 anzuwenden war. Nach Ansicht des RH 
entsprachen weder d ie  - bereits praktizierte - Erfolgsprämie (weil 
sie unabhängig von der Erzielung eines wirtschaftlichen Erfolgs war) 
noch die vorgesehene Einmalzahlung (wegen der über dem Angestell­
tengesetz liegenden Höhe) den Bestimmungen dieser Verordnung.52 

32.3 Laut Stellullgnallme des BIFIE lIabe der Aufsichtsrat des BIFIE deli 

DirektoreIl bis Ende Mai 2012 lIocll keill recll tsverbindliclles und der 

Vertragsscllablonellverordllullg des BUlldes elltsprecllelldes A llgebot 

scllriftlicll vorgelegt. 

" BGBI. II Nr. 254/1998 i.d.g.F. 

52 siehe dazu RH Reihe Bund 201 1 17. Venräge der geschäflsrülHcnden LeislUngsorgane 

in örrCnllichen UllIernehmen (�Manag{,lVcnrägeM), TZ 32 
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33.1 ( I )  Von den bei Ausgliederung übernommenen 4,50 Mitarbeitern des 
Standorts Klagenfurt waren zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch 
drei Verwaltungsbedienstete (zwei Beamtinnen und eine Vertragsbe­
dienstete) beschäftigt. Das BIFIE Wien53 versuchte die Bediensteten mit 
admin istrativen Tätigkeiten (z.B. Versenden von Massensendungen) 
zu beschäftigen. Grundsätzlich bestand jedoch kein Bedarf an Ver­
waltungsbediensteten in Klagenfurt, weil keine operativen Tätigkeiten 
stattfanden. 

Die Arbeitsplätze der Bediensteten des Standorts Klagen fu rt wurden in 
Folge der Ausgliederung im Planstellenbereich des BMUKK auFgelas­
sen. Bemühungen des BMUKK und des Direktoriums, die Klagenfurter 
Bediensteten in andere Bundesdienststellen zu versetzen, scheiterten 
bislang, weil keine Planstellen vorhanden waren bzw. neue Planstel­
len hätten geschaffen werden müssen. 

Das Direktorium bezifferte die Für 2010 angefallenen Kosten Für die 
Klagenfurter Verwaltungsbediensteten mit 1 4 1 .000 EUR. Für den Kla­
genfurter Standort wurden im Jahr 2010 Mietkosten von 10.000 EUR 
rückgestellt. 

(2) Mit Ende des Jahres 201 I war die Auflassung des Standorts Graz 
geplant. Die ursprünglich intendierte gänzliche Schließung wurde inso­
fern abgeändert, als das dort angesiedelte Zentrum für Bildungsfor­
schung und Evaluation zwar aufgelöst wurde, die Büroräumlichkeiten 
Für die in Graz Beschäftigten jedoch weiterhin bestehen blieben. 

Anfang September 201 I gab es am Standort Graz 8,75 Beschäftigte 
( in VZÄ), wobei die Pensionierung des Zentrumsleiters mit Jahres­
ende 201 I anstand. Insbesondere für die drei Verwaltungsbediensteten 
(eine Beamtin und zwei Vertragsbedienstete) und die beamteten wis­
senschaftlichen Mitarbeiter ( 1 ,75  VZÄ) wäre nach gänzlicher Auflö­
sung des Standorts eine andere Verwendung zu organisieren. 

Das Direktorium bezifferte ursprünglich die Einsparungen aus der 
Schließung des Standorts mit ca. 2 50.000 EUR jährlich. Aufgrund der 
personalbedingten Beibehaltung des Büros reduzierten sich die Ein­
sparungen auf 1 10.000 EUR. 

33.2 Der RH wies auf die unbefriedigende Situation der Beschäftigten des 
Klagenfurter Standorts hin:  Kosten fIelen an, denen keine adäquate 
Beschäftigungsmöglichkeit gegenüber stand. Der RH wies zudem darauf 
hin, dass bei der beabsichtigten gänzlichen Schließung des Standorts 

51 Ocr Standort Klagenfurt gehörte organisatorisch und personell zum ßIFIE Wien. 
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Graz eine ähnliche Situation für die beamteten Mitarbeiter und Ver­
waltungsbediensteten entstehen könnte. 

Der RH empfahl dem BMUKK und dem BIFIE, die Bemühungen für eine 
anderweitige Verwendung der Klagenfurter Mitarbeiter - unter Aus­
lotung von dienststellen- und ressortübergreifenden Verwendungs­
möglichkeiten - zu intensivieren. Weiters empfahl er dem BIFIE, für 
die beamteten Mitarbeiter und die Vertragsbediensteten des Standorts 
Graz in diesem Sinne für anderweitige Beschäftigungsmöglichkeiten 
Sorge zu tragen. 

33.3 (J)  Laut Stellullgllahme des BMUKK werde es seille Bemühullgen hill­

sichtlich der beamteteIl Mitarbeiter des KlagellJurter Stalldorts illtell­

si/)ierclI. 

(2) Das BIFIE elltgegllete dem RH ill seiller Stellullgllahme, dass die 

bisher gescheiterte VersetZllllg der ursprüllglichell BMUKK-Mitarbei­

ter ill KlagenJurt ulld der Ilur lallgfristig mögliche Abbau übenlOm­

meIler ulld ullkülldbarer Verwaltullgskräjte (Graz) Ilicht dem BIFIE 

allgelastet werdell kÖlIlltell. Der Wille zur Stralfullg der Orgallisatioll 

sei gezeigt wordell, alles was gesetzlich ulld praktisch möglich war, 

sei 2010 ulld 201 1  u mgesetzt worden. Das BIFIE kÖlllle Ilach derzei­

tiger gesetzlicher Regelullgfür die ullkülldbarell Grazer Mitarbeiter fiir 

kei Ile allderweit igell Beschäjtigu Ilgsmöglich keitell sorgeIl. Bis 2 0 1 5  sei 

für eille adäquate Beschäjtigullg im RahmeIl der E/laluatioll der NeueIl 

Mittelschule gesorgt. 

33.4 Da die Kernaufgaben des BIFIE umfangreiche Verwaltungsaufgaben mit 
sich brachten (z.B. Bildungsstandards-Testungen an rd. 1 80.000 Schü­
lern jährlich), waren nach Ansicht des RH im BIFIE selbst sinnvolle Ver­
wendungsmöglichkeiten für die betreffenden Verwaltungsbediensteten 
vorhanden. Beispielsweise wäre die Errichtung eines (ortsunabhängigen) 
Callcenters für das gesamte BIFIE in Klagenfurt denkbar. Der RH bekräf­
tigte daher seine Empfehlungen gegenüber dem BIFIE, für eine anderwei­
tige Verwendung der Klagenfurter und Grazer Mitarbeiter (nach Been­
digung der Evaluation Neue Mittelschule) Sorge zu tragen. 
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34.1 ( I )  Für die Entwicklung der Bildungsstandards und der standardisier­
ten Reifeprüfung zog das BIFIE Dritte (v.a. Universitätsinstitute, Lehr­
kräfte und Hi lfspersonal) heran, mit denen es Werkverträge abschloss. 

Die Aufwendungen für d iese Werkverträge betrugen: 

Tabelle 5: Aufwendungen Werkverträge 2008 bis 2010 

2008 2009 2010 Veränderung 

in 1.000 EUR in '10 

Werkverträge und Honorare wissen- 990,55 2.072,86 3.095,59 + 212,51 schaftlich-pädagogischer Bereich 

Sonstige Werkverträge und Honorare 0,00 113,94 365,78 

Leasingarbeiter 0,00 97,58 119,23 

Summe 990,55 2.284,38 3.580,60 + 261,48 

QueUen: BIFIE; eigene Berechnungen RH 

172  

Insbesondere bei den Werkverträgen im wissenschaftlich-pädago­
gischen Bereich war mit einer mehr als Verdreifachung insgesamt ein 
starker Anstieg der Honorargelder zu verzeichnen. Dieser war auf die 
ausgelagerten Arbeiten für die Projekte Bildungsstandards und stan­
dardisierte Reifeprüfung zurückzuführen. 

(2) Im Managementletter zum Jahresabschluss 2010 wurde die Über­
wachung des Leistungsfortschrirts von Werkverträgen bemängelt. Die 
Rechnungslegung der Werkvertragsnehmer wäre sehr unregelmäßig. 

(3) Das BIFIE beabsichtigte, die Werkverträge mit den Universitäten 
zu reduzieren und die Aufgaben verstärkt von Lehrkräften entwickeln 
zu lassen. 

34.2 Der RH bemängelte, dass trotz der umfangreichen Aufnahme von qua­
l ifiziertem Personal (siehe TZ 3D) auch die Kosten für Werkverträge 
überproportional anstiegen. Er empfahl dem BIFIE, die Verträge mit 
den Universitäten (v.a. im Bereich der Aufgabenentwicklung) zu redu­
zieren, um eine Kostensenkung zu bewirken. 

Da die Werkverträge die größte Kostenposition darstellten, empfahl 
der RH dem BIFIE, die Überwachung der Werkverträge sicherzustellen. 
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Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

34.3 Laut Stellungnallme des BIFIE beträfen die größeren Werk/lerträge zu 

mellr als 90 0Al die standardisierte Reifeprüfung. Ein Rückbau der bezo­

genen Leistungen wgullsten eigellell Personals sei im Jallr 2012  ein­

geleitet worden. 

Fiir die laufende Kontrolle der Wcrk/lerträge sei eine eigelle Sojtwarelö­

sung erstellt wordell. 

35.1 ( I )  Ein Erlass des BMUKK54 vom März 201 1 regelte die dienstrecht­
lichen Rahmenbedingungen für die Teilnahme von Bundeslehrkräf­
ten u.a. als Testleiter bei der ÜberprüFung der Bildungsstandards, an 
der Evaluation der Neuen Mittelschule und an internationalen Assess­
ments. Lediglich die interne TestieilUng55 Für die Bildungsstandards 
war im Rahmen der lehramtlichen PIlichten56 zu erbringen. Die mit 
der internen Testleitung betraute Lehrkraft erhielt pro Testleitung eine 
Belohnung.57 

Für die externe Testleitung5ß bestand eine vertragliche Beziehung zwi­
schen dem BIFIE und der jeweiligen Lehrkraft .  Das BIFIE bezahlte eine 
pauschale Entschädigung,59 ersetzte die Reisekosten und meldete die 
LehrkraFt bei der Krankenkasse an. Für die Tei lnahme an den Testta­
gen war den betroffenen Lehrkräften Sonderurlaub einzuräumen. 

(2) Die Feldtestungen der standardisierten Reifeprüfung hatten für die 
Bundeslehrkräfte, die als Testleiter fungierten, den Charakter einer 
Dienstbesprechung. Die Lehrkräfte erhielten Für die Testleitung einen 
Anerkennungsbetrag (AHS: 100 EUR, BHS: 80 EUR) vom BIFIE, der 
mittels Werkvertrag (Honorarnote) abgerechnet wurde. Allfallige Rei­
se kosten übernahm das BIFIE. 

5 4  GZ ßMUKK-722/000J-IIl/B/201 1  

55 Dabei handelt es sich u m  die ordnungsgemäße Abwicklung der Überprüfung der Bil­

dungssrandards an der eigenen Schule. 

56 vgl. § 51 Abs. 2 Schulunterrichlsgcsetz 

':07 Das Ausmaß der Belohnung betrug 4 % desjeweiligen GehallSanSc1lZl"S der Dienslklasse V. 
GchaltsslUfe 2. eines Beamten der Allgemeinen Verwaltung; 4 qQ von 2.272.40 - 90.90 EUR. 

SB Dabei handel! es sich um die ordnungsgemäße Abwicklung der Überprüfung der Bil­

dungsstandards, der Evaluation Neue Mittelschule und von illlernationalen Assess­

mcnts an einer fremden/externen Schule. 

<,;9 Es galten z.B. folgende Pauschalentgelte fnr PIRLS und TIMSS: 75 EUR Teilnahme 
Schulung. 1 3 5  EUR pro regulärer Testsil'zung und 1 1 5  EUR für Nachtest. 
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35.2 Der RH sah keine Notwendigkeit, Lehrkräfte als externe Testleiter für 
die Überprüfung der Bildungsstandards zu nominieren, weil die Test­
leitung in den Dienstpflichten der Lehrer verankert war. Sollten - v.a. 
in der Startphase der Bildungsstandards - dennoch externe Test lei­
ter benötigt werden, könnten diese Tätigkeiten nach Ansicht des RH 
auch von Nicht-Lehrkräften durchgeführt werden. 

Der RH empfahl dem BMUKK, im Zuge allfall iger Verhandlungen zu 
einem neuen Lehrerdienstrecht die Durchführung von Testungen gene­
rell (z.B. PISA, Feldtestung standardisierte Reifeprüfung) in die Dis­
kussion einzubringen und diese kosten neutral i n  den Dienstpflichten 
zu verankern. 

35.3 (I)  Laut Stellungnahme des BMUKK sei lediglich die Übemaillne der 

Durchführung von Standartlüberprüjungcn als lehramtliche Pflicht im 

Schulunterrichtsgesetz verankert. Die Wah rnehmung der A ufgaben der 

externen Testleitung würde im A uftrag des für die Durcllfiillfllllg der 

Testungen ZlIstiindigen BIFIE erfolgen. 

(2) Das BIFIE illformierte ill seiller Stellungnahme, dass bisller ilie 

Notwelldigkeit bestandeIl habe, externe Test/eirer fiir die Bildullgsstall­

dards zu nomillieren. Dies habe rtl. 1 0  % der KIosseIl im BUlldcsge­

biet für die sogenannte S 10-Qualitätsprüjung an zufällig ausgewälJl­

ten SchuleIl betroffen. 

35.4 Wegen der Wichtigkeit der Testungen (z.B. PISA, Evaluation Neue 
Mittelschule) für eine fakten basierte Bildungspolitik war der RH der 
Ansicht, dass die Durchführung von Testungen generell - nach dem 
Vorbild der Bildungsstandards - in die Ichramtlichen Pflichten auf­
zunehmen wäre. Der RH bekräftigte daher seine Empfehlung gegen­
über dem BMUKK, im Zuge allfall iger Verhandlungen zu einem neuen 
Lehrerdienstrecht die Durchführung von Testungen kosten neutral in 
den Dienstpflichten zu verankern. 

36.1 ( I )  Das BIFIE-Gesetz legte u.a. auch die Finanzierung des BIFIE in fol­
gender Form fest : 

- eine jährliche Basiszuwendung (§ 1 6  Abs. 1 ), 

- Mittel für erhöhte Aufwendungen unter der Voraussetzung einer wirt­
schaftlichen, sparsamen und zweckmäßigen Gebarung (§ 1 6  Abs. 3) 
und 
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- Mittel für die Abwicklung von Aufträgen im Namen und auf Rech­
nung des Bundes durch das BMUKK (§ 2 Abs. 3, sogenannte Durch­
laufposten). 

Darüber hinaus konnte das BIFIE Tätigkeiten und Aufgaben für Dritte 
gegen Entgelt übernehmen, sofern die Aufgabenerfüllung nicht beein­
trächtigt war und kein finanziel les Risiko für den Gesamtbetrieb 
bestand (siehe TZ 7). 

(2) Die Zuwendungen des BMUKK an das BIFIE entwickelten sich wie 
folgt: 

Tabelle 6: Zuwendungen BMUKK an BIFIE 2008 bis 2010 

2008 2009 2010 Veränderung 

in Mit!. EUR in % 

Basiszuwendung (§ 16 Abs. 1) 5,00 6,50 13,00 + 160,00 

Startkosten 1,35 

Erhöhte Aufwendungen (§ 16 Abs. 3) 2,12 

Durchlaufposten (§ 2 Abs. 3) 1,01 5,73 

Summe 7,36 12,23 15,12 + 105,43 

Quellen: BMUKK, BIFIE; eigene Berechnungen RH 

Bund 2012/ 1 1  

Insgesamt stiegen die dem BIFIE zur Verfügung gestellten Mittel im 
Zeitraum 2008 bis 2010 auf mehr als das Doppelte an. 

(3) Die Höhe der Basiszuwendung war im BIFIE-Gesetz geregelt 
und erfolgte auf Grundlage von Dreijahresplänen. Sie betrug für 
das Jahr 2008 5 Mil! .  EUR sowie eine zusiitzliche einmalige Zah­
lung zur Abdeckung erhöhter Aufwendungen in der Startphase von 
1 ,35  Mill. EUR. Nach dem Jahr 2008 stieg die Basiszuwendung auf 
6,50 Mill .  EUR jährlich. 

Das BMUKK legte in der Novelle 2009 des BIFIE-Gesetzes den Finanz­
mittelbedarf des BIFIE mit jeweils 1 5, 10 Mill .  EUR60 für die Jahre 2010 

und 20 1 1  sowie mit 1 8,65 Mill. EUR für das Jahr 201 2  fest. Der stark 
gestiegene Finanzmittelbedarf wurde mit zusätzlichen Aufgaben (z.B. 
standardisierte Reifeprüfung) bzw. mit erweiterten Aufgaben (z.B. bei 
den Bildungsstandards) des BIFIE begründet. Die Basiszuwendungen, 
die die Kosten der Kernaufgaben des BIFIE abdecken sollten, wurden 

(,() 11. Regierungsvorlage Finanzmiuclbedarr 2010 von 1 5, 10 Mill. EUR (Plan). tatsächlich 
ausbezahlte Finanzmillcl 2010 in Höhe von 1 5. 1 2 Mill. EUR (Ist) 
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von 6,50 Mill. EUR auF 1 3  Mill .  EUR für die Jahre 2010 bis 201 2  ver­
doppelt. Der FinanzmitteibedarF darüber hinaus (2. !O Mill. EUR für 2010 

und 201 1  sowie 5.65 Mill. EUR für 201 2) war über Mittel für erhöhte 
Aufwendungen (§ 1 6  Abs. 3) abzudecken. 

36.2 Der RH wies das BMUKK auf die Notwendigkeit einer Gesetzesnovelle 
im Jahr 201 2  hin. weil die Finanzierung des BIFIE ab dem Jahr 20 1 3  

nicht geregelt ist. 

Der RH beanstandete die Auf teilung der Finanzierung in eine Basis­
zuwendung und zusätzliche Mittel Für erhöhte Aufwendungen. Die 
Mittel aus erhöhten Aufwendungen waren grundsätzlich für außer­
ordentliche Situationen (finanzielle Schwierigkeiten) vorgesehen und 
nicht zur RegelFInanzierung. Der RH empfahl dem BMUKK. in einer 
Gesetzesnovelle zum BIFIE-Gesetz die Basiszuwendungen derart fest­
zulegen. dass sie eine bedarfsgerechte Finanzierung der Kernaufga­
ben des BIFIE abbilden. 

36.3 Laut Stellullgllahme des BMUKK sei eil ill der Iloch fiir 2012  Ilorgese­

heIleIl zweiteIl NOllelle des BIFfE-Gesetzes Allpassullgell hillsichtlich 

tfer betfarJsgerechtell Fillallzier/lllg der Kemaufgabell tfes ßIFIE geplallt. 

37.1 Die Durchlaufposten (§ 2 Abs. 3) beruhten auf einem mil dem BIFIE 
im Juni 2009 abgeschlossenen Rahmenvertrag. Darin betraute das 
BMUKK das BIFIE mit der Abwicklung verschiedener Aufträge (Nati­
onaler Bildungsbericht. OECD-Programme, Implementierung der Bil­
dungsstandards, die standardisierte Reifeprüfung etc.). Für diese Leis­
tungen wurde ein Entgelt von insgesamt 1 1 ,38 Mill .  EUR vereinbart. 
wovon 6.74 Mill. EUR ausbezahlt wurden. 

Nach der BIFIE-Gesetz-Novelle 2009 gab es ab 2010 keine Verträge 
über Durchlaufposten mehr. 

37.2 Der RH bemängelte. dass der Rahmenvertrag auch Leistungen enthielt, 
die zu den Kernaufgaben des BIFIE zählten und durch die Basiszuwen­
dung abzudecken gewesen wären (siehe TZ 36). 
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Entwicklung Bilanz 38.1 ( 1 )  Die einzelnen Bilanzpositionen des BIFIE entwickelten sich im Zeit-
raum 2008 bis 2010 wie folgt: 

Tabelle 7: Entwicklung Bilanz 2008 bis 2010 

2008 2009 2010 Veränderung 

in 1.000 EUR! in %! 

Anlagevermögen 411,18 1.017,96 1.608,58 + 291,21 

Umlaufvermögen 2.802,81 6.039,82 8.617,47 + 207,46 

davon Kassenbestand und Guthaben bei 2.769,80 5.879,94 8.493,08 + 206,63 Kreditinstituten 

Rechnungsabgrenzungsposten 

AKTIVA gesamt 

Eigenkapital 

Rückstellungen 

Verbindlichkeiten 

Rechnungsabgrenzungsposten 

PASSIVA gesamt 

Rundungsdifferenzen möglich 

Quelle: BIfIE 

Bund 2012/ 1 1  

11,79 362,57 227,34 + 1.828,24 

3.225,78 7.420,35 10.453,40 + 224,06 

1.588,11 2.495,63 2.846,59 + 79,24 

698,74 1.009,96 2.668,22 + 281,86 

521,03 1 .220,68 1.217,25 + 133.62 

417,90 2.694,07 3.721,33 + 790,48 

3.225,78 7.420,35 10.453,40 + 224,06 

Der Anstieg des Anlagevermögens betraf den Ankauf von Software­
rechten und Anschaffungen von Betriebs- und Geschäftsausstattung, 
EDV sowie technischen Geräten. Im Zentrum Wien wurden 2010 bau­
liche Adaptierungen von 280.000 EUR in einem neu errichteten Büro­
gebäude vorgenommen. 

Der kontinuierliche Aufllau der Position Bankguthaben resultierte aus 
zugeflossenen, nicht verwendeten Zuwendungen des BMUKK. Für die 
nicht in der Abschlussperiode verwendeten Zuwendungen bildete das 
BIFIE Passive Rechnungsabgrenzungen und verminderte den Gewinn. 
Konkrete Berechnungen lagen der Bildung der Passiven Rechnungs­
abgrenzung nicht zugrunde. Diese Position erhöhte sich im Zeitablauf 
von 4 1 7.900 EUR auf 3,72 Mil! .  EUR (2010). 

In  den Jahren 2008 und 2009 beschloss das Direktorium, 90 Ofo des Jah­
resüberschusses in die Gewinnrücklagen einzustellen 61 Der Bilanzge­
winn des BIFIE 2008 bzw. 2009 belief sich auf rd. 54.000 EUR bzw. rd. 
1 44.000 EUR. Im Jahr 2010 betrug dieser rd. 495.000 EUR (siehe TZ 39). 

61 Durch die Bildung einer Gewinnrücklage reduziert sich der Bilanzgewinn. der an dl'n 
Eigentümer ausgcschüllct werden kann. Im Jahr 2008 (2009) bildete das ßIFtE eine 
Gewinnrücklage von 482.000 EUR (81 7.000 EUR). 
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Neben den Rückstellungen für Sozialkapital wurden im Jahr 2010 u.a. 
auch Rückstellungen für eventuell rückzahlbare Durchlaufposten in der 
Höhe von 750.000 EUR und für ausstehende Eingangsrechnungen aus 
nicht abgerechneten Werkvertragsleistungen von 400.000 EUR gebildet. 

(2) Aufgrund der hohen Liquidität des BIFIE bezahlte das BMUKK im 
Jahr 201 1  teilweise d ie  Mittel aus erhöhten Aufwendungen nicht aus, 
forderte die rückgestellten Durchlaufposten zurück und schöpfte einen 
Teil des Gewinns ab. Insgesamt verringerte sich dadurch die hohe Liqui­
dität des BIFIE um 2,37 Mil! .  EUR. 

38.2 Zusammenfassend stellte der RH kritisch fest, dass das BIFIE über eine 
zu hohe Mittelausstattung verfügte, die zum Aufbau der Bankguthaben 
und somit zu einer Überliquidität des BIFIE führte. Der RH beanstan­
dete die unzureichenden Berechnungsgrundlagen für die Bildung der 
Passiven Rechnungsabgrenzung (Verschiebung der Erträge in die Fol­
gejahre). Durch die Bildung der Passiven Rechnungsabgrenzung und 
der Gewinnrücklage erzielte das BIFIE keine nennenswerten Gewinne, 
über die das BMUKK durch einen Ausschüttungsbeschluss verfügen 
hätte können. Dadurch hatte das BMUKK eingeschränkte Möglich­
keiten, die l iquiden Mittel abzuziehen. 

Der RH kritisierte die Überliquidität des BIFIE in Hinblick auf eine wirt­
schaftliche Betriebsführung und die angespannte budgetäre Situation 
des Bundes. Er wiederholte seine Empfehlung gegenüber dem BMUKK, 
für eine bedarfsgerechte Finanzierung Sorge zu tragen (siehe TZ 36). 

Der RH empfahl dem BIFIE, die Planungsgenauigkeit zu erhöhen, um 
in Zukunft eine Überl iquidität zu vermeiden. 

38.3 Laut Stellungnahme des BIFIE handle es sich bei den Kerl/aufgabel1 um 

hoch innovative und kreative Projekte, die einmalig und erstmalig ill 
Österreich wärell. 111 den ersten JahreIl des BIFIE seien der Unl/ang und 

die KosteIl der geplalltell Projekte aus mangelllller Erfahrung schwie­

rig ZlI bestimmen gewesen, vorsichtig kalkuliert worden und mallch­

mal hättell sich Leistungen aufgrulld geänderter Rahmenbedingungen 

(Gesetze, Verordnungen) /Jerschoben. Darüber hinaus sei es ill der Pra­

.ris zu etlichen Einspanlllgfll gekommen ulld Sicherheitsreservell hät­

tell kaum /Jenvelldet werdelI müssen. Dies habe insgesamt zu einem 

erhöhteIl Stalld an Iiquidel1 Mitteln geführt. 

Das BIFIE teilte weiters mit, dass das BMUKK seit 201 1  die Abschöp­

fung von nicht verbrauchten Mitteln - durch Einbehaltung VOll Monats­

raten - angewendet habe. Hierfür sei noch eine schriftliche Regelung 

eljonlerlich. Die liquideIl Mittel seiel1 2 0 1 1  deutlich reduziert wordel1 
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und würden in den kommenden beiden Jahren auf den gesetzlich erfor­

llerlichen Mintleststand reduziert werden. 

38.4 Seit Gründung des BIFIE kam es bis Ende 2010 zum Aufbau eines 
Passiven Rechnungsabgrenzungspostens in Höhe von 3,72 MiI ! .  EUR. 
Das BIFIE erklärte diese Bilanzposition mit verschobenen Leistungen, 
wofür die Zuwendungen des BMUKK bereits zugenossen waren. Der 
Bildung der Passiven Rechnungsabgrenzung lagen jedoch keine kon­
kreten Berechnungen - z.B. in Form von Kalkulationen der einzelnen 
Projekte - zugrunde. Aufbauend auf diesem Sachverhalt und der vor­
gefundenen Überliquidität des BIFIE bemängelte der R H  die Planungs­
rechnungen des BIFlE, insbesondere stellten die Dreijahres- und Jah­
respläne keine realistische Situation der Aufwandsentwicklung dar. 

Nach der Gebarungsüberprüfung durch den RH veranlasste das Direk­
torium eine Berichtigung des Jahresabschlusses 2010. Gegenstand der 
Berichtigung waren die Passiven Rechnungsabgrenzungen; die Abgren­
zung für Zuwendungen des BMUKK aus erhöhten Aufwendungen war 
zu hoch vorgenommen worden. Die Passiven Rechnungsabgrenzungen 
wurden um 2,29 Mil!. EUR reduziert, gegengleich erhöhten sich die 
Erträge in derselben Höhe. Weiters kam es zu Korrekturen der Rückstel­
lungen und der Verbindl ichkeiten, die zu korrespondierenden Anpas­
sungen der Erträge und Aufwendungen führten. Insgesamt bewirk­
ten die Änderungen eine Erhöhung des Jahresüberschusses bzw. des 
Bilanzgewinns um 2,36 Mil ! .  EUR. 

Die Auswirkungen der Änderungen auf die Posten der Bilanz sind in 
nachfolgender Tabelle dargestel lt :  

Tabelle 8: Änderungen Bilanzberichtigung Jahresabschluss 2010 

Jahresabschluss 2010 Änderung geänderter Jahres-

abschluss 2010 

in 1.000 EUR 

Eigenkapital 2.846,59 2.361,76 5.208,35 

Rückstellungen 2.668,22 - 149,11 2.519,11 

Verbindlichkeiten 1.217,25 73,47 1.290,72 

Rechnungsabgrenzungsposten 3.721,33 - 2.286,12 1.435,21 

PASSIVA gesamt 10.453,40 0,00 10.453,40 

Quellen: BIFIE; Berechnungen RH 
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Die Kritik des RH wurde durch die Bilanzberichtigung bestätigt. Er 
bekräftigte seine Empfehlung gegenüber dem BIFIE, die Planungs­
genauigkeit zu erhöhen; die Planungsrechnungen sollten ein realis­
tisches Bild der Aufwandsentwicklung darstellen. 

Entwicklung Gewinn- 39.1 ( I )  Die Gewinn- und Verlustrechnung entwickelte sich wie folgt: 
und Verlustrechnung 

Tabelle 9: Entwicklung Gewinn- und Verlustrechnung 2008 bis 2010 

Gewlnn- und 2008 2009 2010 Veränderung 

Verlustrechnung in 1.000 EUR in 010 

Erträge gesamt 6.184,67 10.181,08 13.614,18 + 120,13 

Aufwendungen gesamt 5.648,81 9.273,57 13.263,22 + 134,80 

davon Aufwendungen für 2.594,92 3.854,71 5.577.71 + 114,95 bezogene Leistungen! 

Aufwendungen für 1.659,89 2.859,23 3.868,79 + 133,08 
Personal 

Jahresüberschuss 535,86 907,51 350,96 - 34,51 

Bilanzgewinn2 53,59 144,34 495,30 + 824,24 

1 inkl. Aufwendungen für refundierte Beamte 
2 Der Bilanzgewinn ergibt sich aus dem Jahresüberschuss abzüglich der Zuführung zur Gewinnrücklage zuzüglich des 

Gewinnvortrags aus dem Vorjahr. 

Quellen: BIFIE; eigene Berechnungen RH 

1BO 

Die Erträge setzten sich zu nahezu 99 '1'0 aus den Zuwendungen des 
BMUKK zusammen. 

Die größten Aufwandspositionen waren Aufwendungen für bezogene 
Leistungen (Werkverträge, siehe TZ 34) und für Personal (siehe TZ 30), 
die beide im Überprüfungszeitraum kontinuierlich anstiegen. 

Die übrigen Aufwendungen enthielten bspw. 2010 die Neukonzeption 
der BIFIE-Homepage in Höhe von 49.000 EUR.62 Dies obwohl das 
BIFIE über Mitarbeiter im Bereich Informationsmanagement verfügte, 
die auch die Vorversion der Homepage erstellt hatten. 

Die Rechts- und Beratungsleistungen (z.B. EDV-Beratung, Lohnver­
rechnung) stiegen von 70.000 EUR ( 2008) auf 1 80.000 EUR (2010). 

hl Im Jahr 2011 rlclcll für die Neukonzeption der BIFIE-Homepagc weitere 79.000 EUR 

an. 
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(2) Der RH stellte häufig Vorauszahlungen für AuFwendungen Fest (z.B. 
Zahlungen von 1 7.000 EUR für Seminar-Veranstaltungspauschalen ein 
halbes Jahr im Voraus; Vorauszahlung von 50.000 EUR für Werkver­
trag über insgesamt 1 1 9.000 EUR einen Monat vor Vertragsabschluss; 
Vorauszahlungen für Leistungen eines Rechenzentrums: BIFIE Salz­
burg Vorauszahlung für drei Jahre insgesamt 108.000 EUR, BIFIE Wien 
Zahlung 35.000 EUR jährlich im Voraus). Dadurch kam es zum starken 
Anstieg der Aktiven Rechnungsabgrenzungen (um 1 .828,24 % im Zeit­
raum 2008 bis 2010; siehe TZ 38). 

39.2 Der RH wies darauf hin, dass die Aufwendungen von 2008 bis 2010 

um rd. 1 35 % gestiegen waren. Angesichts des im BIFlE stetig gestie­
genen Fachpersonals erachtete der RH es als unzweckmäßig, bestimmte 
Dienstleistungen (z.B. die Konzeption der Homepage, Rechts- und 
Beralungsleistungen) auszulagern. Der R H  empfahl dem BIFIE daher, 
in erster Linie das eigene Personal einzusetzen 6J 

Der RH verwies zudem auf die vorhandene Überliquidität, die einem 
wirtschaFtlichen Umgang mit f1l1anziellen Mitteln zuwiderlief(z.B. häu­
fIge Vorauszahlungen). 

39.3 Laut Stellungnahme des BIFIE sei es bei komplexen Design- lind Pro­
grammierallfgaben im Bereich des Internet und bei der gelegentlichen 

Inanspruchnahme spezialisierter Rechtsberatllngen (z.B. Datenscl/Utz­

oder Arbeitsrecht) nicht sitlllvoll llnd wirtschaftlich, eigene personelle 

Kapazitäten aufzuballen. 

39.4 Angesichts der Stellungnahme des BIFIE hinsichtlich der Unwirtschaft­
l ichkeit von eigenen personellen Kapazitäten für Design- und Pro­
grammieraufgaben im Bereich des Inlernet stellte der RH den Bereich 
.. Informationsmanagement EI Softwareentwicklung" des Zentralen 
Management und Services in Frage. Nach den Feststellungen des R H  
hatte der erwähnte Bereich wesentlich a m  Design der neuen BIFIE­
Homepage mitgewirkt und die Programmierarbeiten durchgeführt. 

40.1 ( I )  Das Interne Kontrollsystem des BIFLE (Stand November 201 1 )  

umfasste Regelungsmaßnahmen bzw. Richtlinien für die Abwicklung 
und Kontrolle des Bestell- und Vertragsprozesses sowie der Rech­
nungsbearbeitung und -prüfung. Die Verantwortungsgrenzen bei der 
Anschaffung von Sachmitteln und bei Vertragsabschlüssen wurden u.a. 
insofern festgelegt, als Geschäftsfalle über 30.000 EUR vomjeweiligen 
Zentrumsleiler und ausnahmslos von bei den Direktoren zu unterzeich-

GJ siche dazu RH Reihe Bund 200412. Auftragsvergaben über BeratungsleislUngen in ßun­

dcsministcrien, TZ 4 
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nen waren. Der RH stellte fest, dass bei Anschaffungen oder Verträ­
gen über 30.000 EUR das Gebot des Vier-Augen-Prinzips auf Direk­
torenebene nicht ausnahmslos eingehalten wurde. 

Jede Zentrumslcitung konnte gemeinsam mit ihrem Stellvertreter über 
budgetierte Anschaffungen und Verträge in ihrem Zentrum bis zu 
einem Betrag von 30.000 EUR entscheiden. Bei Abwesenheit der Zen­
trumsleitung oder der Stellvertretung war das Vier-Augen-Prinzip zu 
gewährleisten, indem ein anderer Zentrumsleiter oder einer der bei­
den Direktoren unterschrieb. 

(2) Sowohl im BIFIE Salzburg (Zentrumsleiter und stellvertretende Zen­
trumsleiterin eines anderen Zentrums) als auch im BIFIE Wien (Direk­
tor und Zentrumsleiterin) gab es Personen, die in einem famil iären und 
wirtschaft l ichen Naheverhältnis zueinander standen. 

Die Bundeshaushaltsverordnung64 sah aus Gründen der Gebarungssi­
cherheit die volle Unbefangenheit von Bediensteten vor, die mit der 
Wahrnehmung der HaushaltsfUhrung betraut waren. Befangen waren 
Bedienstete, wenn die Gebarungssicherheit durch ein familiäres oder 
wirtschaftliches Naheverhältnis nicht gewährleistet war. 

Auf H inweis des RH fUgte das BIFIE noch während der Gebarungsüber­
prüfung einen allgemeinen Passus über die Befangenheit und Unver­
einbarkeit bei Vorliegen von familiären oder wirtschaftlichen Nahe­
verhältnissen in die Richtlinie des Internen Kontrollsystems ein. 

(3) Seit ca. 2010 praktizierte das BIFIE zur Aufnahme neuer Mitarbei­
ter ein Verfahren nach bestimmten Kriterien. Dieses unterschied sich 
für das wissenschaftliche und das administrative Personal. Eine Richt­
linie zur Aufnahme neuer Mitarbeiter mit Objektivierungskriterien gab 
es al lerdings nicht. 

(4) Bei den jeweils in Teilbereichen durchgeführten Prüfungen des 
Internen Kontrollsystems durch den Wirtschaftsprüfer erfolgten Bean­
standungen im Bereich der Anlageninventur, des Personalwesens und 
der Kreditorenbuchhaltung. 

40.2 ( I )  Der RH stellte gravierende Kontroll lücken im Internen Kontrollsys­
tem fest, wodurch die Gebarungssicherheit im überprüften Zeitraum 
nicht gewährleistet war. Die auf Hinweis des RH vom BIFIE vorgenom­
mene Anpassung der Richtlinie des Internen Kontrollsystems war nicht 
ausreichend. Gemäß Bundeshaushaltsverordnung war ein Bedienste-

siehe § 9 ßundcshaushaltsvcrordnung 2009. 8GB\. 1 1  Nr. 489/2008 
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ter umgehend von der Wahrnehmung von Aufgaben der Haushalts­
führung abzuberufen, wenn sich Anhaltspunkte einer GeHihrdung der 
Gebarungssicherheit ergaben. Der RH empfahl dem BIFIE, umgehend 
die famil iären und wirtschaftlichen Naheverhältn isse explizit ad per­
sonam im Internen Konrrol lsystem auszuschließen und andere Zeich­
nu ngskon fIgurationen sicherzustel len. 

(2) Aufgrund der mehrfach festgestellten familiären und wirtschaftli­
chen Naheverhältn isse zwischen Bediensteten des BIFIE empfahl der 
RH dem BIFlE, umgehend eine Richtlinie zur Neuaufnahme von Mitar­
beitern zu erlassen, die ein objektives Aufnahmeverfahren sicherstellt .  

(3) Der RH erachtete weiters den Umfang des Internen Kontrollsystems 
im BIFIE als nicht ausreichend, zumal zur Zeit der Gebarungsüberprü­
fung noch nicht al le Bereiche (z.B. Anlageninventur) umfasst waren. 
Der RH hielt fest, dass diese Mängel umgehend zu beseitigen wären 
und auch ftir diese Bereiche eine detaill ierte schriftliche Dienstanwei­
sung zu erstel len wäre. 

40.3 Laut Stellungnahme des BIFIE sei es durcl/ Eigenmächtigkeiten /Ion 

Führungskräften und groben PJlicht/ierletzungen ZUIl1 Übertreten bzw. 

Nicht-Beachten des Vier-Augen-Prinzips und des bestehenden II/ter­

nell Kontrollsystems gekommen. Im März 2012 IIGbe der Wirtschafts­

prüfer daw sein Rederecht im Aufsichtsrat in Anspruch genommen, 

wort/uJl,;n es zur Abberufung des Wiener Direktors !/Ild W Il1  Entzug 

der Handlt/llgs/lollmacht der Wien er Zentrums/eitung gekommen sci. 

Eine Erweiterung des Internen Kontrollsystems und die engere lL,sam­

menjiihrung mit den Gebanmgsricht/inien seien in Arbeit. Die Richt­

linien zur An/ageninventur seien W ill Jahresabscllluss 201 1  erweitert 

und revidiert worden. Die Richtlinien bezüglich der familiären und 

wirtschaftlichen Nahe/lerhä/tnisse seien bereits 201 1  ausgeweiret und 

präzisiert worden. 

Zur Neuaufnahme /Ion Mitarbeitern nahm das BIFIE nicht Stellung. 

Planung und Bericht- 41 .1  ( I )  Die Direktoren legten das nach BIFIE-Gesetz geforderte Unterneh-
erstattung menskonzept dem Aufsichtsrat zwar vor, der es wegen Mängel bis zum 

Ende der Gebarungsüberprüfung jedoch nicht genehmigte. 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

(2) Jährlich hatte das Direktorium unter Berücksichtigung der Vorgaben 
des BMUKK einen Dreijahresplan - bestehend aus einem Arbeitsplan 
sowie einem Finanzplan - zu erstellen und dem Aufsichtsrat rechtzei­
tig vor Jahresende zur Prüfung vorzulegen. Wie bereits in TZ 2 1  und 
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TZ 28 dargestellt, erfolgte einerseits keine rechtzeitige bzw. keine Vor­
lage der Dreijahrespläne durch das Direktorium. Andererseits mangelte 
es auch an konkreten und rechtzeitigen Vorgaben durch das BMUKK. 

(3) Weiters umfasste die Berichterstattung einen Jahresplan, der vom 
Direktorium bis Ende September für das kommende Jahr zu erstellen 
war. AuFgrund der Verzögerungen bei den Dreijahresplänen waren 
die Jahrespläne (geringfügig adaptierte) Ausschnitte aus den Dreijah­
resplänen. 

(4) Bis Ende März hatte das Direktorium einen Jahresbericht (Jahres­
abschluss und Lagebericht) über das vergangene Jahr dem Aufsichts­
rat zur Prüfung vorzulegen. Die Bestimmungen des Unternehmensge­
setzbuchs65 zur Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses sowie 
des Lageberichts waren sinngemäß anzuwenden. 

Das Direktorium kam dieser Verpflichtung - mit zeitlicher Verzöge­
rung für das Jahr 2009 und einer Korrektur für das Jahr 2010 - nach. 

(5) Unterjährig hatte das Direktorium dem Aufsichtsrat mindestens 
vierteljährlich über den Gang der Geschäfte und die Lage des BIFIE 
im Vergleich zum Dreijahresplan unter Berücksichtigung der künfti­
gen Entwicklung zu berichten (Quartalsberichte). 

Der Aufsichtsrat beanstandete die vorgelegten Quartalsberichte auf­
grund mangelnder Aussagefahigkeit, worauf sie mehrmals abgeän­
dert wurden. 

(6) Das BIFIE hatte auch Quartalsberichte an das BMF - zur Durch­
führung des Beteiligungs- und Finanzcontroll ing des Bundes - nach 
den Vorgaben des BMF66 zu erstellen. Es Fertigte dafür eigene Quar­
talsberichte an, die sich von jenen an den Aufsichtsrat in ihrer Aus­
sagekraFt unterschieden. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war das BIFIE dabei, die Quartals­
berichte nach den Vorgaben des BMF zu vereinheitlichen. 

41.2 Das BIFlE-Gesetz sah ein umfangreiches Planungs- und Berichter­
stattungssystem vor. Nach den Feststellungen des RH wurde es nicht 
zufriedenstellend vom BIFIE umgesetzt. Der RH bemängelte, dass v.a. 
die Dreijahres- und Jahrespläne keine realistische Situation der Auf-

6S vgl. § 1 4  Abs. 2 ßIFIE-Gesctz LV.m. §§ 189 bis 243 und §§ 268 bis 276 Untcrnehrncns­

gesetzbuch dRGBI. S. 2 1 9 / 1 897 Ld.g.F. 

66 vgl. § 1 5b Bundeshaushallsgcsclz, BGBI. Nr. 2 1 3/1986 Ld.g.F. LV.m. den Controlling­

Richllinien. 8GBI. 11 Nr. 3 1 9/2002 Ld.g.F. 
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wandsentwicklung darstellten. Die jährlichen Abweichungen führten 
zu der bereits in TZ 38 dargestellten hohen Liquidität des BIFIE. 

Der RH bekräftigte seine Empfehlung gegenüber dem BIFIE, die Pla­
nungsgenauigkeit zu erhöhen (siehe TZ 38), weiters wäre das Pla­
nungs- und Berichterstatlungssystem zu verbessern. In  Bezug auf die 
Quartalsberichte befürwortete der RH die Bemühungen des BIFIE zur 
Vereinheitlichung nach Maßgabe der Vorgaben des BMF. 

41.3 Laut Stelltlllgllahme des BIFIE sei es ab Ellde 20/0 bezüglich der Fillall­

zierung der stalldardisiertell Reifeprüjung zu erheblicheIl ul/ll jortdau­

emdell Dijferellzell mit dem BMUKK gekommell. Das Problem habe auch 

ill der Verzögerullg der gesetzlicheIl Details zur stalldardisiertell Reife­

prüjullg gelegell, was vom BIFIE lIicht beeillj1ussbar gewesell sei. Die 

Dijferellzell hättell dazu geführt, dass alle /10m BIFIE vorgelegteIl Plälle 

110m BMUKK zuriickgewiesell wordeIl ulld erhebliche Verzögerul1gell ill 

alIeIl Pla n u IIgsvorgii ngel1 im A uJsichlsra t ei I1get retell seiel/. 

Das Berichterstnttul1gssystem lauJe seit 2009 plal1gemäß ulld sei auj­

grul1d VOll Wüllschell ul1d RückmeldungeIl mehrmals verbessert, aus­

gebaut  bzw. veräl1dert wordeIl. Die Vereillheitlichullg der Quartalsbe­

ricMe sei im erstell Quartal 20/2 erfolgt. 

41.4 Eine wichtige Aufgabe von Quartalsberichten war es, aussagekräftige 
Informationen für den Aufsichtsrat zur Verfügung zu stellen, damit 
dieser seine Aufsichts- und Kontrollfunktion zufriedenstellend aus­
üben konnte. Der Aufsichtsrat thematisierte wiederholt im Jahr 2010 

den Inhalt und die Form der Quartalsberichte. Auch in der Aufsichts­
ratssitzung vom März 201 1  - beinahe drei Jahre nach Gründung des 
BIFIE - wurde die Aussagenih igkeit der Quartalsberichte kritisiert. Der 
RH hielt seine Kritik am Planungs- und Berichterstatlungssystem für 
gerechtfertigt und daher aufrecht. 

42.1 Der RH führte seine Gebarungsüberprüfung im vierten Jahr des Beste­
hens des BIFIE durch. Die beiden Großprojekte (Bildungsstandards, 
standardisierte Reifeprüfung) befanden sich noch in Entwicklung. 
Zusammenfassend hielt der RH Folgendes fest: 

( I )  Mit den Bildungsstandards war ein wichtiges Projekt des BMUKK 
im Bereich der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicherung an all­
gemein bildenden Schulen in Umsetzung begriffen.  Von besonderer 
Bedeutung war jedoch nicht nur die Durchführung der Überprüfung 
selbst, sondern auch die Init i ierung von Qual itätsentwickJungsprozes­
sen an den Schulen in der Praxis. 
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Im Endausbau (ab dem Schuljahr 201 2/20 1 3) werden jährlich 
1 80.000 Schüler getestet werden, wofür ein effektives Projektmanage­
ment erforderlich sein wird. Bisher führte das BIFIE lediglich Über­
prüfungen im Umfang von etwa 5.000 Jugendlichen (z.B. PISA-Test) 
durch. 

Der genaue Umsetzungsstand des Projekts und ob es termingerecht 
abgewickelt werden wird, war für den RH nicht ersichtlich. 

(2) Neben der Qualitätsentwicklung in der Schule soll die standar­
disierte Reifeprüfung eine hohe Objektivität, Transparenz und Ver­
gleichbarkeit von Schülerleistungen sicherstellen. Die Zentralisierung 
wurde jedoch insofern nicht konsequent umgesetzt, als die Beurtei­
lung durch die jeweiligen Lehrkräfte der Abschlussklassen erfolgen 
soll. Zudem kritisierte der Wissenschaftl iche Beirat des BIFIE das vom 
BIFIE konzipierte Verfahren zur Abwicklung der standardisierten Rei­
feprüfung als zu praxisfern, zu aufwendig in der Durchführung und 
zu kostenintensiv. 

Zu den bezifferten Projektkosten von 29 Mill. EUR waren aufgrund 
geringer Synergien zwischen der AHS- und BHS-Reifeprüfung wei­
tere Kostensteigerungen zu erwarten. Detaillierte Kalkulationen, die 
dies belegten, legte das BIFIE jedoch nicht vor. 

Der genaue Umsetzungsstand des Projekts zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung war nicht ausreichend dokumentiert. Auch war für den 
RH nicht ersichtlich, ob das Projekt termingerecht (Haupttermin 201 4  

bzw. 201 5) umgesetzt werden wird. 

(3) Mängel traten bei der Erstel lung der Dreijahrespläne des BIFIE auf. 
Einerseits erfolgte keine rechtzeitige bzw. keine Vorlage der Dreijah­
respläne durch das Direktorium. Andererseits wichen die tatsächlichen 
Ausgaben von den vorgelegten Plänen ab, wodurch es zum Aufbau 
von hohen Bankguthaben und zu einer Überliquidität kam. 

(4) Weiters stellte der RH gravierende Kontrolllücken im Internen Kon­
trol lsystem fest, wodurch die Gebarungssicherheit im überprüften Zeit­
raum nicht gewährleistet war. 

42.2 Der RH räumte ein, dass das BIFIE aufgrund seines kurzen Bestehens 
noch mit Anlaufschwierigkeiten konfrontiert war. Nach Ansicht des 
RH waren Nachjustierungen bei der Konzeption der Projekte und Ver­
besserungen beim Projektmanagement sowie -controlling erforderlich. 
Bei der standardisierten Reifeprüfung wären Kostensenkungspotenziale 
auszuloten und zu realisieren (siehe dazu die Empfehlung in TZ 1 6) .  

Bund 2012/ 1 1  

III-13 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)90 von 100

www.parlament.gv.at (Neuverteilung gem. §21 Abs. 1a GOG-NR)



R 
-

H 
Zusammenfassende Beurteilung Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 

und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

Bund 2012/ 1 1  

Zur Behebung der Mängel i m  kaufmännischen Bereich wären nach 
Ansicht des RH eine fundierte kaufmännische Expertise in der Füh­
rung des BIFIE zu install ieren (siehe dazu die Empfehlung in TZ 2 1 )  

sowie das Planungs- und Berichterstattungssystem zu verbessern. Die 
Mängel im Internen Kontrollsystem wären umgehend zu beseitigen. 
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43 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I )  Im Rahmen der im BIF IE-Gesetz geforderten Evaluierung wäre 
die Frage zu a nalysieren, ob die an das BlFlE übertragenen Aufga­
ben nicht selbst durch das BMUKK erledigt werden können. (TZ 3 )  

(2 )  Die  bei Ausgliederung des B IF IE  verfolgten Ziele wären umge­
hend zu operationaHsieren. (TZ 4 )  

(3 )  Die Vorgaben fü r  die Dreijahrespläne wären zu präzisieren und 
rechtzeitig bekanntzugeben. (TZ 28) 

(4) Die Basiszuwendungen des BMUKK an das BIFIE wären derart 
festzulegen, dass sie eine bedarfsgerechte Finanzierung der Kern­
aufgaben des BIF IE abbilden. (TZ 36, 38) 

(5) Die BIFlE-Führungsstruktur wäre so umzugestalten, dass einer­
seits jedenfalls das Vier-Augen-Prinzip gewahrt und andererseits 
eine fundierte kaufmännische Expertise installiert wird. (TZ 2 1 )  

(6) Auf eine Änderung des BIFIE-Gesetzes wäre hinzuwirken, 
wodurch der Prozentsatz (von der Basiszuwendung) für aufsichts­
ratspflichtige Verträge durch eine absolute Betragsgrenze ersetzt 
wird; damit wären aUe wesentlichen Geschäfte aufsichtsratspflich­
tig. (TZ 23)  

(1) Sämtliche Projekte des BMUKK, die in die Kernaufgaben des 
BIF IE faUen, wären - nach Maßgabe der Ergebnisse der Evaluie­
rung (siehe Schlussempfehlung ( I)) - dorthin zu verlagern. (TZ 29) 

(8) Die Projektverfolgung bzw. das Projektcontroll ing innerhalb des 
Ressorts wäre zu vereinheitlichen (z.B. in Form eines Standards) und 
dabei auch der Kostenaspekt zu berücksichtigen. (TZ 29) 

(9) I n  die Aufsichtsaktivitäten wäre verstärkt der Personalbereich 
des BlFlE einzubeziehen. (TZ 5. 30) 

( 1 0) Aufgrund des im Zeitablauf aufgetretenen Leistungsrückgangs 
der österreich ischen Schüler im internationalen Vergleich wären 
gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der Schülerleistungen zu 
setzen. (TZ 11) 
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( 1 1 )  Vor dem Hintergrund einer faktenbasierten Bildungspolitik wäre 
eine Nicht-Teilnahme an TAUS (Teaching and Learning I nternati­
onal Survey) 201 3  zu überdenken. (TZ 1 7) 

( 1 2) Die Kompetenzorientierung wäre bei der geplanten Reform der 
Lehrerausbildung zu berücksichtigen (z.B. bei den Curricula). (TZ 9) 

( 1 3) Maßnahmen wären zu setzen, um in der Praxis tatsächlich 
Qualitätsverbesserungen von Unterricht und Schule durch die Bi l­
dungsstandards sicherzustellen. (TZ 1 1 )  

( 1 4) I m  Zuge der Neuorganisation der Reifeprüfung wären wegen des 
Wegfalls der Aufgabenerstellung durch die Lehrkräfte der Abschluss­
klassen die Prüfungstaxen zu reduzieren. (TZ 1 6) 

( 1 5) Im Zuge al lfalliger Verhandlungen zu einem neuen Lehrer­
dienstrecht wäre die Durchführung von Testungen generell (z.B. 
PISA, Feldtestung standardisierte Reifeprüfung) in die Diskussion 
einzubringen und kostenneutral in den DienstpHichten zu veran­
kern. (TZ 3 5) 

( 1 6) Primär wären die im Ressort vorhandenen Ressourcen zu nut­
zen, um damit Kosten zu vermeiden. (TZ 28) 

( 1 7) Es wäre in Betracht zu ziehen, den Geschäftsführer der Koordi­
nationssteIle beim BMUKK in den Aufsichtsrat des BIFIE zu nomi­
nieren. (TZ 22) 

( 1 8) Ein an den näher zu detaillierenden und operativ auszugestal­
tenden Zielvorgaben sowie den geänderten Rahmenbedingungen 
(z.B. BIFIE-Gesetz-Novelle 2009) orientiertes Unternehmenskonzept 
wäre zu erstellen und dem Aufsichtsrat zur Prüfung und Genehmi­
gung vorzulegen. (TZ 6) 

( 1 9) Die familiären und w irtschaftlichen Naheverhältnisse wären 
explizit ad personam im Internen Kontrollsystem auszuschließen 
und andere ZeichnungskonfIgurationen sicherzustellen. (TZ 40) 

(20) Es wäre umgehend eine Richtlinie zur Neuaufnahme von Mit­
arbeitern zu �rlassen, die ein objektives Aufnahmeverfahren sicher­
stellt. (TZ 40) 

( 2 1 )  Das Interne Kontrollsystem wäre auf alle Unternehmensbe­
reiche auszudehnen. Für die noch fehlenden Bereiche (z.B. Anla-
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gen inventur) wäre eine detaillierte schriftliche Dienstanweisung zu 
erstellen. (TZ 40) 

(22) Die Planungsgenauigkeit wäre zu erhöhen sowie das Planungs­
und Berichterstattungssystem zu verbessern. (TZ 38, 4 1 )  

(23)  Nach Ende des ersten Überprüfungszyklus der Bi ldungsstan­
dards wäre eine Evaluierung durchzufuhren, um den Unterstüt­
zungs- und Fortbildungsbedarf zu erheben und den Prozess der 
I mplementierung zu optimieren. (TZ 9) 

(24) Den Anregungen des W issenschaftlichen Beirats wäre bei der 
weiteren Entwicklung der standardisierten Reifeprüfung Rechnung 
zu tragen. (TZ 1 4) 

(25) U m  die Kontrollfunktion des BMUKK um die Facette der wis­
senschaftlichen Qualitätssicherung zu erweitern, wären die Emp­
fehlungen des wissenschaftlichen Beirats an das BMUKK wciterzll­
leiten. (TZ 24) 

(26) Zur Erhöhung der Objektivität der standardisierten Reifeprü­
fung wären zumindest durch die Erstellung von verbindlichen Beur­
teilungskriterien und Korrekturschlüsseln die Bewertungsspielräume 
einzuschränken. (TZ 1 4) 

(27) Maßnahmen wären zu setzen, um eine Kostenreduktion bei der 
standardisierten Reifeprüfung zu bewirken. (TZ 1 6) 

(28) Die Herausgabe eigener Expertenberichte fur die internationa­
len Studien wäre kritisch zu hinterfragen. (TZ 1 7) 

(29) Die eigenen wissenschaftlichen Mitarbeiter wären fur den Nati­
onalen Bildungsbericht heranzuziehen und die Autorenhonorare 
- v.a. von den u niversitären Experten - wären substantiell zu 
reduzieren. (TZ 1 B) 

(30) Ein effektives Projektcontrolling wäre zu installieren. (TZ 1 2, 1 5) 

( 3 1 )  Mittelfristig wären die drittfinanzierten Projekte unter Wah­
rung der gesetzlichen Schranken weiter auszubauen. (TZ 7) 

(32) Die I nstitutsordnung wäre umgehend an die Besti mmungen 
des B IFIE-Gesetzes anzupassen. (TZ 2 1 )  
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Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation 
und Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

(33)  Langfristig wären die Kernaufgaben a n  einem Hauptstandort 
zusammenzulegen. (TZ 25, 27) 

(34) Maßnahmen sollten gesetzt werden, um die Doppelstrukturen 
zwischen dem BIFIE Salzburg und dem B IFIE Wien zu reduzieren. 
(TZ 26, 27) 

(35) Die Personalkosten wären durch ein effektives Personalcon­
troll ing zu steuern. (TZ 30) 

(36) Die Anzahl der selbst angeforderten refundierten Beamten wäre 
gering zu halten. (TZ 3 0  

(37)  Die i n  der Personalverwaltung festgestellten Mängel wären 
umgehend zu beheben. (TZ 3 1 )  

(38) Für die beamteten Mi tarbeiter und die Vertragsbediensteten 
des Standorts Graz wäre für anderweitige Beschäftigungsmöglich­
keiten Sorge zu tragen. (TZ 3 3) 

(39) Um e i ne Kostenreduktion zu erreichen, sollten die Werkver­
träge mit den Universitäten reduziert werden. (TZ 34) 

(40) Die Überwachung der Werkverträge wäre sicherzustellen. 
(TZ 34) 

(4 1 )  Zur Kostenreduktion wäre für bestimmte Dienstleistungen i n  
erster L in ie  das eigene Personal einzusetzen. (TZ 39) 

(42) E ine Leitlinie für die Abstimmung zwischen BMUKK und BIF IE  
zur Erstellung der Dreijahrespläne wäre rasch und verbindlich fest­
zulegen. (TZ 28) 

(43) Aufgrund der zunehmenden organisatorischen und logistischen 
Anforderungen der Überprüfung der Bildungsstandards wäre durch 
das Projektmanagement e in  umsichtiges und systematisches Vor­
gehen sicherzustellen, um den Projekterfolg unter wirtschaftlichem 
Ressourceneinsatz zu gewährleisten. (TZ 1 0) 

(44) E in  verbindlicher Modus zur Themenfestlegung im Band 2 des 
Nationalen Bildungsberichts wäre zu fIxieren. (TZ 1 8) 
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(45) Das Evaluationskonzept für die Modellversuche Neue Mittel­
schule wäre kostenneutral an die neuen Rahmenbedingungen (stu­
fenweise tlächendeckende Einführung) anzupassen. (TZ 1 9) 

(46) Die Bemühungen für eine anderweitige Verwendung der Kla­
genfurter BIFIE-Mitarbeiter wären - unter Auslotung von dienst­
stellen- und ressortübergreifenden Verwendungsmöglichkeiten -
zu intensivieren. (TZ JJ)  

(47) Die Verhandlungen zu den Anstellungsverträgen der Direk­
toren wären umgehend voranzutreiben und die Verträge wären 
abzuschließen. (TZ 32) 

(48) Die laufende Überwachung der Geschäftstätigkeit des BIFIE wäre 
zu intensivieren und dafür wären regelmäßige Sitzungen abzuhal­
ten. (TZ 22) 
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Bund 201 2/1 1 

A N H AN G  

Entscheidungsträger 

des überprüften Unternehmens 

Anmerkung: 

BMU 
ANHANG 

Entscheidungsträger 

im Amt befmdliche Entscheidungsträger in Blaudruck 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Direktorium 

Bund 2 0 1 2/ 1 1  

BM 
ANHANG 

Entscheidungsträger 

Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation und 
Entwicklung des österreichischen Schulwesens 

OHm. Ferdinand LACINA 
(seit I .  Jänner 2006) 

Prof. Dr. Rudolf BRETSCHNEIDER 
( I .  Jänner 2006 bis 6. September 201 1 ) 

Dr. El isabeth HIRSCHBICHLER 
(seit 1 5. November 20 1 1 )  

Mag. Josef LUCYSHYN 
( I .  Jänner 2006 bis 3 1 .  März 2006 - interimistischer Direktor 
I .  April 2006 bis 29. März 201 2  - Direktor) 

DDr. Günter HAIDER - Direktor 
(seit I .  April 2006) 

Mag. Dipl.-Ing. Dr. Christian DORNINGER - interimistischer Direktor 
(seit 30. März 201 2) 
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